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Sonderzüge für 
Neofaschisten 

Auch beim Aufmarsch 
in Magdeburg prügelte 
die Polizei den Fa¬ 
schisten den Weg frei. 

Seite 5 


Ein neuer Abschnitt 

Die neue ägyptische 
Verfassung bringt den 
Frauen mehr Rechte 
und festigt den Einfluss 
der Militärs. 
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Schlacht um Monte 
Cassino 

Vor 70 Jahren bezahlten 
60 000 alliierte Soldaten Ei- 
senhowers antisowjetische 
Strategie mit dem Tod. 
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Erinnern - eine Brücke in die Zukunft 



„Auch ruhiges Land, auch ein Feld 
mit ein paar Raben drüber, mit Ge¬ 
treidehaufen und Erntefeuern, auch 
eine Straße für Fuhrwerke, Bauern und 
Liebespaare, auch ein kleiner Ferien¬ 
ort mit Jahrmarkt und Kirchturm kann 
zu einem Konzentrationslager hinfüh¬ 
ren. Struthof, Oranienburg, Auschwitz, 
Ravensbrück, Dachau, Neuengamme, 
Bergen-Belsen: das waren einmal Na¬ 
men wie andre, Namen auf Landkarten 
und in Reiseführern.“ 

Mit diesen Worten beginnt der Film 
„Nacht und Nebel“. Sie stammen von 
Jean Cayrol, übersetzt von Paul Ce¬ 
lan. Musik Hanns Eisler. Regie Alain 
Resnais. 

Resnais begnügte sich nicht mit Do¬ 
kumentaraufnahmen, sondern fuhr 
mit seinem Kameramann Sacha Vier¬ 
ny nach Auschwitz. Volker Schlön- 
dorff schreibt: „Um eigene Bilder zu 
haben, filmten sie die Reste der Lager, 
und zwar in Farbe, als Kontrast zu den 
Wochenschau-Dokumenten. Sie film¬ 
ten das Gras, das nun zwischen den 
Gleisen wuchs, den verrosteten Sta¬ 
cheldraht der Elektrozäune, die Ris¬ 
se in den Betonmauern der Gaskam¬ 
mern und vor allem die zu regelrech¬ 
ten Bergen auf gehäuften Schuhe und 
Brillen, die den Umgebrachten gehört 
hatten - und auch die Berge der Haa¬ 
re, die man ihnen abgeschnitten hatte, 
um Filzdecken daraus zu machen. 
Diese Bilder machten möglich, was 
keiner Einbildungskraft vorher gelun¬ 
gen war: sich den Tod von Millionen 
vorzustellen. Die Bilder der Leichen¬ 
berge hatten die Zuschauer erschla¬ 
gen, die Berge der Brillengestelle be¬ 
rührten sie. Mit den langen Fahrten 
an dem Zaun des ehemaligen Lagers 
entlang hatte der Regisseur zunächst 
einmal einen Zugang geschaffen. Die 
eigentlichen Dokumente wirkten in 
diesem Rahmen umso stärker.“ 

Im Dezember 1955 fertiggestellt, wird 
der Film einigen Herren aus der deut¬ 
schen Botschaft vorab bei einer Pri¬ 
vataufführung gezeigt. „Eisig“ seien 
die Reaktionen gewesen. 

Im März 1956 wird er einhellig als 
französischer Beitrag für die Filmfest¬ 
spiele von Cannes im April nominiert. 
Aber am 7. April 1956 streicht ihn das 


Auswahlkomitee überraschend von 
seiner Vorschlagsliste. Die Bundesre¬ 
gierung hatte die Absetzung verlangt. 
Das führt zu anhaltenden Protesten 
in Frankreich, ebenso in der Bundes¬ 
republik. Im Bundestag kommt es zu 
einer aktuellen Fragestunde. Staats¬ 
sekretär Hans Ritter von Lex - eini¬ 
ge Monate später hält er als Vertreter 
der Bundesregierung das Eingangs¬ 
plädoyer im KPD-Verbotsprozess - 
wird am 18. April zu den Gründen 
der Intervention gefragt. Die Ant¬ 
wort: Cannes sei nicht „der rechte 
Ort ... um einen Film zu zeigen, der 
nur allzuleicht dazu beitragen kann, 
den durch die nationalsozialistischen 
Verbrechen erzeugten Hass gegen 
das deutsche Volk in seiner Gesamt¬ 
heit wieder zu beleben.“ Am 29. Ap¬ 
ril kann „Nacht und Nebel“ außer¬ 
halb des eigentlichen Wettbewerbs 
in Cannes doch noch gezeigt werden. 
Auch in der Bundesrepublik ist er in 
zahlreichen Aufführungen zu sehen. 
Das Tabu bricht. 1963 kommt es zum 
Auschwitzprozess in Frankfurt. 


Seit 1996 gibt es den Auschwitztag als 
gesetzlichen Gedenktag. Er bezieht 
sich auf den 27. Januar 1945, dem Tag 
der Befreiung des Konzentrationsla¬ 
gers Auschwitz durch die Rote Armee. 
In Köln trägt ihn seit 1997 ein politisch 
denkbar breites Bündnis. Motto: „Erin¬ 
nern - eine Brücke in die Zukunft.“ Im 
vergangenen Jahr - 80 Jahre nach der 
Machtübernahme der Nationalsozialis¬ 
ten - ging es um die Kölnerinnen und 
Kölner, die als erste Opfer des begin¬ 
nenden Nazi-Terrors wurden. Im Auf¬ 
ruf hieß es: „Die ersten Opfer der Ge¬ 
walt verschwanden unmittelbar nach 
dem Reichstagsbrand am 27.2.1933 in 
den Haft- und Folterstätten der Kölner 
Polizei und der aus SA, SS und Stahl¬ 
helm rekrutierten ,Hilfspolizei‘. Nach¬ 
dem wesentliche Grundrechte aufge¬ 
hoben waren, kam es in den folgen¬ 
den Wochen in den Arbeitervierteln 
der Stadt zu überfallartigen Durch- 
suchungs- und Verhaftungsaktionen. 
Die Kölner politische Polizei nahm 
zunächst die lokale KPD-Leitung ins 
Visier. In den folgenden Monaten wur¬ 


den zahlreiche Vertreter der SPD und 
der freien Gewerkschaftsbewegung 
verhaftet.“ 

Die Antoniterkirche war wie immer 
überfüllt, als Schauspieler und Musiker 
mittels einer Textcollage die Ereignisse 
veranschaulichten. 

In diesem Jahr gedenken wir am 27. Ja¬ 
nuar der Menschen, die in Köln Ende 
1944 dem zunehmenden Terror der Ge¬ 
stapo ausgesetzt waren. Brutale Haft¬ 
bedingungen und Folterungen, Hin¬ 
richtungen ohne Gerichtsurteil be¬ 
stimmten die letzten Monate vor der 
Kapitulation der Nazis. Aber es wird 
auch von der Kölner Gruppe des „Na¬ 
tionalkomitee Freies Deutschland“ die 
Rede sein, in der 250 Personen unter¬ 
schiedlicher politischer Herkunft mit¬ 
arbeiteten. Traditionell endet der Auf¬ 
ruf mit dem Schwur der Überlebenden 
des KZ Buchenwald: „Die Vernichtung 
des Nazismus mit seinen Wurzeln ist 
unsere Losung, der Aufbau einer neu¬ 
en Welt des Friedens und der Freiheit 
ist unser Ziel“. 

Klaus Stein 


Ukrainische Ultras proben den Bürgerkrieg 

KPU prangert Einmischung von USA und EU an 


Am vergangenen Sonntag ist es in 
Kiew zu einer dramatischen Zuspit¬ 
zung der Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen der prowestlichen, antirussi¬ 
schen Maidan-Opposition und den Si¬ 
cherheitskräften gekommen. Auf einer 
als Volksversammlung bezeichneten 
Kundgebung hatten deren Teilnehmer, 
aufgehetzt von den Führern der Vater¬ 
landspartei Timoschenkos, der Klitsch- 
ko-Partei Schlag und der profaschisti¬ 
schen Swoboda (Freiheit), einen Um¬ 
sturzplan beschlossen. Dazu gehört die 
Bildung eines sogenannten Volksrats 
(alternatives Parlament aus den Rada- 
Abgeordneten der genannten drei Par¬ 
teien bei Ausschluss der Abgeordneten 
der Partei der Regionen und der KP), 
die Vorbereitung einer neuen Verfas¬ 
sung sowie die Gründung von Unter¬ 
abteilungen der kommunalen Polizei 
und Bürgerwehren. 

Anschließend versuchten mit Schutz¬ 
helmen und Masken, Knüppeln, Ei¬ 


senstangen, Ketten, Molotowcocktails, 
„Totschlägern“ und Steinen bewaff¬ 
nete - und offenbar zu diesem Zweck 
trainierte -, Sturmtrupps die Absper¬ 
rungen der Sicherheitskräfte vor dem 
Parlament und Regierungsgebäuden 
zu durchbrechen und die Gebäude zu 
stürmen. Polizeifahrzeuge wurden in 
Brand gesetzt. Es gab zahlreiche Ver¬ 
letzte, etwa 70 Angehörige der Sicher¬ 
heitskräfte mussten im Krankenhaus 
behandelt werden. Wenn in deutschen 
Medien in diesem Zusammenhang 
der Verdacht geäußert wurde, dass die 
Schlägertrupps Anhänger der Regie¬ 
rung sein könnten, zeigt dies erneut, zu 
welchen Gräuelmärchen sich manche 
westlichen Soldschreiber versteigen. 
Am Montag gingen die Auseinander¬ 
setzungen in Kiew und anderen Orten 
weiter. Unter anderem wurden nach 
Agenturberichten in der von den Swo- 
boda-Faschisten regierten westukraini¬ 
schen Stadt Lwiw (Lemberg) sowie in 


Odessa Stützpunkte der Polizeieinheit 
Berkut und der Truppen des Innenmi¬ 
nisteriums (mit den Truppen des Bun¬ 
desgrenzschutzes vergleichbar)von 
Oppositionellen mit Autos blockiert, 
um ihr Ausrücken zu verhindern. 

Der Vorsitzende der Kommunistischen 
Partei der Ukraine, Pjotr Simonenko, 
hat im Namen seiner Partei die neue 
Stufe der Konfrontation entschieden 
verurteilt und vor den Folgen gewarnt. 
Die Behauptung Klitschkos und ande¬ 
rer Führer der Maidan-Opposition, 
Grund für die Ausschreitungen sei die 
Verschärfung einiger Sicherheitsgeset¬ 
ze durch die Oberste Rada, entlarvt er 
als pure Heuchelei. Diese Gesetze, so 
Simonenko, seien im Wesen nur eine 
Übersetzung für in europäischen Län¬ 
dern und den USA geltende Bestim¬ 
mungen bei Verstößen gegen gelten¬ 
des Recht. In der Tat genügt ein Blick 
auf die in den letzten Jahren verschärf¬ 
ten Sicherheitsgesetze in Deutschland 


oder auf die 1968 beschlossenen Not¬ 
standsgesetze, die im Bedarfsfall aus 
der Schublade geholt werden können. 
Zugleich prangert der KPU-Vorsit¬ 
zende in einem Offenen Brief an den 
Präsidenten der Ukraine, Wiktor Janu- 
kowitsch, die Finanzierung und ander¬ 
weitige Unterstützung der Opposition 
durch diplomatische Vertretungen, Po¬ 
litiker, Parteien, Stiftungen und soge¬ 
nannte Nichtregierungsorganisationen 
aus den USA und der EU an. In dem 
Zusammenhang weist Simonenko ent¬ 
schieden die Kritik der Botschafter der 
USA, Pyatt, und der EU, Tombinski, 
am Gesetzgebungsprozess der Obers¬ 
ten Rada am 16. Januar zurück. Er for¬ 
dert von Janukowitsch, diese eklatante 
Eimischung in innere Angelegenhei¬ 
ten der Ukraine durch Einbestellung 
der Botschafter ins Innenministerium 
der Ukraine und Noten an die ent¬ 
sprechenden Institutionen der USA 
und der EU zu beantworten.Willi Gerns 


Thema der Woche 


Fotonachlese: 

Liebknecht-Luxemburg- 
Demonstration 2014 
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Proteste gegen die 
Sicherheitskonferenz 
in München 


Kein Frieden 
mit der NATO 
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München: Aktionsbündnis gegen 
die NATO-Sicherheitskonferenz 


Samstag, i. Februar 2014 


12.00 Uhr:Auftakt-Kundgebung-Ma¬ 
rienplatz 

13.30 Uhr: Demonstration rund um 
den Tagungsort der Kriegsstrategen 
15.00 Uhr: Schlusskundgebung - Ma¬ 
rienplatz 

Es sprechen:Jutta Ditfuth,Tobias Pflü¬ 
ger; Kulturprogramm 


Überzeugend... 

Nichts ist überzeugender, als eine 
persönliche Empfehlung. Daher 
liegt dieser Ausgabe ein UZ-Wer- 
beflyer bei. Wir bitten jede UZ-Le- 
serin und jeden UZ-Leser, diesen 
Flyer an eine Kollegin oder einen 
Kollegen, in der Nachbarschaft, an 
Freunde oder im Bündnisbereich 
weiterzureichen. Viele werden un¬ 
sere Zeitung noch nicht kennen, da 
wir keine teuren Werbekampagnen 
durchführen können. Redet bitte 
über die UZ, stellt sie vor und ladet 
zum kostenlosen Probelesen - und 
natürlich zu unserem Pressefest im 
Juni 2014-ein. 

Gerne senden wir weitere Flyer. 
Kurze/r Mail/Anruf genügt: info@ 
unsere-zeit.de, 0201-17788 923. 

Danke für die Unterstützung! 

Redaktion und Verlag der UZ 



Demonstration 
und Konferenz 

in Aachen am 15. Februar 2014 aus 
Anlass des 100. Jahrestages des Aus¬ 
bruchs des ersten imperialistischen 
Weltkriegs. 

Siehe Interview, Seite 7 


Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 

Die Formularefürdie Unterschriften¬ 
sammlung können als Datei oder als 
gedrucktes Formular beim Parteivor¬ 
stand bestellt werden oder von der 
Internetseite news.dkp.de herunter¬ 
geladen werden. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Werner Sorbok 


Wer nicht ausbildet, 
muss endlich zahlen! 


Den Ausbildungspakt kann man sich 
in die Haare schmieren. Zu dieser 
Wertung kommt die DGB-Jugend, 
nachdem in diesen Tagen das Bun¬ 
desinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
seine jährliche Bilanz veröffentlicht 
hat. Mit der Überschrift „Zahl der 
neu abgeschlossenen Ausbildungs¬ 
verträge fällt auf historischen Tief¬ 
stand“ ist die Hauptbotschaft der 
Untersuchung punktgenau getrof¬ 
fen. 

2013 wurden bundesweit 564 200 
Ausbildungsplatzangebote regist¬ 
riert, 20 300 weniger als im Vorjahr 
und damit „so wenig wie noch nie 
im wiedervereinigten Deutschland“. 
Zwar sank auch die Zahl der Suchen¬ 
den auf 614 300 Jugendliche, aber 
von diesen blieben 50100 unversorgt. 
„Kein junger Mensch darf Zurück¬ 
bleiben oder wertvolle Lebenszeit in 
Warteschleifen verlieren“, heißt es in 
dem Vertrag der Großkoalitionäre. 
Kein Wort, wie dieses erreicht wer¬ 
den kann, kein Wort von einer Aus¬ 
bildungsumlage. Selbst der NRW- 
Arbeitsminister Guntram Schneider 
(SPD) hatte im Dezember 2013 eine 
Ausbildungsumlage der Kammern 
für Firmen gefordert, die nicht aus¬ 
bilden. „60 Prozent der NRW-Fir- 
men könnten ausbilden, aber nur 30 
Prozent bilden aus“, führte er damals 
aus. Ungeachtet früherer Zusagen 
der Arbeitgeber war in NRW 2013 
zum dritten Mal in Folge die Zahl 
der Ausbildungsangebote gesunken. 
Doch bis Berlin ist diese Botschaft 
nicht gedrungen. Stattdessen heißt 
es völlig unverbindlich in dem Ko¬ 
alitionsvertrag von CDU, CSU und 
SPD: „Wir werden den Ausbildungs¬ 
pakt gemeinsam mit den Sozialpart¬ 
nern und den Ländern zur ,Allianz 
für Aus- und Weiterbildung 4 weiter¬ 
entwickeln. Ziel der Allianz ist die 
Umsetzung der Ausbildungsgarantie 
in Deutschland.“ 

Das wird nichts. Mit Appellen al¬ 
lein werden wir keine Perspektiven 
für die abgehängten Jugendlichen 
durchsetzen. 


In ihrem Aufruf „Wählt den Weg 
des Widerstandes“ zur Bundestags¬ 
wahl 2013 hatte die Sozialistische 
Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) 
bilanziert: „Politiker aller Parteien 
und Unternehmer aller Branchen 
erzählen uns: ,Bildung ist die Zu¬ 



kunft 4 . Dabei wird an Bildung im¬ 
mer mehr gespart. Sie erzählen uns: 
,Immer weniger Jugendliche sind 
ausbildungsfähig 4 Dabei haben sie 
diese Bedingungen nicht nur selbst 
geschaffen; sie tragen vielmehr die 
Verantwortung für fehlende Ausbil¬ 
dungsplätze, perspektivlose Schmal¬ 
spurausbildungen und Leiharbeit 
nach erlerntem Beruf.“ 

Ohne Druck auf das Kapital wird 
keine Besserung zu erreichen sein. 
Der DGB-Jugend-Ausbildungsex¬ 
perte Benjamin Krautschat fordert: 
„Die neue Bundesregierung sollte 
schnellstens durch eine gesetzliche 
Garantie sicherstellen, dass alle aus¬ 
bildungsinteressierten Jugendlichen 
auch eine Stelle bekommen und nicht 
in Warteschleifen oder ungewünschte 
Alternativen abgeschoben werden.“ 
Die DGB-Jugend kommt zu der 
Überzeugung: „Eine Ausbildungs¬ 
platzgarantie ist alternativlos.“ 

„Wer nicht ausbildet, soll zahlen!“ 
Diese Losung muss noch viel lauter 
werden. 



Wohnungs- und mietenpolitische 
Konferenz der DKP 

Samstag, 22. März, 10 bis 17 Uhr 

Frankfurt am Main, Haus Gallus, Seminarraum 3 


Rentenkosmetik ä la Andrea Nahles 

Auch die aktuellen Rentenpläne werden Altersarmut nicht verhindern 


Die Renten sind sicher „dank“ unter¬ 
lassener Anpassung der Rente an Löh¬ 
ne und Inflationsrate. Heute sind sie 
immer weniger geeignet, allen Rent- 
nerlnnen ein auskömmliches Leben 
zu ermöglichen. Eine Anpassung an 
die Managergehälter war und ist auch 
in Zukunft nicht vorgesehen. Klar, für 
so etwas schließen Kapitalisten keinen 
Solidarpakt. 

Stattdessen betrieben CDU/CSU, FDP, 
SPD und Grüne in wechselnden Koa¬ 
litionen seit 2001 in Tateinheit kon¬ 
tinuierlich die Abkehr von der Le¬ 
bensstandardsicherung für die Rent- 
nerlnnen hin zur Beitragsdeckelung 
zugunsten der Unternehmen. Diese 
systematische Demontage der gesetzli¬ 
chen „dynamischen“ Rente einschließ¬ 
lich des Übergangs zur Rente erst ab 
67 dient vor allem der Umverteilung 
von den Arbeits- und Sozialeinkom¬ 
men zugunsten von Gewinnen und 
Vermögenseinkommen und führt di¬ 
rekt zur Verarmung der kommenden 
Rentnergenerationen. Das muss aber 
nicht so bleiben. 

Dazu aber ist statt einer nur untaug¬ 
lichen Rentenkosmetik ä lä Andrea 
Nahles (SPD), eine wirklich grund¬ 
legende Rentenreform angesagt. Die 
neue Bundesministerin für Arbeit und 
Soziales macht gerade ein Reförm- 
chen, dessen Echo dennoch im bun¬ 
desdeutschen Blätterwald mächtiges 
Rauschen verursacht. Die Reaktionen 
reichen von „reinem Irrsinn“ (Grüne) 
bis zum „Schritt in die richtige Rich¬ 
tung“ (DGB). Nahles 4 Rentenentwurf 
ist nichts Halbes und schon gar nichts 
Ganzes. 

Der Gesetzesentwurf sieht vor, dass 
Mütter für Kinder, die vor 1992 gebo¬ 
ren sind, künftig einen Rentenpunkt 
mehr bekommen. Das erhöht im Wes¬ 
ten die Rente um rund 28 Euro, im Os¬ 
ten um ca. 26 Euro im Monat. Mütter 
von später geborenen Kindern erhal¬ 
ten weiterhin drei Rentenpunkte. 

Wer 45 Jahre lang Rentenversiche¬ 
rungsbeiträge gezahlt hat, soll künf¬ 
tig mit 63 Jahren ohne Abschläge in 
den Ruhestand gehen können. Für 
jeden Monat, den die Rente vor dem 
gesetzlichen Renteneintrittsalter be¬ 
ginnt (2014: 65 Jahre und drei Mona¬ 
te), wird das Altersgeld um 0,3 Prozent 
gekürzt. Dieser lebenslange Abschlag 
entfällt bei der Rente mit 63. Aus der 
Rente mit 63 wird bis 2029 die Rente 
mit 65. Die Schwelle soll aber schritt¬ 
weise steigen. 

Die neue „Altersrente für besonders 
langjährig Versicherte“ gilt ab 63 Jah¬ 



ren nur für Versicherte, die vor dem 
1. Januar 1953 geboren sind und de¬ 
ren Rente nach dem 1. Juli 2014 be¬ 
ginnt. Für ab 1953 Geborene steigt die 
Altersgrenze mit jedem Jahrgang um 
zwei Monate. Für ab 1964 Geborene 
liegt sie somit bei 65 Jahren. 

Bisher gab es nur eine „Rente für be¬ 
sonders langjährig Versicherte“ ab 65 
Jahren. Die neue Rente mit 63 erwei¬ 
tert diese Regel und senkt minimal die 
Anspruchsvoraussetzungen. Zeiten 
der Arbeitslosigkeit werden als Bei¬ 
tragsjahre mitgezählt, wenn Anspruch 
auf das reguläre Arbeitslosengeld I 
bestand. Hartz-IV-Empfänger bleiben 
außen vor. Durch die Umsetzung der 
vorgestellten Rentenpläne würden die 
Kosten von anfangs 4,4 auf elf Milliar¬ 
den im Jahr 2030 wachsen. 

Nahles hat schon angekündigt, dass 
die Rentenneuregelungen ab 2018 
über Steuermittel mitfinanziert wer¬ 
den sollen, um die Beiträge nicht er¬ 
höhen zu müssen. Die Partei „Die 
Linke 44 und Grüne kritisieren ge¬ 
meinsam, dass Nahles die Finanzie¬ 
rung vornehmlich 
aus den Renten¬ 
kassen bestreiten 
will, nicht aber 
die Steuerzah¬ 
ler belastet. Und 
auch der Vorsit¬ 
zende des Deut¬ 
schen Gewerk¬ 
schaftsbundes, 

Michael Sommer, 
warnt in diesem 
Zusammenhang 
vor der „Über- 
strapazierung der 
Rentenkasse“ und 
fordert, dass Nah¬ 
les 4 Neuregelun¬ 
gen ab sofort aus 
Steuermitteln bezahlt werden sollen, 
da für sie nicht in die Rentenkasse ein¬ 
gezahlt wurde. 

Das begreife wer will. Steuerfinanzie¬ 
rung statt der Beitragsfinanzierung be¬ 
deutet unter der gegebenen Struktur 
des gesamten Steueraufkommens nur 
eine noch verstecktere Form der Um¬ 
verteilung von den Lohn- und Sozial¬ 
einkommen zugunsten der Einkom¬ 
men aus Kapital und Vermögen, da 
inzwischen rund 80 Prozent des Steu¬ 
eraufkommens von den Beziehern von 
Lohn- und Sozialeinkommen aufge¬ 
bracht werden. Die Rentenbeiträge - 
auch der sogenannte Arbeitgeberan¬ 
teil, - sind Bestandteil des Lohns der 
arbeitenden Menschen. Jede Senkung 


der „Lohnnebenkosten“ - früher von 
Unternehmern und Regierung voll¬ 
mundig als „Zweiter Lohn“ geprie¬ 
sen - kommt also zur Hälfte den Un¬ 
ternehmen zugute. Die Beschäftigten 
aber müssen, um ihre Rentenhöhe zu 
sichern, für eine Beitragssenkung dann 
mehr als das Doppelte ihrer „Entlas¬ 
tung“ wieder für ihre „Privatvorsorge“ 
aufbringen und/oder fangen sich Leis¬ 
tungskürzungen damit ein. 

Es ist noch nicht lange her, da hat der 
DGB einmal vorgerechnet, dass bei 
einem Verzicht von Beitragssenkun¬ 
gen in Richtung 19 Prozent und man 
stattdessen ab 2014 den Beitragssatz 
um jährlich 0,1 Prozentpunkte bis auf 
maximal 22 Prozent im Jahr 2025 er¬ 
höht, man den Verzicht auf die Ren¬ 
te mit 67 und die Stabilisierung des 
Rentenniveaus finanzieren könne und 
so dennoch genügend Geld für eine 
Rente nach Mindesteinkommen üb¬ 
rig bleibt. Darüber hinaus brauchen 
wir die schrittweise Einbeziehung al¬ 
ler Erwerbstätigen in die gesetzliche 
Rentenversicherung, um so eine soli¬ 


darische Erwerbstätigenversicherung 
auf der Grundlage eines neuen Ge¬ 
nerationenvertrages zu schaffen. An¬ 
sonsten finanziert die Lidl Kassiererin 
mit ihren Rentenkassenbeiträgen die 
höheren Mütterrenten von z.B. Unter¬ 
nehmer-, Rechtsanwalts- und Zahn¬ 
arztgattinnen mit. 

Eine auskömmliche Rente im Alter 
kann nur gegen die Kapitalinteressen 
erkämpft werden. Dazu sind ab sofort 
auch auf Umverteilung orientierte 
Tarifkämpfe und die Schaffung einer 
„großen Koalition von unten“, gebildet 
aus Gewerkschaften, Sozialverbänden, 
und allen gesellschaftlichen Kräften, 
die dafür aktiv kämpfen wollen, not¬ 
wendig. Manfred Dietenberger 


Die Exportwalze rollt weiter 

Deutschland - Störenfried Nummer i in der Weltwirtschaft 


Eine Schneise der Verwüstung zieht 
die deutsche Exportwalze durch die 
globale Ökonomie. Nach Schätzungen 
des ifo Instituts erzielte die deutsche 
Wirtschaft im Jahr 2013 den höchsten 
Leistungsbilanzüberschuss seiner Ge¬ 
schichte. Mit 200 Milliarden Euro (+ 
8 Prozent gegenüber Vorjahr) war er 
deutlich höher als der Überschuss der 
weltgrößten Handelsnation China, der 
mit 195 Milliarden Euro etwa konstant 
blieb. Auf Rang drei folgt der Erdöl¬ 
exporteur Saudi Arabien (ifo-Presse - 
dienst, 14.1.14). 

Die hohen Leistungsbilanzüberschüs¬ 
se sind zum größten Teil auf die ho¬ 
hen Exportüberschüsse zurückzufüh¬ 
ren. Zwar nahmen die Exporte im Jahr 
2013 vor allem wegen der verringerten 
Absatzmöglichkeiten in die kriselnden 
Peripheriestaaten der EU nur noch 
um 0,1 Prozent zu, aber die Importe 
verringerten sich um 0,6 Prozent, wo¬ 
durch der Aktivsaldo in der Handels¬ 
bilanz weiter anstieg (destatis-presse, 
15.1.14). 

Der Rekordüberschuss der deutschen 
Leistungsbilanz entspricht 7,3 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (in China 
liegt er nur bei 2,6 Prozent des BIP). 
Und die Exportwalze rollt weiter. Im 
laufenden Jahr soll der Überschuss 
auf 7,4 Prozent des BIP steigen, sa¬ 


gen die ifo-Experten voraus. Eigent¬ 
lich wäre eine Rüge aus Brüssel fällig 
und sogar eine Strafzahlung von bis 
zu 0,1 Prozent des BIP, denn die EU- 
Kommission definiert Leistungsbi¬ 
lanzüberschüsse ab sechs Prozent als 
erhebliche Gefahr für die wirtschaft¬ 
liche Stabilität und Verstärkung der 
globalen Ungleichgewichte. Der Vor¬ 
wurf lautet, Deutschland tue zu wenig 
für die Binnenkonjunktur und damit 
die Belebung der Importe und förde¬ 
re stattdessen die Exporte. Es ist da¬ 
mit für die Finanz- und Schuldenkri¬ 
se mitverantwortlich. Denn Ländern 
mit Exportüberschüssen stehen Staa¬ 
ten mit Defiziten gegenüber, die ihre 
Importe über Schulden finanzieren 
müssen. 

Die EU-Kommission will deshalb die 
deutschen Exportüberschüsse genauer 
„unter die Lupe nehmen“. Doch das tut 
sie angeblich schon lange, denn schon 
seit Jahren in Folge liegt der Über¬ 
schuss bei über sechs Prozent des BIP. 
Wer will sich schon mit der größten 
Wirtschaftsmacht der EU anlegen!? 
Die Bundesregierung argumentiert, 
dass sich in den vergangenen drei Jah¬ 
ren die Überschüsse gegenüber dem 
restlichen Euroraum merklich verrin¬ 
gert hätten. Aus der Not der Krisen¬ 
länder, sich infolge der Spardiktate 


weniger deutsche Einfuhren leisten 
zu können, wird so noch eine deutsche 
Tugend gemacht. In die Kritik gegen 


Leistungsbilanz 

Handels- (Waren-Exporte und -Impor¬ 
te) Dienstleistungsbilanz sind Teil der 
Leistungsbilanz, in die zusätzlich die 
Übertragungsbilanz (z.B. Überwei¬ 
sungen ausländischer Arbeitskräfte, 
Zahlungen an EU und internationa¬ 
le Organisationen, Entwicklungshil¬ 
fe) und die Bilanz- der Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen (z.B.Gewinn- 
und Zinstransfer) eingehen. 


Deutschland haben sich in den vergan¬ 
genen Monaten die USA verstärkt ein¬ 
geschaltet. „Deutschlands anämisches 
Wachstum der Binnennachfrage und 
seine Exportabhängigkeit haben ein 
Ausbalancieren in einer Zeit behin¬ 
dert, in der viele Länder der Eurozone 
stark unter Druck standen, die Nach¬ 
frage zu bremsen und Importe zurück¬ 
zufahren“, steht in einem Bericht von 
Experten des US-Finanzministeriums 
(zit. nach SZ, 13.11.13). Auf gut deutsch 
heißt das: Deutschland saniert sich auf 
Kosten der anderen Euroländer und 


tut wenig, um mit staatlichen Investiti¬ 
onen, z.B. im Bereich der Infrastruktur 
und über höheren Privatkonsum, z.B. 
über die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns den Binnenkonsum zu 
stärken und damit auch die Importe 
zu erhöhen. 

Weltmeister bei Kapitalexport 

Mit dem Weltrekord beim Leistungs¬ 
bilanzüberschuss, war „Deutschland 
auch der größte Kapitalexporteur der 
Welt 44 stellt das ifo-Institut fest. „De¬ 
finitionsgemäß messen Leistungsbi¬ 
lanzüberschüsse jenen Teil der Er¬ 
sparnis eines Landes, der nicht zuhau¬ 
se investiert wird. Anstatt im Inland 
zu investieren, exportierte Deutsch¬ 
land wiederum einen Großteil seiner 
Ersparnis ins Ausland 44 . Es investier¬ 
te „in Sach- und Finanzanlagen im 
Rest der Welt“. Die Finanzinvestiti¬ 
onen - zum großen Teil spekulativer 
Art - haben zu inflationären Aktien-, 
Immobilien- und Kreditblasen, z.B. 
den USA, mit beigetragen. Investiti¬ 
onen in Sachanlagen haben wieder¬ 
um vor allem die großen Konzerne 
vorgenommen, indem sie im Ausland 
verstärkt Firmen übernahmen, sich an 
anderen Konzernen beteiligten oder 
Tochterbetriebe gründeten. Der Ex¬ 
portwalze folgte so die Kapitaloffen¬ 


sive. Was in der Folge den Posten „Er¬ 
werbs- und Vermögenseinkommen“ 
in der Leistungsbilanz erhöhte, also 
Profite und Zinsen, die deutsche Kon¬ 
zerne, Geldvermögensbesitzer, Finan¬ 
zinvestoren und andere Spekulanten 
im Ausland erzielt und nach Deutsch¬ 
land transferiert haben. Im Jahr 2012 
waren das 51,8 Milliarden Euro, mehr 
als ein Viertel des Leistungsbilanz¬ 
überschusses. 

Deutsche Sachanlageinvestitionen 
wurden schwerpunktmäßig in den 
USA vorgenommen; umgekehrt betei¬ 
ligten sich US-Investoren verstärkt an 
Dax-Konzernen - z.B. Blackrock - und 
anderen Firmen. Das führte zu einer 
immer stärkeren gegenseitigen Ver¬ 
flechtung und kapitalmäßigen Durch¬ 
dringung der beiden Ökonomien und 
erklärt u.a. weshalb gerade die Bun¬ 
desregierung und die deutschen Wirt¬ 
schaftsverbände an einem raschen Ab¬ 
schluss eines Freihandels- und Inves¬ 
titionsschutzabkommens - TTIP - so 
stark interessiert sind. 

Fred Schmid,isw 

Siehe dazu auch: isw-report 95 (Leo Mayer/ 
Fred Schmid): Die Krise und die Spaltung Eu¬ 
ropas - Europa am Scheideweg. Hier insbe¬ 
sondere zu den Gründen der deutschen Ex¬ 
portstärke. 
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„Wenn der Betriebsrat nicht zurücktritt, 
fahre ich die Firma vor die Wand.“ 


Hermann Jakobs schreibt seine eigenen Gesetze 



W enn das ganze nicht pure Re¬ 
alität wäre, hätte man diesen 
Artikel mit den Worten „Es 
war einmal... “ beginnen können. Aber 
erst einmal der Reihe nach. Am 19. De¬ 
zember 2011 haben die Beschäftigten 
der Firma KMB in Marsberg erstmals 
einen Betriebsrat gewählt. 75 organi¬ 
sierte Mitglieder der IG BAU forder¬ 
ten von der Geschäftsleitung, sich an 
den in der Branche üblichen Regelun¬ 
gen bei Überstunden zu orientieren 
sowie eine gerechte Eingruppierung. 
Nach einem harten Kampf mit end¬ 
losen Gerichtsverfahren und Anfech¬ 
tung der Betriebsrats wählen inklusive 
Strafverfahren gegen die IG BAU mit 
Hausverbot konnte der Betriebsrat sei¬ 
ne Arbeit aufnehmen. 

24 Mitarbeiter kandidierten für den 
siebenköpfigen Betriebsrat. Ein Erfolg 
auf ganzer Linie gegen die Diktatur des 
Arbeitgebers. Wer jedoch dachte, dass 
die Firma KMB die Wahlen anerken¬ 
nen würde, sah sich getäuscht. Im Fe¬ 
bruar 2012 war das Entsetzen bei 24 
Kandidaten zur BR-Wahl groß. Ohne 
große Begründung zahlte der Arbeit¬ 
geber die Löhne für den Monat Januar 
nicht, gleichzeitig forderte er auf einer 
Betriebsversammlung: „Wenn der Be¬ 
triebsrat nicht zurücktritt, fahre ich die 
Firma vor die Wand.“ 

Nach Urteil des Arbeitsgericht Arns¬ 
berg im März musste 21 Mitarbeitern 
der nicht gezahlte Lohn ausgezahlt 
werden. Wer dachte, dass nun ein nor¬ 
males Arbeitsklima bei der Firma 
KMB herrschen würde, kannte die kri¬ 
minelle Energie des Hermann Jakobs, 
Chef des Beton-Fertigteile-Herstel- 
lers KMB, nicht. Immer wieder wur¬ 
den neue Attacken gegen die gewähl¬ 
te Arbeitnehmervertretung gefahren, 
Schikane und Repressalien standen 
auf der Tagesordnung ganz oben. Die 
Belegschaft wurde gespalten, wer sich 
von Betriebsrat und Gewerkschaft ab¬ 
wandte und dieses öffentlich bekunde¬ 
te, durfte sich über den ein oder ande¬ 
ren Vorteil freuen. 

Nachdem die IG BAU die Geschäfts¬ 
leitung der Firma KMB mehrmals auf¬ 
forderte, mit ihr Haustarifverhandlun¬ 
gen aufzunehmen, kam es im Juni 2012 
zum Streik bei der Firma KMB. Im Juli 
meldete sich Hermann Jakobs zu Wort 
und erklärte, dass er bereit sei, mit der 
IG BAU zu verhandeln, wenn der Be¬ 
triebsrat zurücktrete. Die Belegschaft 
wollte ein Signal senden und setzte 
den Streik für 14 Tage aus. Doch statt 


die Bereitschaft der Belegschaft anzu¬ 
nehmen, blühte die kriminelle Energie 
von Hermann Jakobs richtig auf. Für 
die Zeit der Streikaussetzung erhiel¬ 
ten die „Streikenden“ keinen Lohn. 
Die Auseinandersetzungen zwischen 
Belegschaft und Geschäftsführung es¬ 
kalierten zusehends. 

Als 14 Streikende an ihren Arbeits¬ 
platz zurück kehren wollten, verwei¬ 
gerte die Geschäftsleitung der KMB 
ihnen den Zutritt auf das Firmenge¬ 
lände, sprach Hausverbote und Kündi¬ 
gungen aus. Im Februar 2013 gab das 
Arbeitsgericht Arnsberg, das 42 Ver¬ 
handlungspunkte abarbeiten muss¬ 
te, den Streikenden in allen Punkten 
Recht. Die Firma KMB musste alle 
ausstehenden Löhne nachzahlen und 
die Streikenden durften zurück an ih¬ 
ren Arbeitsplatz. 

Hermann Jakobs schrieb jetzt seine ei¬ 
genen Gesetze. Am 19. Februar 2013 
stellte die KMB einen Insolvenzan¬ 
trag, aber bereits im November 2012 
wurde auf dem gleichen Gelände die 
Kombiton GmbH gegründet. Bereits 
am 28. März war in der WAZ zu lesen, 
dass alle Restmaterialien verbraucht 
und jede Geschäftstätigkeit bei der 
KMB beendet sei. Bei Kombiton ar¬ 
beitete, wen wundert es, der Teil der 
ehemaligen KMB-Belegschaft, der 
von Gewerkschaftern als arbeitge¬ 
berhörig bzw. erpressbar eingestuft 
wird. Kombiton führte die Geschäfte 
der KMB weiter, die gleichen Kunden, 
die gleiche Produktion, die gleichen 
Lieferanten. Für die IG BAU waren 


KMB und Kombiton jedoch ein und 
dieselbe Firma. Jakobs würde lediglich 
versuchen die Firma unter einem neu¬ 
en Namen und betriebsratsfrei weiter 
zu führen. 

Nach Strafanzeige der IG BAU ge¬ 
gen Jakobs wegen vorgetäuschter In¬ 
solvenz und Verdacht auf Insolvenz¬ 
betrug gegen Gesellschaftsvorsitzen¬ 
den Hermann Jakobs, Prokurist Josef 
Uhrhan und Geschäftsführer Micha¬ 
el Krenz beschäftigte sich jetzt die 
Staatsanwaltschaft mit der Insolvenz. 
Gleichzeitig hat die Gewerkschaft 
eine Weiterbeschäftigung der elf Strei¬ 
kenden bei der Kombiton eingeklagt, 
sowie die Auszahlung der ausstehen¬ 
den Löhne bis dato. Zusätzlich hagelte 
es noch eine Strafanzeige wegen Be¬ 
hinderung der Betriebsratsarbeit. Am 
27.08.2013 gab das Arbeitsgericht Ols¬ 
berg der IG Bau in diesem und auch 
in weiteren Punkten Recht, zudem gab 
es eine üppige Lohnnachzahlung ein 
Erfolg auf ganzer Linie: 

Das Arbeitsgericht in Olsberg hat ent¬ 
schieden, dass die Kombiton GmbH 
(Nachfolgebetrieb der KMB GmbH) 
in Marsberg die Mitarbeiter weiterbe¬ 
schäftigen muss, die bei KMB für hö¬ 
here Löhne gestreikt haben. Darüber 
hinaus muss der Betrieb den 14 Be¬ 
troffenen ihre Löhne für Juli und Au¬ 
gust 2012 sowie November 2012 bis 
Juni 2013 rückwirkend auszahlen - 
macht insgesamt 152 295,22 Euro. 

Für das Gericht bestand kein Zweifel, 
dass hier ein Betriebsübergang vorlag, 
bei dem die Mitarbeiter hätten über¬ 


nommen werden müssen. Doch Herr 
Jakobs wäre nicht Herr Jakobs, wenn 
man dieses hingenommen hätte. In der 
Lösung der Probleme handelte er wie 
gewohnt, es wurde Insolvenz für die 
Firma Kombiton Nachfolgebetrieb 
der KMB angemeldet. Um als Sau¬ 
bermann weiter im Hochsauerland zu 
gelten wurde bereits frühzeitig an ei¬ 
nen Strohmann abgegeben. 

Am 10. Januar 2014 hat es eine Gläu¬ 
bigerversammlung bei der Firma Kom¬ 
biton gegeben. Die verbleibenden Ar¬ 
beitnehmer und die aufrichtigen Strei¬ 
kenden haben bereits die Kündigung 
erhalten. Als Grund für die Insolvenz 
wurde das Urteil des Arbeitsgerich¬ 
tes genannt. Hauptgläubiger sind das 
Arbeitsamt, Arbeitnehmer und einige 
Lieferanten. Interessant ist, die Firma 
Kombiton hat keine Mietrückstände, 
die Mieten wurden pünktlich bezahlt. 
Gebäude und Anlagen gehören der 
Siewert & Jakobs GmbH & Co. KG, 
Diemelstadt. Persönlich haftender Ge¬ 
sellschafter: Hermann Jakobs. Der lang¬ 
fristige, dynamische Mietvertrag lief 
Ende 2013 aus. Der Geschäftsbericht 
2011 weist als Miete 46 000 Euro plus 
Steuer pro Monat aus. Hoffnung macht 
sich indes Ortsvorsteher Franz-Josef 
Weiften in der WAZ, dass es nach der 
Schließung doch noch weitergeht: „Ich 
habe gehört, dass es eventuell einen In¬ 
teressenten gibt, der mit einem neuen 
Betrieb weitermachen will.“ Wird es im 
Sauerland eine Fortsetzung Geschichte 
von Hermann Jakobs und seiner krimi¬ 
nellen Energie geben? S. Bauknecht 


Pädagogische Saisonarbeit 

GEW: Sparmaßnahmen auf Kosten der 
Arbeitslosenversicherung unterbinden! 


Allianz für den freien Sonntag 

Von der Kommune bis nach Brüssel 


Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) kritisiert, dass 
die Bundesländer Lehrkräfte vor 
den Ferien entlassen und nach den 
Ferien wieder einstellen. Wie weit 
diese skandalöse Praxis verbreitet 
ist, belegt eine aktuelle Auswertung 
der Bundesagentur für Arbeit (BA). 
Demnach kam es im Jahr 2013 in den 
Monaten mit Sommerferien zu ei¬ 
nem sprunghaften Anstieg der Ar¬ 
beitslosmeldungen von Lehrkräften. 
„Das hire-and-fire-Prinzip wird weder 
den Schülerinnen und Schülern noch 
den Lehrkräften gerecht. Hier sanie¬ 
ren sich die Bundesländer als Arbeit¬ 
geber auf Kosten der Beitragszah¬ 
ler“, kritisierte die GEW-Vorsitzende 
Marlis Tepe. 

Das Phänomen der saisonalen Lehrer¬ 
arbeitslosigkeit fällt bereits seit einigen 
Jahren auf. Die Anzahl der zusätzlich 
arbeitslos gemeldeten Lehrkräfte lag 
laut BA in diesem Sommer bei rund 
6 400, im Vorjahr waren es rund 5 500. 
Spitzenreiter ist mit 1 680 zusätzlichen 
Arbeitslosen Baden-Württemberg. 
Das Phänomen lässt sich aber auch in 
allen anderen westdeutschen und ab¬ 
geschwächt auch in den ostdeutschen 
Bundesländern nachweisen. 


„Wir gehen davon aus, dass zu diesen 
gemeldeten Arbeitslosen noch eine 
unbekannte Zahl entlassener Lehr¬ 
kräfte hinzuzurechnen ist. Diese mel¬ 
den sich gar nicht erst arbeitslos, da 
sie wegen fehlender Leistungsvoraus¬ 
setzungen keine finanziellen Vortei¬ 
le der Meldung sehen oder auf einen 
Anschlussvertrag nach den Ferien hof¬ 
fen“, erklärte Tepe. Schulpersonalräte 
berichteten, dass auch andere Schul¬ 
ferien gerne bei Vertretungsverträgen 
ausgespart werden. Die genaue Zahl 
befristet beschäftigter Lehrkräfte sei 
aber leider nicht genau zu erfassen, be¬ 
mängelte die GEW-Vorsitzende. 

Tepe wies auf die Konsequenzen die¬ 
ser Befristungspraxis hin: „Die Schulen 
haben zu Beginn eines neuen Schul¬ 
jahres noch keine Gewissheit über die 
Lehrerversorgung und müssen oft zwei 
Wochen oder länger die Stundenplä¬ 
ne ändern. Darunter leiden auch die 
Schülerinnen und Schüler. Für die be¬ 
troffenen Lehrkräfte bedeutet dieses 
Sparmodell andauernde Jobunsicher¬ 
heit und unbezahlte Arbeit. Denn: 
Auch wenn der Arbeitsvertrag ausge¬ 
laufen ist, so muss der Unterricht für 
das neue Schuljahr trotzdem vorberei¬ 
tet werden.“ 


Die „Allianz für den freien Sonntag“ 
engagiert sich für eine humane und fa¬ 
milienfreundliche Zeitkultur. Sie ver¬ 
steht den Sonntag als Kulturgut, das es 
zu bewahren und gegen ökonomische 
Interessen zu verteidigen gilt. Ent¬ 
schieden wendet sie sich gegen die seit 
Jahren zu beobachtende Zunahme von 
Sonntagsarbeit im Einzelhandel wie in 
vielen weiteren Branchen. Gegen die 
schleichende Umwandlung des Sonn¬ 
tags zu einem Werktag wehrt sich die 
Allianz auf allen politischen Ebenen, 
von der Kommune bis nach Brüssel. 
Initiatoren der Bewegung sind die 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di), die Katholische Arbeitneh¬ 
merbewegung, der Bundesverband 
Evangelischer Arbeitnehmerorgani¬ 
sationen, die katholische Betriebsseel¬ 
sorge und der Kirchliche Dienst in der 
Arbeitswelt der EKD. Daneben haben 
sich zahlreiche Mitstreiter und Unter¬ 
stützer aus Kirchen, Gewerkschaften 
und anderen gesellschaftlichen Berei¬ 
chen angeschlossen. 

Ein gemeinsamer freier Tag ohne Arbeit 
und Kommerz - für dieses Ziel kämp¬ 
fen Sonntagsallianzen an vielen Orten 
Deutschlands. Die Allianz für den frei¬ 
en Sonntag ist heute in neun Bundes¬ 
ländern (Bayern, Baden-Württemberg, 


Saarland, Rheinland-Pfalz, Nordrhein- 
Westfalen, Hessen, Thüringen, Sachsen 
und Niedersachsen) vetreten. 

Unter dem Motto „Freiheit für den 
Sonntag“ lädt die Allianz zur 5. bun¬ 
desweiten Zeitkonferenz nach Düs¬ 
seldorf ein. Sie dient dem gegensei¬ 
tigen Austausch und der Vernetzung 
von Sonntagsschützer/innen in ganz 
Deutschland. 

Im Vorfeld des Internationalen Tages 
des freien Sonntags am 3. März sowie 
zahlreicher Kommunal- und Landtags¬ 
wahlen im Jahr 2014 diskutiert sie über 
die aktuellen Entwicklungen beim 
Sonntagsschutz und gibt Impulse für 
gemeinsame Aktionen. Im Blickpunkt 
steht auch eine internationale Kampa¬ 
gne zur Europawahl am 25. Mai. 

Die Teilnahme an der Konferenz ist 
kostenlos, die Reisekosten werden von 
den Teilnehmenden bzw. ihren Orga¬ 
nisationen getragen. Die Freistellung 
für Betriebsratsmitglieder nach § 37,7 
BetrVG ist beantragt. 

5 . Zeitkonferenz der Allianz 
für den freien Sonntag 

Dienstag, 25 . Februar 2014 
von 10.30 Uhr bis 16.00 Uhr 
Ort: ver.di-Landesbezirk NRW 
Karlstr. 123 - 127,40210 Düsseldorf 


Akademiker mit Niedriglöhnen 

Nach Berechnungen des Duisburger In¬ 
stituts für Arbeit und Qualifikation IAQ 
erhalten rund 8,6 Prozent, also etwa 688 
000 Menschen der abhängig Beschäftig¬ 
ten mit einem Hochschulabschluss im 
vergangenen Jahr nur 9,30 Euro brutto 
die Stunde oder noch weniger. Die Ar¬ 
beitsmarktexpertin des Instituts. Clau¬ 
dia Weinkopf, stellte fest, dass es „seit 
Jahren eine konstante Gruppe (sieben 
bis zwölf Prozent) von akademisch aus¬ 
gebildeten Arbeitnehmern gibt, die zu 
geringen Löhnen arbeiten“. 


IG BCE fordert 5,5 Prozent 

Die Tarifverhandlungen für die rund 
550 000 Beschäftigten in der chemi¬ 
schen Industrie sind Mitte vergange¬ 
ner Woche ohne Ergebnis geblieben. 
Die IG BCE fordert eine Erhöhung 
der Entgelte um 5,5 Prozent und eine 
Anhebung der Ausbildungsvergütun¬ 
gen um 60 Euro. Die Laufzeit des neuen 
Tarifvertrags soll zwölf Monate betra¬ 
gen. Außerdem will die Gewerkschaft 
den Tarifvertrag „Zukunft durch Aus¬ 
bildung“ fortschreiben und die Über¬ 
nahmesituation nach der Ausbildung 
verbessern. 

Die Chemie-Verbandsherren blieben 
stur, dies obwohl die Daten der Wirt¬ 
schaftsinstitute und Erhebungen zei¬ 
gen. „Der Chemie geht es insgesamt 
gut, die Konjunktur läuft auf hohem Ni¬ 
veau stabil und robust. Die Prognosen 
weisen nach oben - und weil es berg¬ 
auf geht, ist es schlicht widersinnig, dass 
die Arbeitgeber auf die Bremse treten 
wollen. Das grenzt schon an Realitäts¬ 
verweigerung, da machen wir nicht mit“, 
so der IG BCE-Verhandlungsführer 
Peter Hausmann. Die IG BCE werde 
jetzt ihren Forderungen demonstrativ 
Nachdruck verleihen, Aktionen vor Ort 
laufen an. „Die Arbeitgeber wären gut 
beraten, endlich in einen konstrukti¬ 
ven Verhandlungsmodus zu schalten“, 
so Hausmann. „Die Erwartungshaltung 
ist hoch, der Unmut in den Betrieben 
wächst. Die IG BCE ist jederzeit in der 
Lage, ihre Mitgliedschaft zu mobilisie¬ 
ren“ gab sich Hausmann kämpferisch. 


Viele Niedrigverdiener 
in Ostdeutschland 

Laut der Bundesagentur für Arbeit 
„verdienen“ über vier Millionen Voll¬ 
zeitbeschäftigte in Deutschland mo¬ 
natlich weniger als 1 926 Euro brutto. 
Besonders hoch ist der Anteil der Nied¬ 
rigverdiener in Ostdeutschland. Alar¬ 
mierend: In Mecklenburg-Vorpommern 
ist bald fast jeder zweite Beschäftigte 
ein Niedriglohnverdiener. 


Höhere Heizkosten 
für viele Mieter 

Bald flattern wieder die Heizkostenab¬ 
rechnungen für das vergangene Jahr ins 
Haus. Und wieder müssen Mieter mit 
höheren Heizkosten als noch im Vorjahr 
rechnen. Nach einer Prognose des Deut¬ 
schen Mieterbundes (DMB) müssen für 
eine 70 Quadratmeter große, fernwär¬ 
mebeheizte Wohnung im Durchschnitt 
931 Euro an Heizkosten gezahlt wer¬ 
den, 71 Euro mehr als noch 2012. Eine 
vergleichbare Wohnung mit Gasheizung 
kostete 2013 voraussichtlich 820 Euro, 
50 Euro mehr als noch im Vorjahr. Wer 
dagegen mit Öl heizt, kann sogar auf 
eine Rückzahlung hoffen. Seine Rech¬ 
nung für die 70 Quadratmeter große 
Wohnung könnte bei 978 Euro liegen, 
etwa 12 Euro weniger als zuletzt. 


Mindestlohn ist 
Schutzvorschrift 

Ein Gutachten des wissenschaftlichen 
Dienstes des Bundestages kommt zu 
dem Schluss, dass der allgemein ver¬ 
bindliche Mindestlohn eine Schutzvor¬ 
schrift für Beschäftigte sei und daher 
Ausnahmen davon „eine verfassungs¬ 
rechtlich relevante Ungleichbehand¬ 
lung darstellen, wenn die in Rede ste¬ 
hende Personengruppe zu den Arbeit¬ 
nehmern zu zählen ist und sich von 
der allgemeinen Gruppe nicht so we¬ 
sentlich unterscheidet, dass eine unter¬ 
schiedliche Behandlung gerechtfertigt 
wäre.“ Der Mindestlohn gilt also auch 
für Saisonarbeiter, Rentner oder Stu¬ 
denten mit Arbeitsvertrag. 
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Klimaziele in Gefahr 

Umweltschützer geschockt 


Reinwaschung gescheitert 

Proteste bei Ausstellungseröffnung des Verfassungsschutzes 



Vor dem „Haus des Ostens“ protestierten Antifaschistinnen. Sprechchöre 
„Verfassungsschutz auflösen - Rassismus bekämpfen“ schallten von außen in 
den Saal. 


D ie EU-Kommission präsentiert 
ihre neuen Klimaziele und löst 
einen Schock bei Umweltorga¬ 
nisationen aus. Demnach soll es kei¬ 
ne verbindlichen Ziele für den Aus¬ 
bau der Erneuerbaren Energien bis 
zum Jahr 2030 geben. Auch auf kon¬ 
krete Vorgaben, die Energieeffizienz 
zu verbessern, soll verzichtet wer¬ 
den. Damit gibt die Kommission dem 
Druck aus Ländern wie Großbritan¬ 
nien und Polen nach. 

Einem Bericht der Süddeutschen Zei¬ 
tung zufolge hat sich der Chef der 
EU-Kommission, Jose Manuel Bar- 
roso, dafür ausgesprochen, die Pflicht, 
Erneuerbare Energien auszubauen, 
2020 auslaufen zu lassen und bis 2030 
kein weiteres verbindliches Ziel zu 
vereinbaren. Stattdessen soll sich die 
Europäische Union nur noch ein Ziel 
setzen: den Ausstoß von Treibhausga¬ 
sen verringern. 

Es solle den einzelnen Ländern über¬ 
lassen werden, wie sie künftig Ener¬ 
gie aus Wind, Sonne, Wasser und Bio¬ 
masse fördern. Die Länder der Euro¬ 
päische Union sollen stattdessen den 
Anteil dieser Energien - auf freiwil¬ 
liger Basis - auf 24 bis 27 Prozent er¬ 
höhen. Damit schwäche die EU ihre 
Position bei den Klimaverhandlun¬ 
gen 2015 in Paris, denn die neuen Kli¬ 
maziele sind die Basis des Verhand¬ 
lungsmandats. „Mit Blick auf Paris ist 
das ein sehr schwaches Mandat“, wird 
ein hoher EU-Diplomat zitiert. Euro¬ 
pa werde wohl niemanden in der Welt 
dazu bewegen können, mehr zu tun. 

Beschlüsse des EU-Parlaments 
werden nicht berücksichtigt 

Mit ihrer Entscheidung folgt die EU- 
Kommission nicht den Beschlüssen 
des EU-Parlaments. Dieses hatte in 
einer Resolution von der Kommis¬ 
sion verbindliche Energie- und Kli¬ 
maziele gefordert: Bis 2030 sollte der 
Ausstoß von Treibhausgasen um 40 
Prozent gesenkt werden, die Ener¬ 
gieeffizienz um 40 Prozent gesteigert 
und der Anteil der Erneuerbaren 
Energien am Strommix auf 30 Pro¬ 
zent gesteigert werden. Auf diesen 
gemeinsamen Standpunkt hatten sich 
am 9. Januar die parlamentarischen 
Ausschüsse für Umwelt und Indus¬ 
trie geeinigt. 

Die europäischen Sozialdemokra¬ 
ten hatten den Beschluss als Erfolg 
gewertet. „Die Versuche der Atom¬ 
lobby in Europa, mit nur einem Kli¬ 
maschutzziel für die C0 2 -Reduktion 
die Atomenergie als saubere und um¬ 
weltfreundliche Energie zu profilie¬ 
ren, ist gescheitert“, sagte Jo Leinen. 
Den Grünen ging dieser Beschluss 
nicht weit genug. Es sei bedauerlich, 
dass nur eine 40-prozentige Redukti¬ 
on der Treibhausgase gefordert wer¬ 
de, sagte die Fraktionsvorsitzende der 
Grünen im EU-Parlament, Rebecca 
Harms. Auch das Ausbauziel von 30 
Prozent sei nicht ehrgeizig genug, um 
das Potential der Erneuerbaren aus- 


„Die Optionspflicht muss schleunigst 
abgeschafft werden. Inzwischen sind 
248 Deutsche infolge dieses Entschei¬ 
dungszwangs zu Ausländern gewor¬ 
den. Das ist eine Zumutung für die 
Betroffenen und ein Skandal für den 
Rechtsstaat“, erklärt Sevim Dagdelen, 
migrationspolitische Sprecherin der 
Fraktion „Die Linke“ zu einer Ant¬ 
wort der Bundesregierung auf ihre 
mündliche Frage zu aktuellen Zahlen 
über den Verlust der deutschen Staats¬ 
angehörigkeit infolge der Options¬ 
pflicht im Staatsangehörigkeitsgesetz 
und der Diskussion über die Abschaf¬ 
fung des Optionsmodells. Dagdelen 
weiter:“Es geht hier um Menschen, die 
als Deutsche in Deutschland geboren 


zuschöpfen, sagte der energiepoliti¬ 
sche Fraktionssprecher Claude Tur¬ 
mes. 

Umweltorganisationen 
sehen schwarz 

Die Umweltorganisation Green¬ 
peace zeigt sich von der Entschei¬ 
dung enttäuscht. Ein Abschied von 
ernsthaften und verbindlichen Zielen 
sei das Todesurteil für den europäi¬ 
schen Klimaschutz, sagte Martin Kai¬ 
ser, Leiter der internationalen Klima¬ 
politik von Greenpeace. „Wenn die 
EU-Kommission nicht als Steigbü¬ 
gelhalter der britischen Atom- und 
der deutsch-polnischen Kohleindus¬ 
trie gelten will, muss sie kommende 
Woche drei ernsthafte Klimaziele für 
2030 vorlegen“, sagte er am 15. Janu¬ 
ar. 

Die Vorschläge der EU-Kommissi- 
on seien ein Tiefschlag gegen jede 
ernsthafte Bemühung um ein globa¬ 
les Klimaabkommen, sagte Christoph 
Bals, Politischer Geschäftsführer von 
Germanwatch. „Sollten diese Pläne 
Realität werden, würde die EU als 
aktiver Verhandlungspartner für ein 
weltweites Klimaabkommen weitge¬ 
hend ausfallen“, so Bals. 

Entscheidung beim Europarat 

Die Entscheidung der Kommission 
stellt allerdings noch nicht das Ende 
der Klimaverhandlungen innerhalb der 
Europäischen Union dar. Oliver Geden 
und Severin Fischer von der Stiftung 
Wissenschaft und Politik (SWP) wei¬ 
sen in ihrer Studie „Moving Targets. 
Die Verhandlungen über die Energie - 
und Klimapolitik - Ziele der EU nach 
2020“ darauf hin, dass 2014 schrittwei¬ 
se formelle Verhandlungen über die 
Ziele einsetzen werden. Die Entschei¬ 
dung über neue klima- und energiepo¬ 
litische Ziele der EU obliege „letzt¬ 
lich dem Europäischen Rat, in dem die 
28 Staats- und Regierungschefs einen 
Konsens finden müssen.“ 

Allerdings sei eine Verschiebung der 
Prioritäten abzusehen. So habe die 
Entwicklung der Energiepreise eine 
wesentlich größere Bedeutung er¬ 
langt. Viele Mitgliedstaaten würden 
nicht nur in Frage stellen, dass die EU 
an der Trias der Ziele Emissionsmin¬ 
derung, Ausbau der Erneuerbaren und 
Steigerung der Energieeffizienz fest- 
halten soll. Auch die Höhe der Ziele 
sei umstritten. 

Geden und Fischer gehen davon aus, 
dass die Verhandlungen wohl erst nach 
dem Weltklimagipfel 2015 abgeschlos¬ 
sen werden. Nur ein Teil der EU-Mit- 
gliedstaaten habe bisher klare Vorstel¬ 
lungen geäußert; die meisten verhiel¬ 
ten sich bewusst abwartend. Auch die 
Vorschläge der EU-Kommission wer¬ 
den daran zunächst nichts ändern und 
das EU-Parlament spiele erst dann 
eine Rolle, wenn die Staats- und Re¬ 
gierungschefs die Oberziele festgelegt 
hätten. 

Bernd Müller 


und aufgewachsen sind. Sie verlieren 
im erwachsenen Alter die deutsche 
Staatsangehörigkeit, weil sie ihre an¬ 
gebliche Loyalität nicht unter Beweis 
stellen und ihre zweite Staatsangehö¬ 
rigkeit aufgeben. 

Mehrstaatlichkeit darf es aber nicht nur 
für hier geborene Kinder ausländischer 
Eltern geben. Sie muss auch für Mig- 
rantinnen und Migranten akzeptiert 
werden, die sich einbürgern. In 2.137 
Fällen haben Menschen die deutsche 
Staatsangehörigkeit wegen der Annah¬ 
me einer anderen Staatsangehörigkeit 
verloren. Die Verweigerung der dop¬ 
pelten Staatsangehörigkeit macht hier 
dauerhaft lebende Menschen zu Bür¬ 
gern zweiter Klasse. 


Man fühlt sich wohl im rechten Sumpf. 
Ausgerechnet im ehemaligen „Haus 
des Deutschen Ostens“, heute „Ger- 
hart-Hauptmann-Haus“ zeigt das Bun¬ 
desamt für Verfassungsschutz (VS) 
eine Ausstellung über Neofaschismus. 
Ist diese Adresse doch Anlaufstelle di¬ 
verser rechter Organisationen und re¬ 
vanchistischer Vertriebenverbände. 
Mit der Präsentation „Die braune Fal¬ 
le“ versucht der Inlandsgeheimdienst 
seine berüchtigte Vergangenheit und 
Gegenwart im Verhalten und Um¬ 
gang gegenüber Rechts aufzuarbei¬ 
ten. Während der Eröffnungsveran¬ 
staltung am 15. Januar in Düsseldorf 
stolperte Franziska Büddefeld, Ab¬ 
teilungsleiterin beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz, mehrfach über die 
eigenen Verstrickungen ihres Amtes 
und die Bemerkungen aus dem Publi¬ 
kum. Mit Hinweis auf die Morde des 
NSU „stände sie schockiert vor einem 
großen Fragezeichen im Sicherheitsbe¬ 
reich“. Ihr Auftrag war klar: Diese Aus¬ 
stellung soll das Amt mit dem blinden 
rechten Auge reinwaschen. Der Zuhö¬ 
rer kam sich vor, wie auf einer Kaffee¬ 
fahrtveranstaltung: „Wir sind gut. Ge¬ 
ben Sie uns eine Chance. Wir sind es 
wert“. Trotz geladener Gäste wurde die 
Schlapphütin, zuständig für Rechtsex¬ 
tremismus, mehrfach unterbrochen. Ihr 
Versuch des ideologischen „Greenwa- 
shing“ stieß nicht nur beim Publikum 
auf Kritik. Vor dem Veranstaltungsort 
protestierten mehrere antifaschistische 
Organisationen, darunter DKP, VVN- 
BdA und „Die Linke“. Sprechchöre 
„Verfassungsschutz auflösen - Rassis¬ 
mus bekämpfen“ schallten von außen 
in den Saal. 

Dem Betrachter der Ausstellung wird 
verschwiegen, welche Verbindungen 
und Finanzierungen der 
Verfassungsschutz zum 
rechtsterroristischen 
NSU pflegte. Das hat 
Gründe. So wirkt sich 
die eigene braune Vita 
der Schnüffelbehörde mit Sitz in Köln 
seit der Gründung bis heute aus. Auf 
deren Nährboden ist in der Bundesre¬ 
publik der organisierte Neonazismus 
in Gestalt der NPD und deren Ableger 
üppig gediehen. Es wundert nicht, dass 
das Verfassungsschutzamt das Umfeld 


Zur Ehrung ihres am 17. Januar 1944 
ermordeten Vorsitzenden Max Sievers 
versammelten sich am Sonnabend Frei- 
denkerinnen und Freidenker an ver¬ 
schiedenen Orten in Berlin und Bran¬ 
denburg, unter den Gästen begrüßten 
sie auch eine Großnichte von Max Sie¬ 
vers. 

Am Vormittag wurden zunächst an der 
Stele seines Ehrengrabs auf dem Fried¬ 
hof Gerichtsstraße in Berlin-Wedding 
Blumen und Kränze niedergelegt. Der 
Freidenker-Bundesvorsitzende Klaus 
Hartmann erinnerte in seiner Anspra¬ 
che an Verbot, Enteignung und Verfol¬ 
gung der Freidenker unmittelbar nach 
Machtantritt der Faschisten 1933 und an 
den intensiven Widerstand gegen die fa¬ 
schistische Herrschaft. Er hob hervor, 
dass der Freidenkerverband heute mit 
Stolz das Vermächtnis von Max Sievers 
erfülle: „Auf Max Sievers kann sich nur 
berufen, wer seine inhaltlichen Über¬ 
zeugungen teilt und heute aktiv vertritt: 
Entschieden gegen jeden imperialisti¬ 
schen Krieg und gegen den Faschismus, 
und konsequent für eine sozialistische 
Gesellschaft - Sozialismus nicht als 
,ethisches Gebot 4 , sondern auf Grundla¬ 
ge der wirtschaftlichen und politischen 
Entmachtung des Großkapitals und des 
Großgrundbesitzes 4 , wie es Max Sievers 
selbst definiert hat.“ 

Anschließend trugen Berliner Freiden- 
kerinnen und Freidenker Zitate aus 
Sievers 4 „politischem Vermächtnis 44 
dem 1939 erschienenen Buch „Unser 
Kampf gegen das 3. Reich“ vor, und die 
Interpretin Johanna Arndt sang Lieder 
von Bert Brecht und Hanns Eisler. 


des NSU duldete und förderte. Waffen 
und Sprengstoff für V-Leute besorgte. 
Um nach der Entdeckung der rechten 
Terrorgruppe den Kopf aus der Schlin¬ 
ge zu ziehen, griff man zum Aktenreiß¬ 
wolf, statt zur Aufklärung der Zusam¬ 
menhänge. 

Mitveranstalter der Ausstellung ist die 
Polizei sowie das Netzwerk „Respekt 
und Mut“. Dessen Sprecher, Volker 
Neupert, holte die Ausstellung nach 
Düsseldorf. Geschickt umging er in 
seinem Redebeitrag den Skandal, wa¬ 
rum er dem Verfassungsschutz eine 
Plattform für die Ausstellung bietet. 


Zwar kritisierte er die Arbeit des Am¬ 
tes im Zusammenhang mit der neofa¬ 
schistischen Mordserie des NSU. Seine 
Distanz endete jedoch an dem Punkt, 
als er suggerierte, wie unverzichtbar 
die Einrichtung zum Wohle der De¬ 
mokratie sei. Neupert, äußerte sich be- 


Am Nachmittag fand eine Ehrung 
an der Gedenkstätte Marienberg in 
Brandenburg für die antifaschisti¬ 
schen Widerstandskämpfer statt. Nach 
der Kranzniederlegung schilderte Ralf 
Lux, Vorsitzender des Brandenburgi- 
schen Freidenker-Verbandes, Leben 
und Werk von Max Sievers. 

Zunächst im Saarland, dann in der 
Schweiz, in Frankreich, Schweden, 
den USA und Belgien gab er ab 1933 
den „Freidenker“, die „Sievers-Kor- 
respondenz“ und die Zeitung „Frei¬ 
es Deutschland“ heraus, die ins Reich 
geschmuggelt wurden. Nach zehnjäh¬ 
riger intensiver publizistischer Wi¬ 
derstandsarbeit war Sievers 1943 in 


reits mehrfach negativ in der Öffent¬ 
lichkeit über antifaschistische Initiati¬ 
ven und Parteien. Noch 2013 lehnte er 
es ab, sich an Aktionen gegen die Par¬ 
tei „Die Rechte“ zu beteiligen. Auch 
an diesem Abend beschimpfte er die 
Demonstranten vor der Tür als „Cha¬ 
oten 44 . Mit dieser Inkonsequenz befin¬ 
det sich das Netzwerk in trauter Ein- 
vernehmlichkeit mit der Polizei. De¬ 
ren Zusammenspiel mit dem VS und 
der Staatsanwaltschaft zeigt sich in der 
Landeshauptstadt am Rhein dadurch, 
dass Öffentlichkeit und Antifaschis¬ 
ten weder über Termine und Aktio¬ 
nen von Neonazis, noch 
über rassistische Über¬ 
griffe informiert wer¬ 
den. Beharrlich erfolgt 
dafür die Kriminalisie¬ 
rung von Antifaschisten 
aus den Etagen des Polizeipräsidiums 
und der Ermittlungsbehörde. Während 
mehrere Neonazi-Kader aus der Lan¬ 
deshauptstadt und Umgebung unge¬ 
hindert unter deren Augen agieren 
können. 

Herbert Schedlbauer 


Frankreich verhaftet, ins Gestapo-Ge¬ 
fängnis Prinz-Albrecht-Straße und vor 
den Volksgerichtshof verschleppt wor¬ 
den. Unter Vorsitz von Roland Freister 
wurde er wegen Hochverrats zum Tode 
verurteilt. Das ,Urteil’ wurde am 17. Ja¬ 
nuar 1944 im Zuchthaus Brandenburg- 
Görden mit dem Fallbeil vollstreckt. 
Die Gedenkstätte im Zuchthaus, un¬ 
mittelbar neben der damaligen Hin¬ 
richtungsstätte, war dann die letzte 
Station des Tages, an der zum ehren¬ 
den Gedenken Blumen für Max Sievers 
niedergelegt wurden. Mit dem von Jo¬ 
hanna Arndt vorgetragenen Lied „Die 
Moorsoldaten“ klang die Veranstaltung 
aus. Leonardo Löwe 


Optionspflicht abschaffen 

Mehrstaatlichkeit auch für Migranten 


Auf dem Nährboden des Verfassungsschutzes 
gedieh der organisierte Neonazismus üppig. 


1944 von den Faschisten ermordet 

Freidenker erinnern an ihren Vorsitzenden Max Sievers 



Johanna Arndt sang Lieder von Brecht und Eisler. 
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Attraktivere Kriegsausbildung 

Bundeswehr will familienfreundliches Unternehmen werden 


D ie deutsche Kriegsministerin Ur¬ 
sula von der Leyen muss in die¬ 
sen Tagen einen weiteren Kriegs¬ 
einsatz der Bundeswehr begründen. 
Diesmal geht es um eine „Mission“ 
in der Zentralafrikanischen Republik, 
wieder eine so genannte „humanitäre 
Katastrophe“ Mit ähnlichen Begrün¬ 
dungen setzte schon Kriegsminister 
Scharping seine fliegenden Mordkom¬ 
mandos gegen die Bundesrepublik Ju¬ 
goslawien sowie insgesamt einige Tau¬ 
send Bundeswehrangehörige in „unein¬ 
geschränkter Solidarität“ mit den vom 
11. September 2011 betroffenen USA 
in Afghanistan ein. Dort betätigten sich 
auch schon weitere Minister-Vorgänger 
von Frau von der Leyen: Scharping von 
der SPD folgte Minister Struck (SPD) 
mit dem Spruch „am Hindukusch wird 
Deutschland verteidigt“ Dann kam 
Jung (CDU), der dort keinen Krieg er¬ 
kennen wollte. Dann kamen ein Herr zu 
Guttenberg (CSU), der sehr wohl einen 
Kriegseinsatz der Bundeswehr einge¬ 
stand, de Maiziere (CDU) und jetzt die 
immerzu lächelnde Ursula (CDU). Das 
Leitmotiv diser deutschen Kriegsminis¬ 
ter des letzten Vierteljahrhunderts lau¬ 
tet: „Die Bundeswehr ist eine Armee im 
Einsatz“ So heißt es nun auch im neuen 
Koalitionsvertrag. 

Darin haben sich die Koalitionspart¬ 
ner weiter verständigt: „Wir bekennen 
uns zu einer starken Verteidigung mit 
modernen Streitkräften“, „Die Bun¬ 
deswehr wird auch in Zukunft in Aus¬ 
landseinsätzen gefordert“, „Die Koa¬ 
lition wird eine europäische Entwick¬ 
lung für unbemannte Luftfahrzeuge 
voranbringen, ... die über Aufklärung 
hinaus auch weitergehende Kampffä¬ 
higkeiten haben“. Das ist der Arbeits¬ 
auftrag der Kriegsministerin. Manche 
mögen immer noch Segensreiches von 
dieser Frau mit der Maske erhoffen - 
zum Beispiel, dass sie sich nach dem 
dramatischen Absturz des „Tornado“- 
Kampfflugzeugs am vorigen Wochen¬ 
ende in Nähe des US-Atomwaffenarse- 
nals Büchel in Rheinland-Pfalz endlich 
entschlossen für die Beseitigung dieser 
tickenden Zeitbomben bei den USA 
verwenden würde. Weit gefehlt. Kein 
Wort war von ihr dazu zu hören. Zeit¬ 
gleich gab die Ministerin hingegen ihre 
Meinung kund, dass die Bundeswehr 
Drohnen brauche. „Für den Schutz der 
Soldaten in gefährlichen Einsätzen ist 
die Aufklärungsdrohne existenziell 
wichtig“, sagte sie der „Bild am Sonn¬ 
tag“. Sie könne in Echtzeit zeigen, was 
auf dem Boden passiere. „Deshalb ein 
klares Ja zur Aufklärungsdrohne.“ 

Das ist das wahre Gesicht einer knall¬ 
harten Kriegspolitikerin. Sie verbirgt 
diese Visage hinter einer Maske, die im¬ 
merzu freundliches Lächeln ausstrahlt. 
Damit wirbt sie momentan sehr wir¬ 
kungsvoll um die Sympathie der 185194 


Soldatinnen und Soldaten sowie der 
etwa 70 000 Zivilangestellten der Bun¬ 
deswehr. Vor allem aber zielt die Mi¬ 
nisterin auf Vertrauen und Zustimmung 
zur Kriegspolitik durch eine breite Öf¬ 
fentlichkeit, bei den Frauen und den 
Jugendlichen. In einer großangelegten 
Werbekampagne für die Bundeswehr 
hat sich die Ministerin vorgenommen - 
übrigens auch ein Auftrag der Koaliti¬ 
onsvereinbarung - die Bundeswehr 
zu einem „familienfreundlichen Un¬ 
ternehmen“ umzubauen. Da ist nicht 
mehr die Rede von teuren neuen oder 
veralteten Waffensystemen, Frustratio¬ 
nen und Drill der Bundeswehrangehö¬ 
rigen. „Mein Ziel ist es, die Bundeswehr 
zu einem der attraktivsten Arbeitgeber 
in Deutschland zu machen“, sagte die 
Ministerin laut „Bild am Sonntag“. Be¬ 
sonders wichtig sei ihr dabei die „Ver¬ 
einbarkeit von Dienst und Familie“. Die 
Truppe müsse „Dienst- und Familien¬ 
zeiten besser 
aufeinander 
abstimmen“. 

Soldatinnen 
und Soldaten 
sollen künftig ganz selbstverständlich 
Teilzeit und Elternzeit nutzen können. 
Als erste Maßnahme plant sie den Aus¬ 
bau der Kinderbetreuung in den Kaser¬ 
nen. „Wir brauchen ein flexibles Sys¬ 
tem der Kinderbetreuung rund um die 
Bundeswehr“, sagte die Ministerin im 
Interview. „Wir sollten gerade für die 
Betreuung in Randzeiten sehr viel stär¬ 
ker mit Tagesmüttern arbeiten. Denn 
das ist eine besonders flexible Form der 
Kinderbetreuung und wir haben den 
großen Vorteil, dass es in vielen Kaser¬ 
nen den Platz dafür gibt.“ 

Diesen Imagewandel begrüßen natür¬ 
lich der von Beschwerden der Soldaten 
geplagte Wehrbeauftragte des Bundes¬ 
tages sowie der Chef des Bundeswehr¬ 
verbandes. „Attraktivität“ sei ein „ent¬ 
scheidender Baustein der Neuausrich¬ 
tung der Bundeswehr“, betonen sie. Der 
SPD-Mann Bartel nannte die Pläne 
„richtig und überfällig“, von der Leyen 
renne damit offene Türen ein. Die Grü¬ 
nen fürchten lediglich, dass Finanzmit¬ 
tel für dieses Projekt fehlen könnten. In 
den Unionsparteien allerdings erken¬ 
nen derzeit nur die Klügsten, dass das, 
was von der Leyen macht, raffinierteste 
konservative Politik ist, die große Teile 
der Jugend und der Frauen irreführen 
soll. Lediglich die Partei „Die Linke“ 
entlarvte die Demagogie der Kriegsmi¬ 
nisterin als „blanken Hohn“. Die Bun¬ 
destagsabgeordnete Inge Höge sagte: 
„Es gibt keine Teilzeitkriege und kei¬ 
ne familienfreundlichen Militäreinsät¬ 
ze, doch genau solche Auslandseinsätze 
sind in der Zwischenzeit das Kernge¬ 
schäft der Bundeswehr.“ 

Silke Burmester beschreibt am 19. Ja¬ 
nuar 2014 in „SpiegelOnline“ den Plan 


der Ministerin brillant. Aus von der 
Leyens Planungen entstehe eine „Mi¬ 
schung aus Kasernenhof und Phan- 
tasialand“. Mit dem hübschen Wort 
„Familie“ nehme sie dem „Übel Bun¬ 
deswehr“ einfach seinen „Schrecken“. 
Wir lesen bei Burmester u.a.: „Frauen 
und Männer, die ihre Arbeitszeiten im 
Dialog mit den Vorgesetzten ihrer fa¬ 
miliären Situation entsprechend aus- 
richten, betreten motiviert und gut ge¬ 
launt das Kasernengelände. Mit dem 
Fahrrad kommen sie morgens aus der 
angrenzenden Siedlung herbeigeradelt 
und bringen ihren Nachwuchs in die 
kaserneneigene Kinderbetreuung, die 
von 6 bis 22 Uhr geöffnet hat. In der 
Mittagszeit nehmen sie das Angebot 
der ,Angehörigenstunde’ wahr, auch 
die ein Teil des neuen Arbeitszeitmo¬ 
dells, und besuchen ihre demente Mut¬ 
ter. Sie wird gleich neben dem Hort 
im Altersheim liebevoll von ausländi¬ 
schen Fachkräften 
und jungen Men¬ 
schen im Sozialen 
Jahr betreut. 

Beim Gang zur 
Mutter fällt der Blick auf die Kinder, 
die ausgelassen auf dem großen Are¬ 
al herumtoben. Manche haben sich ei¬ 
nen Minipanzer geschnappt und kur¬ 
ven durchs Gelände, andere hüpfen 
auf einem Bein bei,Himmel und Höl¬ 
le’. ... In lustigen Wettbewerben rob¬ 
ben die Kinder unter Drähten durch 
oder überwinden Hindernisse. Auch 
im Matsch dürfen sie sich suhlen und 
für die Erlernung der Konzentrati¬ 
on in diesen hibbeligen Computer¬ 
zeiten gibt es zwei Mal in der Woche 
Schießübungen. Für die Schulkinder ist 
Hausaufgabenhilfe selbstverständlich. 
Auch ein großer Supermarkt gehört 
zum Angebot, er bietet bis 23 Uhr al¬ 
les was eine Familie braucht, vom Voll¬ 
kornbrot bis zum Kloreiniger ... Unter 
von der Leyen wird die Bundeswehr 
zu einem der attraktivsten Arbeitge¬ 
ber in Deutschland. Und all das, was 
sie ist, eine Organisation, die das Töten 
lehrt, die Gehorsamkeit einfordert und 
Feindbilder schafft, gerät in den Hin¬ 
tergrund. Die Bundeswehr wird zur 
fröhlichen Gemeinschaft mit Choran¬ 
gebot und Aufstiegschancen für Frau¬ 
en, in der sich die ganze Familie wohl¬ 
fühlt.“ Es sei „die alte CDU-Haltung 
im modernen Gewand“, konstatiert 
Burmester. 

Unter Ursula von der Leyen werde das 
Wort „Militär“ im Zusammenhang mit 
der Bundeswehr verschwinden, meint 
Burmester. „Auftauchen werden dank¬ 
bare Bürger, die bereit sind, jeden noch 
so grotesken Auslandseinsatz als hu¬ 
manitäre Hilfe’ oder Verteidigung der 
Freiheit’ wahrzunehmen“, schließt Silke 
Burmester ihren Kommentar. 

RolfPriemer 


Mischung aus Fantasialand 
und Kasernenhof 


Grenzübergreifender Bombenterror 

Veranstaltung mit Ali Ruckert, KP Luxemburgs 



Auf dem Podium sitzen Ali Ruckert (links) und Thomas Hagenhofer (DKP). 


Im Rahmen einer Veranstaltung der 
DKP Saarland in Saarbrücken referier¬ 
te Ali Ruckert, Präsident der Kommu¬ 
nistischen Partei Luxemburgs, zu den 
Bombenattentaten, die in den 60er bis 
80er Jahren Luxemburg erschütterten. 
Im Mittelpunkt seiner Ausführungen 
standen dabei die bisher ans Tageslicht 
gekommenen Tatsachen und Indizien 
über die Aktivitäten internationaler 
Geheimdienste und ihrer Verflechtung 
mit herrschenden Kreisen in Staat und 
Gesellschaft. Besonderes Interesse auf 
der gut besuchten Veranstaltung fan¬ 
den die vielen Hinweise für die interna¬ 
tionalen Verbindungen dieser Kreise, 
die auch nach Deutschland und zu den 
Neonazis führen. 

So zum Münchner Attentat 1980, wo 13 
Menschen den Tod fanden. Die Gefähr¬ 
dung von Menschenleben war bei den 
Attentätern immer einkalkuliert. Nicht 
nur in Luxemburg, sondern auch später 
im benachbarten Saarland. Der Mord¬ 
anschlag mit einer 6 kg Splitterbombe 
auf das damalige Büro der Linke-Lis- 
te-PDS am 9. März 1990 und auch das 


Bombenattentat auf die Ausstellung 
über den Vernichtungskrieg der deut¬ 
schen Wehrmacht am 9. März 1999, 
beide in Saarbrücken, hätte viele Men¬ 
schenleben kosten können. Die Täter 
wurden bis heute nicht ermittelt. Bernd 
Rausch, einer der Opfer des Attentats¬ 
versuchs auf das Parteibüro einer lin¬ 
ken Partei, stellte dar, dass nie ernst¬ 
haft ermittelt wurde. So wie das Wirken 
der Geheimdienste und ihrer bezahl¬ 
ten Söldner keine Grenzen kennt, so 
ist auch die Vertuschungs- und Verne¬ 


belungspraxis von staatlichen Stellen 
grenzenlos. 

Ali Ruckert brachte seine Erwartung 
zum Ausdruck, dass die gerichtlichen 
Ermittlungen in Luxemburg jetzt end¬ 
lich die Wahrheit ans Tageslicht brin¬ 
gen. Die Diskussionsteilnehmer mach¬ 
ten vor allem auf die Tatsache auf¬ 
merksam, dass die geheimdienstlichen 
Aktivitäten immer ihren Ausgangs¬ 
punkt in dem grenzenlosen Antikom¬ 
munismus der Herrschenden hatten 
und haben. Artur Moses 


Sonderzüge für Neofaschisten 

Antifaschisten verzögern Beginn 
des Neonazi-Aufzugs deutlich 


Magdeburg ist ein neuer Anziehungs¬ 
punkt für die neofaschistische Szene. 
Bereits in den vergangenen Jahren wa¬ 
ren jeweils mehr als 1 000 Neonazis 
dem Aufruf einer „Initiative gegen das 
Vergessen“ in die sachsen-anhaltinische 
Landeshauptstadt gefolgt, um die Bom¬ 
bardierung der Stadt durch die Alliier¬ 
ten am 16. Januar 1945 für ihre Propa¬ 
ganda zu missbrauchen. Am vergan¬ 
genen Sonnabend versammelten sich 
erneut 1 000 Neofaschisten, um einen 
sogenannten Trauermarsch in Magde¬ 
burg durchzuführen. Unter dem Motto 
„Ehrenhaftes Gedenken statt Anpas¬ 
sung an den Zeitgeist“ marschierten 
sie - geschützt von der Polizei. 

An einer sogenannten „Meile der De¬ 
mokratie“, die fernab des Naziauf¬ 
marsches stattfand, sollen nach An¬ 
gaben der Veranstalter rund 10 000 
Menschen teilgenommen haben. Das 
Bündnis „Magdeburg Nazifrei“, wel¬ 
ches dazu aufgerufen hatte, den brau¬ 
nen Spuk mittels Sitzblockaden zu ver¬ 
hindern, zog infolge seiner Proteste, an 
denen sich insgesamt etwa 1 500 Anti¬ 
faschisten beteiligten, eine zwiespältige 
Bilanz. Zwar begrüßten die Organisa¬ 
toren, dass sich mehr Menschen als in 
den vergangenen Jahren an den Blocka¬ 
deaktionen beteiligt hatten, gleichzeitig 
übte das antifaschistische Bündnis je¬ 
doch harsche Kritik an der Polizei. 
„Die Versammlungsbehörde, und somit 
die Befehlshabenden der Polizeidirek¬ 
tion Sachsen-Anhalt Nord, haben wie¬ 
derholt verhindert, dass ein direkter, 
gewaltfreier Protest gegen den Nazi¬ 
aufmarsch möglich wurde“, konstatier¬ 
te Bündnissprecherin Sara Lehmann. 
Tatsächlich hatten die Beamten Nazi¬ 
gegner daran gehindert, überhaupt zu 
ihren angemeldeten Kundgebungen zu 
gelangen. Den Neofaschisten wurden 
hingegen auch in diesem Jahr Sonder¬ 
züge zur Verfügung gestellt. Trotzdem 
gelang es den Nazigegnern mittels 
kleinerer Aktionen und Blockaden, 
den Aufmarsch der Rechten um meh¬ 
rere Stunden zu verzögern. So konnte 
etwa ein Zug am Bahnhof Neustadt mit 
mehreren Hundert Nazis über einige 
Stunden durch eine spontane Gleisblo¬ 
ckade am Weiterfahren gehindert wer¬ 
den. Etwa zeitgleich sammelte sich eine 
weitere Gruppe mit etwa 100 Nazis am 
Bahnhof Herrenkrug, der es auch im 
Laufe des Nachmittags nicht gelang, 


den Anschluss an die große Gruppe 
Nazis auf der anderen Elbseite zu be¬ 
kommen. 

Komplett konnten Antifaschisten den 
Aufmarsch der braunen Hetzer hinge¬ 
gen unter anderem aufgrund der Des¬ 
informationspolitik der Polizeidirekti¬ 
on sowie des vielerorts brutalen Vor¬ 
gehens der Polizeieinsatzkräfte nicht 
verhindern. So gingen die Beamten 
massiv gegen potentielle Blockierer 
vor, die versuchten, in die Nähe der 
Aufmarschroute der Rechten zu ge¬ 
langen. Schlagstöcke, Pfefferspray und 
körperliche Gewalt durch sogenannte 
Schmerzgriffe, setzten die Polizisten ein, 
um den Neonazis den Weg freizuhalten. 
Eine Gruppe von antifaschistischen Sa¬ 
nitätern meldete am Ende der Protes¬ 
te, dass es „fünf Kopfverletzungen, die 
meisten davon Nasenbrüche und Platz¬ 
wunden, verursacht durch Schläge mit 
Schlagstöcken und Polizeihandschu¬ 
hen“ gegeben habe. „Weiterhin gab es 
Verletzungen und Brüche an den Ar¬ 
men. Diese wurden durch , Gewaltein¬ 
wirkung mit Schlagstöcken 4 verursacht“, 
bilanzierten die Ersthelfer. Auch Knie¬ 
verletzungen und offene Wunden durch 
herbeigeführte Stürze habe es mehrere 
gegeben, ebenso „Gelenkverletzungen 
und Überdehnungen durch sogenannte 
Schmerzgriffe“, wobei ein Handgelenk 
eines Nazigegners wahrscheinlich dau¬ 
erhaft geschädigt bliebe, wie es hieß. 
Mehrere Personen mussten aufgrund 
der Einwirkung von Pfefferspray me¬ 
dizinisch versorgt werden. 

„Am Ende des Tages muss sich die Ein¬ 
satzleitung die Frage gefallen lassen, 
wen oder was sie am 18. Januar vertei¬ 
digt hat, wenn sie mittels Pfefferspray 
und Schlagstockeinsatz, bei denen vie¬ 
le Menschen verletzt worden sind, den 
Nazis die Bahn freigeprügelt hat“, kriti¬ 
sierte Oliver Wendenkampf, Magdebur¬ 
ger Stadtrat und Mitglied des Bündnis¬ 
ses „Magdeburg Nazifrei“. Der Stadtrat 
kündigte unterdessen an, „die Diskus¬ 
sion mit der Polizeidirektion Sachsen- 
Anhalt Nord sowie Oberbürgermeister 
Trümper über unterschiedliche Rechts¬ 
auffassungen weiter ausbauen“. „Wir 
sind davon überzeugt, dass die Verhin¬ 
derung eines Naziaufmarsches legitim 
und rechtmäßig ist“, konstatierte Wen¬ 
denkampf weiter. 2015 jährt sich der 
Bombenangriff auf Magdeburg zum 
70. Mal. Markus Bernhardt 


Tornado-Absturz bei Büchel 

Abzug der Atomwaffen gefordert 


Anlässlich des Absturzes eines Torna¬ 
do Kampfjets bei Büchel wies der Frie¬ 
densratschlag darauf hin, dass die in der 
Nähe lagernden US-Atomwaffen es 
der Bundesrepublik ermöglichen, sich 
an der „nuklearen Teilhabe“ der NATO 
zu beteiligen. Aus den Reihen des BBU 
kam der Hinweis, dass der Absturzort 
nur wenige Flugsekunden vom US- 
Atomwaffenlager Büchel entfernt ist. 
„Ein Absturz über dem Atomwaffenla¬ 
ger hätte eine Katastrophe verursachen 
können“, so BBU-Vorstandsmitglied 
Udo Buchholz. Er fordert Aufklärung 
darüber, ob und welche Munition sich 
an Bord der abgestürzten Maschine be¬ 
funden hat. 

Die nukleare Teilhabe heißt, im Kriegs¬ 
fall können Tornado-Piloten aus Bü¬ 
chel Nuklearwaffen einsetzen, wenn 
der US-Präsident diese freigegeben 
hat. „Das will gelernt und geübt sein“, 
schrieb Otfried Nassauer in tagesschau, 
de (10. Juli 2008). „Deshalb lernen Bun¬ 
deswehrtechniker, wie man zusammen 
mit US-Personal Nuklearwaffen an den 
Tornadoflugzeugen montiert und Bun¬ 
deswehrpiloten, wie man mit solchen 
Waffen fliegt und wie man sie abwirft. 
Regelmäßig überprüfen die US-Streit- 
kräfte mit Nuklearen Sicherheitsin¬ 
spektionen, ob in Büchel alle relevan¬ 
ten Vorschriften eingehalten werden “ 
Warum, so wäre als Erstes zu fragen, 
überprüft niemand, ob die Piloten der 
Bundeswehr dazu überhaupt berech¬ 
tigt sind? Die Rechtslage ist sogar 
eindeutig: Es ist deutschen Soldaten 


verboten, Massenvernichtungswaffen 
einzusetzen. So heißt es in einer Neu¬ 
fassung der „Druckschrift Einsatz Nr. 
03 - Humanitäres Völkerrecht in be¬ 
waffneten Konflikten“ - einer Taschen¬ 
karte für Soldaten der Bundeswehr aus 
dem Juni 2008 - auf Seite fünf klipp 
und klar: „Insbesondere der Einsatz 
folgender Kampfmittel ist deutschen 
Soldaten bzw. Soldatinnen in bewaff¬ 
neten Konflikten verboten: Antiperso¬ 
nenminen, atomare Waffen, biologische 
Waffen und chemische Waffen“. 

Diese Anweisung entspricht auch den 
von Deutschland ratifizierten völker¬ 
rechtlichen Verträgen. Entgegen dieser 
unmissverständlichen Rechtslage übt 
die deutsche Luftwaffe für den Atom¬ 
krieg. Es ist höchste Zeit, diesen per¬ 
manenten Völkerrechtsbruch zu been¬ 
den und aus der „nuklearen Teilhabe“ 
auszusteigen. 

Aus dem Tornado-Absturz vom 16. Ja¬ 
nuar 2014 sind aus Sicht der Friedens¬ 
bewegung drei Schlussfolgerungen zu 
ziehen: 

1. Deutschland muss endlich die nuk¬ 
leare Teilhabe innerhalb des NATO- 
Bündnisses aufkündigen und erklären, 
sich unter keinen Umständen an einem 
atomaren Einsatz zu beteiligen. 

2. Das Jagdbombergeschwader 33 in 
Büchel muss unverzüglich aufgelöst 
werden. 

3. Die in Büchel lagernden US-Atom¬ 

waffen müssen abgezogen werden. 
Deutschland muss atomwaffenfrei wer¬ 
den. Quelle: Friedensratschlag 










6 Freitag, 24. Januar 2014 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Ägypten vor einem neuen Abschnitt 

Zwischen dem künftigen Regime und den ursprünglichen Anliegen der Massen bleibt eine Kluft 


B egann mit der Volksabstimmung 
über die neue Verfassung am 
14./15. Januar ein neuer Abschnitt 
in der Entwicklung Ägyptens? Weni¬ 
ge Tage vor dem dritten Jahrestag der 
ägyptischen Revolution deutet man¬ 
ches darauf hin. Aber die Konturen der 
zukünftigen Etappe sind noch unscharf. 
Die „überwältigende Mehrheit“, mit 
der der neuen Verfassung zugestimmt 
wurde, dürfte zu einer gewissen Stabi¬ 
lisierung der Verhältnisse führen. Nach 
den amtlichen Angaben der zentralen 
Wahlkommission haben 98,1 Prozent 
derjenigen, die zur Abstimmung gegan¬ 
gen sind, mit „Ja“ gestimmt. Von den 
53,4 Millionen Abstimmungsberech¬ 
tigten haben 19,985 Millionen ein „Ja“ 
und nur 381 000 ein „Nein“ in die Ur¬ 
nen geworfen. 

Mehr Gewicht als das 98-prozentige 
Ergebnis hat die Beteiligungsquote. 
Sie lag nach den amtlichen Angaben 
bei 38,6 Prozent. Das mag für europä¬ 
ische Gewohnheiten niedrig aussehen, 
liegt aber für ägyptische Verhältnisse 
relativ hoch. Immerhin war die Zahl 
der Abstimmenden damit um 6,6 Pro¬ 
zent höher als beim letzten Referen¬ 
dum über die von den Islamisten unter 
Ex-Präsident Mursi vorgelegte Verfas¬ 
sung im Jahr 2012. Die vom derzeiti¬ 
gen Übergangsregime verbotene Mos¬ 
lem-Bruderschaft hatte nicht zur Ab¬ 
gabe von Neinstimmen, sondern zum 
Boykott der Abstimmung aufgerufen. 
Damit wurde eine Messung ihres Ein¬ 
flusses in der Bevölkerung vermieden. 
In einigen Orten hatten islamistische 
Abstimmungsgegner trotz massivem 
Sicherheitsaufgebot versucht, die 


Wahllokale zu stürmen. Dabei gab es 
mehrere Tote. Allerdings war die Zahl 
solcher Zwischenfälle erheblich gerin¬ 
ger als ursprünglich befürchtet. 

Das nach Mursis Sturz im Juli 2013 in¬ 
stallierte, von Armeechef Al-Sisi er¬ 
nannte zivile Übergangsregime unter 
Interimspräsident Adly Mansour und 
die meisten Parteien und Organisati¬ 
onen, die im letzten Sommer die Trä¬ 


ger der massiven Protestaktionen ge¬ 
gen Mursi gewesen waren, hatten eine 
die Öffentlichkeit sehr dominierende 
Ja-Kampagne im Fernsehen und mit 
großen Plakatwänden und Agitati¬ 
onstrupps geführt. Demgegenüber be¬ 
schwerten sich Verfechter des „Nein“, 
dass ihr Abstimmungswahlkampf 
durch den Ausschluss aus dem Fern¬ 
sehen und das Verbot zahlreicher Ver¬ 
anstaltungen massiv behindert wurde. 


Dennoch bleibt festzustellen, dass ein 
erheblicher Teil der Bevölkerung die 
Abstimmung genutzt hat, um durch 
die Abgabe von Ja-Stimmen zu be¬ 
stätigen, was die massenhafte Betei¬ 
ligung an den Protestmärschen gegen 
Mursi im vergangenen Sommer schon 
deutlich gemacht hatte: sie wollen das 
Land nicht unter eine Alleinherrschaft 
der islamistischen Moslembrüder ge¬ 


stellt sehen. So wenig, wie sie zwei Jah¬ 
re vorher weiter unter der Mubarak- 
Herrschaft leben wollten. 

Es gibt Berichte, wonach für viele der 
Abstimmenden der eigentliche Inhalt 
der neuen Verfassung nicht so ent¬ 
scheidend war. Viele dürften ihn gar 
nicht so genau gekannt haben. Ein 
entscheidendes Motiv für die Stimm¬ 
abgabe war nach Ansicht von Beob¬ 
achtern, dass viele Menschen damit 


ihren Wunsch nach einem Ende der 
Ungewissheit und wirtschaftlichen 
Instabilität, der gewaltsamen Zusam¬ 
menstöße, nach einem baldigen Ende 
der „Übergangsperiode“ ausdrücken 
wollten. Die wirtschaftliche Entwick¬ 
lung Ägyptens ist in den letzten zwei 
Jahren massiv eingebrochen, vor allem 
die Tourismusindustrie. Hotelanlagen 
und Touristenschiffe am Roten Meer 
liegen brach, viele der Beschäftigten 
wurden arbeitslos. 

Es bleibt offen, ob die Islamisten nach 
diesem Abstimmungsergebnis ihren 
Kurs der Frontalattacke beibehalten 
oder sich zu einer neuen Taktik ent¬ 
scheiden, um sich in der einen oder 
anderen Weise in das nun entstehende 
politische System wieder einzuklinken. 
In Sicht ist jedenfalls die Installierung 
einer Art Präsidialsystem, in dem es 
nach dem Verfassungstext mehr de¬ 
mokratische Rechte und Freiheiten 
als unter Mubarak und Mursi gibt, 
einschließlich der festgeschriebenen 
Gleichberechtigung von Mann und 
Frau auf allen Gebieten. Aber es ist 
ebenso deutlich, dass es sich um ein 
Regime der verschiedenen Gruppie¬ 
rungen der ägyptischen Oberschich¬ 
ten handeln wird. Eine Art Kompro¬ 
miss und Bündnis zwischen zivilen 
bürgerlichen Kreisen, die Interessen 
der „Geschäftswelt“, also des ägypti¬ 
schen Kapitalismus wahrnehmen, in 
Kombination mit dem eigenständigen 
Machtzentrum des Militärs. Dessen 
Vorrechte sind in der Verfassung aus¬ 
drücklich bestätigt worden. Es verfügt 
bekanntlich nicht nur über die Streit¬ 
kräfte, sondern auch über eine eigene 


ausgedehnte ökonomische Machtba¬ 
sis. 

Mit ziemlicher Sicherheit dürfte der 
derzeitige „starke Mann“ Ägyptens, 
Armeechef und Verteidigungsminis¬ 
ter Al-Sisi, bei der demnächst anste¬ 
henden Präsidentenwahl kandidie¬ 
ren und dann auch gewählt werden. 
Die Generale versuchen, die Erinne¬ 
rung an die nationaldemokratische 
Entwicklungsetappe Ägyptens un¬ 
ter Nasser für sich zu mobilisieren. 
Doch eine Rückkehr zu einem Kurs 
wie unter Nasser liegt kaum in ihrem 
Sinn. Sie haben zwar Al-Sisi-Plakate 
mit Nasser-Porträts kombiniert, aber 
in der Abstimmungskampagne we¬ 
der ihre künftige Haltung gegenüber 
den USA (von deren Militär lief erun- 
gen und „Militärhilfe“ die ägyptische 
Armee weiter abhängig bleibt) noch 
gegenüber Israel oder den arabischen 
Ölmonarchien klargestellt. 

Auffällig ist auch, dass die Frage wirt¬ 
schaftlicher und sozialer Rechte in 
der neuen Verfassung bei der Abstim¬ 
mungskampagne nur eine untergeord¬ 
nete Rolle gespielt hat. Ebenso Fragen 
nach Verfassungsartikeln über Eigen¬ 
tum, Nationalisierungen oder weitere 
Privatisierung, Streikrecht und Rechte 
der Gewerkschaften. 

Dies kann nur bedeuten, dass zwischen 
dem politischen Regime der nächsten 
Zeit, dessen Installierung sich jetzt ab¬ 
zeichnet, und den ursprünglichen so¬ 
zialen Anliegen und Forderungen der 
Volksmassen, die die Revolution ge¬ 
macht haben, eine große Kluft fortbe- 
stehenwird. Dirk Grobe 



Es ist immer wieder erstaunlich, zu wel¬ 
chen Wendungen olivgrüne Politik fähig 
ist. Da schüttelt das grüne „Urgestein“ 
Ströbele medienwirksam dem bemer¬ 
kenswert mutigen Edward Snowden 
in Moskau die Hand, um wenig später 
genau demjenigen, dessen Bannstrahl 
Snowdens Leben existentiell bedroht, 
eine Art Persilschein auszustellen. Ob- 
ama sei der Kanzlerin „einen wichtigen 
Schritt voraus“, er habe „diesen Welts¬ 
kandal der NSA-Spionage erkannt“, neh¬ 
me ihn ernst, habe „dazu eine Rede ge¬ 
halten“ und „bemerkenswerte Vorschlä¬ 
ge gemacht“. Nun, ein roter Schal ersetzt 
noch keinen vernünftigen Gedanken. 
Nicht besser war auch das, was von Au¬ 
ßenminister Frank-Walter Steinmeier zu 
hören war: Er begrüße die „Entschei¬ 
dungen zur Begrenzung und Kontrolle 
der amerikanischen Geheimdienste“ die 
Präsident Obama nun bekannt gemacht 
habe und er vertraue darauf, „dass Ame¬ 
rika die Stärke aufbringt, die Balance 
von legitimen Sicherheitsbedürfnissen 
und dem Schutz der Bürgerrechte rich¬ 
tig zu justieren“. Schon nicht so einfach, 
nach der verbalen Kraftmeierei, „Das 
geht gar nicht“, die devote Pfötchenstel¬ 
lung zu verkaufen. 

Sieht man sich die Rede an, so rühmt 
Obama vor allem die historischen Ver¬ 
dienste der US-Spionage. Beginnend mit 
dem Kampf gegen „the British“ über 
den Bürgerkrieg und den Zweiten Welt¬ 
krieg bis hin zum „Erscheinen des Eiser¬ 
nen Vorhangs und der Nuklearwaffen“, 
hätten diese Herausforderungen die 
Notwendigkeit der nachhaltigen „In¬ 
formationsbeschaffung“ verstärkt. (Die 
sowjetischen Atomwaffen sind hier ge¬ 
meint. Selbstredend nicht die von Hiro¬ 
shima und Nagasaki.) In diesem Kontext 
stehe auch die Gründung der NSA. Die 
griffigen Formeln für die Tribüne sind 
wie immer: „Leben retten“, „Aggressi¬ 
onen begegnen“, „Katastrophen verhin¬ 
dern“. Aber hinter diesen Stereotypen 
ist die Funktion des US-Spionageblocks, 
NSA/CIA u.a., im Kontext der geostra- 
tegischen Ambitionen des US-Imperia- 
lismus zumindest ansatzweise skizziert. 
Konsequenterweise war nach dem Fall 
der Sowjetunion nicht Schluss in Lang- 


Der Placebo-Verteiler 

Obama: Wir retten Leben, verhindern Katastrophen, 
wir hören keine anständigen Bürger ab 


ley und Fort Meade. Das neue Feind¬ 
bild heißt bekanntlich Terrorismus und 
Verbreitung von Massenvernichtungs¬ 
waffen, laut Obama befördert durch die 
Globalisierung und das Internet. Eine 
gigantische Herausforderung für die 
Geheimdienste. Und sie würden bewäl¬ 
tigt. Der Präsident ist stolz darauf. Die 
Kapazität des neuen Utah Data Center 
beispielsweise ist ja auch beeindruckend. 
Durch ihre neuen Fähigkeiten könnten 
die Dienste verfolgen, mit wem ein Ter¬ 
rorist in Kontakt ist, seine Wege, seine 
Finanzquellen. Rechtlich sei die Spiona¬ 
ge neu abgesichert, mit anderen staatli¬ 
chen Stellen und ausländischen Diens¬ 
ten gut und schnell vernetzt. Klar, „um 
unschuldige Leben zu retten“. 

Natürlich gebe es immer die Gefahr 
über das Ziel hinauszuschießen. Insbe¬ 
sondere nach 9/11. Aber die schlimms¬ 
ten Auswüchse habe er während seiner 
Amtszeit schon abgebremst. Etwas wei¬ 
ße Salbe ist bitter nötig. Der naive Kin¬ 
derglaube, nur der böse Kommunist/Isla¬ 
mist habe das Fadenkreuz auf der Stirn, 
hatte schon in der Bürgerrechts- und der 
Anti-Vietnamkriegs-Bewegung schwer 
zu leiden. Mit Edward Snowden ist er 
auf das schrumpfende Territorium der 
Realitätsverleugner zurückgeworfen. 
Dafür sorgen schon die Worte Guanta- 
namo und Drohnenkrieg. 

Also gibt es eine Art Überprüfungs¬ 
kommission. Einige Vorschläge, eini¬ 
gen Diskussionsstoff für den Kongress. 
Nur dass keine Missverständnisse ent¬ 
stehen: Die Männer und Frauen der 
„Intelligence Community“, inklusive 
der NSA, machten einen tollen Job, so 
Obama, sie schützten die Privatsphäre 
der gewöhnlichen Leute, sie hören we¬ 
der unsere Telefongespräche noch lesen 
sie unsere E-Mails. Nein, weder sammle 
man Informationen um Kritik oder An¬ 
dersdenkende zu unterdrücken, noch 
um Menschen auf der Basis ihrer eth¬ 
nischen Zugehörigkeit, ihrer Rasse, ih¬ 
res Geschlechts, ihrer sexuellen Orien¬ 
tierung oder ihrer Religion zu benach¬ 
teiligen. Und selbstverständlich sammle 
man keine Informationen, um der US- 
Industrie einen Wettbewerbsvorteil zu 
verschaffen. 


Klar, man werde „nicht die Kommuni¬ 
kation von Staats- und Regierungschefs 
unserer engen Freunde und Verbünde¬ 
ten überwachen“. Spätestens an diesem 
Punkt hätte man selbst in Berlin hellhö¬ 
rig werden können. Das war wohl schon 
so gemeint. Schon der britische Premier 
Henry John Temple, 3rd Viscount Pal¬ 
merstone, ein klassischer, liberaler Im¬ 
perialist, wusste: „Staaten haben keine 
permanenten Freunde oder Verbünde¬ 
te, sie haben nur permanente Interes¬ 
sen.“ Die Frage ist: Wer sind die aktuel¬ 
len „engen Freunde und Verbündete?“ 
Obama hat die Großen Linien gezogen, 
die „permanenten Interessen“ benannt 
und sich bei den obligatorischen Verbeu¬ 
gungen in Richtung Tribüne im Techni¬ 
schen und Absurden verloren. Klartext: 
Die US-Dienste „wie die aller anderen 
Nationen“ würden auch künftig „Infor¬ 
mationen über die Absichten fremder 
Regierungen sammeln“. „Wir werden 
uns nicht entschuldigen, nur weil unsere 
Dienste effektiver sein mögen.“ Anders 
ausgedrückt: Man wird in Berlin keine 
EU-Konzeption zum Aufbau eines glo¬ 
balen Herausforderers formulieren und 
umsetzen können, ohne dass der Große 
Bruder den handelnden Akteuren da¬ 
bei auf die Finger schaut (und ggf. auch 
schlägt). Da wird sich ganz sicher nie¬ 
mand entschuldigen. Schon gar nicht, 
wenn die deutsche Industrie dabei in 


Permanenz Rekordhandelsbilanzüber¬ 
schüsse - auch zu Lasten der US-Indus- 
trie - einfährt. Selbstverständlich wird 
man da auch in Zukunft „Informationen 
sammeln“. 

Unter dem Titel „Die digitale Krän¬ 
kung des Menschen“ hat ein Sascha 
Lobo im FAZ-Feuilleton seine Naivität 
als IT-Experte eingestanden. Er habe 
geglaubt, das Internet „sei das perfekte 
Medium der Demokratie und der Selbst¬ 
befreiung“. Er habe sich geirrt. „Die fast 
vollständige Durchdringung der digi¬ 
talen Sphäre durch Spähapparate aber 
hat den famosen Jahrtausendmarkt 
der Möglichkeiten in ein Spielfeld von 
Gnaden der NSA verwandelt. Denn die 
Überwachung ist nur Mittel zum Zweck 
der Kontrolle, der Machtausübung.“ Sein 
Eingeständnis ehrt ihn. Er dürfte mit 
seinem Irrtum kaum allein sein. Aller¬ 
dings endet hier seine Analyse. Die Fra¬ 
ge nach dem Warum kommt ihm nicht 
in den Sinn. 

Natürlich wird niemand erwarten, das 
massenmediale Journalisten nach ihrem 
vorläufigen Endsieg einen Autor wie Le¬ 
nin zur Kenntnis nehmen, geschweige 
denn, sich auf ihn berufen, aber zu dem 
linken Liberalen John Atkinson Hob- 
son sollte es doch noch langen. In des¬ 
sen Hauptwerk „Imperialism - a Study“ 
resümiert er schon 1902, „dass der Impe¬ 
rialismus nicht von den Interessen der 


ganzen Nation, sondern von den Interes¬ 
sen bestimmter Klassen bestimmt wird, 
welche diese Politik dem Volk zu ihrem 
eigenen Vorteil aufdrängen.“ Und wie 
diese Interessen strukturiert sind, haben 
die USA nach ihrer wiedergewonnenen 
Freiheit alles Unsympathische und Wi¬ 
derständige einfach aus dem Weg bom¬ 
ben zu können, eigentlich recht deutlich 
demonstriert. Wie sollte es in dieser Welt 
ein „perfektes Medium der Demokra¬ 
tie und der Selbstbefreiung“ geben kön¬ 
nen? 

Mit dem Niedergang des organisierten 
Klassenbewusstseins scheint die Naivi¬ 
tät grenzenlos. Trotz der nahezu schran¬ 
kenlosen Verfügbarkeit von Informati¬ 
on. Trotz Gleiwitz, Tonking, Hufeisen¬ 
plänen, Massenvernichtungswaffen, etc. 
wird regelmäßig recht erfolgreich „Ver¬ 
schwörungstheorie“ gezetert. Als sei 
der Hinweis, dass nun gerade das pas¬ 
siert, was immer passiert, wenn es sich 
um die Durchsetzung von Kriegs- und 
Unterdrückungspolitik im Interesse der 
0,1 Prozent handelt, das Absurdeste der 
Welt. Aber etwas ist diesmal anders. 
Die „Totalüberwachung des Internets“ 
(Lobo) führt, in Kombination mit der 
neoliberalen Gesellschaftszurichtung, 
den staatstragend-selbstzufrieden-zy¬ 
nischen Sozialchauvinismus ad absur¬ 
dum. Jeder trägt das Fadenkreuz auf der 
Stirn. Auch Obamas „ordinary citizens“. 
Die neue irrationale Hoffnung auf das 
rechtspopulistische Gestern, die Tea- 
Party-Fundamentalisten, die Le Pens 
und Wilders 4 verweist genau auf diese 
tiefempfundene Verunsicherung. 

Klaus Wagener 


Edward Snowden erhält Posten im Fonds für Pressefreiheit 


Ab Februar rückt der in Russland le¬ 
bende Snowden in den Vorstand der 
„Freedom of the Press Foundation“ 
(FPF) auf. Die Stiftung würdigt damit 
den „Mut“ des Geheimdienstenthül- 
lers in der NSA-Affäre. 

Snowden hatte im Sommer 2013 durch 
die Übergabe von geheimen Materia¬ 
lien an den Guardian-Korresponden¬ 
ten Glenn Greenwald das Ausmaß 
der weltweiten Überwachungs- und 
Spionagepraktiken von US-Geheim- 
diensten enthüllt. Bei seiner anschlie¬ 
ßenden Flucht landete er schließlich 
in Moskau, wo er nach wochenlangem 
Aufenthalt auf dem Flughafen Schere - 
metjewo politisches Asyl bekam. 


Russlands Präsident Putin verband die 
Vergabe des Asylstatus damals aller¬ 
dings mit der Forderung, keine weite¬ 
ren Enthüllungen zu verbreiten, die 
den USA schaden. In den USA wird er 
weiterhin wegen Hochverrats gesucht. 
Während die von Snowden an ver¬ 
schiedene Medien übergebenen Ma¬ 
terialien weiterhin Schlagzeilen mach¬ 
ten, wurde es um den Amerikaner 
selbst still in Russland - bis sich im 
November sein Anwalt Anatoli Kut- 
scherena zu Wort meldete und erklär¬ 
te, dem Geheimdienstenthüller gehe 
das Geld aus. 

„Die Ersparnisse, die er hatte, hat er 
inzwischen fast vollständig für Essen, 


Miete, Leibwächter und so weiter aus¬ 
gegeben“, sagte Kutscherena, der be¬ 
tonte, Snowden habe nie mit Informa¬ 
tionen gehandelt. 

Ob Snowden durch seinen neuen Job 
nun ein regelmäßiges Gehalt und in 
welcher Höhe bezieht, ist unklar. Der 
Fonds für Pressefreiheit FPF wurde 
2012 gegründet, um investigativen 
Journalismus zu unterstützen. Eige¬ 
nen Angaben nach hat er bislang über 
Crowd-Funding 500 000 US-Dollar 
eingenommen und damit verschiede¬ 
ne Medien wie Wikileaks und das Bu¬ 
reau of Investigative Journalism un¬ 
terstützt. 

Russland-aktuell (red. gek.) 
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Mehr Bundeswehr nach Afrika 


Deutsche Kampftruppen im Rahmen des „Eurokorps“ nach Mali 
deutsche Militärtransporte nach Zentralafrika 


D ie Bundesregierung bereitet ge¬ 
meinsam mit der französischen 
Regierung einen „umfassende¬ 
ren Militäreinsatz in zwei afrikanischen 
Krisenregionen“ vor, nämlich in Mali 
und in der Zentralafrikanischen Repu¬ 
blik (ZAR). Das berichtete am 17. Ja¬ 
nuar die „Süddeutsche Zeitung“ (SZ). 
Das Auswärtige Amt wollte es bei einer 
Presseanfrage nicht bestätigen, betonte 
aber, es sei „noch nichts entschieden“ 
Das kann nur als Bestätigung angese¬ 
hen werden, dass die Vorbereitungen 
zwischen beiden Regierungen laufen, 
nur die letzten Entscheidungen noch 
ausstehen. 

Laut der SZ ist die Verlegung von Ein¬ 
heiten der „deutsch-französischen Bri¬ 
gade“ nach Mali in die Region um die 
Hauptstadt Bamako vorgesehen. Die 
„Feinheiten“ dieses Einsatzes würden 
derzeit zwischen den zuständigen deut¬ 
schen und französischen Ressorts ab¬ 
gestimmt. Auf der Tagung des deutsch¬ 
französischen Verteidigungsrates am 
19. Februar sollte darüber entschieden 
werden, der Einsatz selbst ab Mai 2014 
beginnen. Die deutsch-französische Bri¬ 


gade ist Teil des „Eurokorps“ der EU. 
Die Bundeswehr ist bereits mit ei¬ 
nem „Ausbildungskontingent“ in Mali 
vor Ort. Das hatte der Bundestag mit 
den Stimmen aller Fraktionen außer 
den Linken im Februar letzten Jah¬ 
res genehmigt. 180 Bundeswehrsol¬ 
daten, davon 40 Sanitätssoldaten und 
ca. 70 Ausbilder, wurden für die EU- 
„Trainingsmission“ (EUTM) zur Aus¬ 
bildung der Mali-Armee nach Bamako 
geschickt. Doch der Einsatz von deut¬ 
schen Kampftruppen in diesem Land 
wurde damals noch heftig für „ausge¬ 
schlossen“ erklärt. Jetzt sollen sich die 
deutschen Soldaten in Mali aber nicht 
mehr allein mit „Ausbildung“ befassen. 
Vielmehr sind die neuen, zusätzlichen 
Bundeswehreinheiten, deren Entsen¬ 
dung jetzt geplant wird, deutlich für di¬ 
rekte Kampfeinsätze ausgebildet und 


ausgerüstet. Sie sollen eng mit den fran¬ 
zösischen Interventionstruppen der 
Operation „Serval“ kooperieren. Das 
Bundestagsmandat für den vor einem 
Jahr beschlossenen Ausbildungseinsatz 
läuft Mitte Februar aus. Es dürfte aber 
von der derzeitigen „großen Koalition“ 
ohne Schwierigkeiten verlängert und 
ausgeweitet werden. 

Konkret für den Einsatz vorgesehen 
sind laut „SZ“ das in Donaueschin- 
gen stationierte Jägerbataillon 292 und 
das bisher in Immendingen stationier¬ 
te Artilleriebataillon 295. Beides sind 
ausschließlich aus deutschen Bundes¬ 
wehrsoldaten bestehende Einheiten un¬ 
ter deutschem Kommando. Das Jäger¬ 
bataillon 292 besteht laut Eigenangaben 
im Internet aus 3 Kampfkompagnien zu 
je 120 Mann mit Infanteriewaffen und 
einem „schweren Zug“ mit Granatwer¬ 
fern und Panzerabwehrraketen sowie 
einer „schweren Kompanie“ mit fahr¬ 
baren Mörsern und gepanzerten Fahr¬ 
zeugen, plus Führungs-, Versorgungs-, 
Kommunikations- und Unterstützungs¬ 
einheiten. Das Artilleriebataillon 295 
umfasst zwei „klassische“ Rohrartille¬ 


riebatterien und eine Raketenartillerie¬ 
batterie. Wie die „SZ“ vermerkt, ist der 
Einsatz in Mali „der erste umfassende 
Einsatz“ der deutsch-französischen Bri¬ 
gade im Ausland überhaupt. 

Darüber hinaus will die Bundesregie¬ 
rung im Rahmen des EU-Einsatzes die 
Mali-Armee auch „mit Kleidung, Stie¬ 
feln und Lastkraftwagen“ ausrüsten. Im 
vergangenen Jahr hatte sie laut Pres¬ 
seberichten bereits Splitterwesten und 
Handsonden geliefert. Die Lieferung 
von Waffen ist angeblich nicht vorge¬ 
sehen, weil der Waffenexport in Span¬ 
nungsgebiete für die BRD verboten 
ist. „Allerdings werden andere euro¬ 
päische Nationen die malische Armee 
auch mit Waffen ausstatten“, heißt es in 
der SZ dazu. 

Was den Einsatz im zweiten afrikani¬ 
schen Konfliktherd Zentralafrika an¬ 


geht, beschlossen die EU-Außenmi¬ 
nister am Montag, die französische 
Intervention durch eine EU-Militär- 
mission zu unterstützen. Die deutsche 
Beteiligung daran soll angeblich aber 
auf den Einsatz von Transall-Maschi¬ 
nen der Bundeswehr für den Trans¬ 
port von afrikanischen Soldaten aus 
anderen Staaten nach Mali sowie die 
Betankung von französischen Kampf¬ 
jets in der Luft beschränkt bleiben. 
Anders als bisher angekündigt, wer¬ 
den die deutschen Lufttransporter 
allerdings nicht nur bis in die Nach¬ 
barstaaten der Zentralafrikanischen 
Republik (ZAR) fliegen, sondern 
ihre Transportrouten bis direkt in die 
noch immer von schweren bewaffne¬ 
ten Zusammenstößen verunsicherten 
ZAR-Hauptstadt Bangui ausdehnen. 
Die beiden französischen Militärin¬ 
terventionen („Serval“ in Mali und 
„Sangaris“ in Zentralafrika) hatte die 
französische Regierung unter dem so¬ 
zialdemokratischen Staatspräsidenten 
Hollande bekanntlich im Alleingang 
beschlossen. Nachdem sich heraus¬ 
stellte, dass die Schwierigkeiten für die 
französischen Truppen in beiden Fällen 
erheblich größer sind als gedacht, kam 
Hollande auf die Idee, von der EU und 
insbesondere von der deutschen Bun¬ 
desregierung mehr Unterstützung zu 
fordern. Allerdings wollte er vor allem 
mehr Geld zur Finanzierung der fran¬ 
zösischen Einsätze, weshalb er offiziell 
die Schaffung eines besonderen EU- 
Fonds für militärisches Eingreifen in 
Afrika vorschlug. Auf dem EU-Gip- 
fel im Dezember letzten Jahres hatte 
Kanzlerin Merkel darauf noch kühl 
ablehnend erklärt: „Wir können kei¬ 
ne militärische Mission finanzieren, bei 
der wir gar nicht in den Entscheidungs¬ 
prozess einbezogen sind.“ Inzwischen 
scheinen sich die deutschen „Entschei¬ 
dungsfinder“ aber auf einen anderen 
Kurs besonnen zu haben. Doch statt 
Geld schicken Frau Merkel und ihre 
neue Verteidigungsministerin von der 
Leyen offenbar lieber selbst Soldaten 
nach Afrika. 

Natürlich werden der Öffentlichkeit 
wieder einmal „humanitäre“ Grün¬ 
de für dieses Verhalten präsentiert: 
Verhinderung von „Massakern“ und 
„Völkermord“. Aber die wirkliche Er¬ 
klärung für das deutsche Verhalten - 
ebenso wie für das französische - liegt 
wohl nach wie vor in der Feststellung, 
die der linke senegalesische Politiker 
Amath Dansokho in dem in der letz¬ 
ten UZ veröffentlichten Interview 
in die Worte fasste: „Man darf nie¬ 
mals vergessen, dass alle diese Kriege 
auf dem afrikanischen Kontinent ... 
ökonomische Hintergründe haben.“ 
Georg Polikeit 



Hier eine Transall-Landung in Kundus. Nächste Station: Afrika. 


Irische Friedensaktivistin verhaftet 


79-Jährige leidet an Parkinson und Krebs 



Margaretta DArcy und Niall Farrell bei einer Protestaktion 


Die Kommunistische Partei Irlands hat 
in einer Erklärung in scharfer Form ge¬ 
gen die Inhaftierung der Friedensak¬ 
tivistin Margaretta D‘Arcy gewandt, 
die am Donnerstag verhaftet und in 
das Gefängnis von Limerick überführt 
wurde, wo sie eine dreimonatige Haft¬ 
strafe absitzen soll. Margaretta DArcy 
leidet an der Parkinson-Krankheit und 
ist darüber hinaus wegen einer Krebs¬ 
erkrankung in ärztlicher Behandlung. 
Sie hatte sich geweigert, eine Verpflich¬ 
tung zu unterzeichnen, laut der sie sich 
von gesperrten Bereichen des Flugha¬ 
fens von Shannon fernhalten sollte. Da¬ 
raufhin wurde die Haftstrafe von drei 
Monaten in Kraft gesetzt, die eigentlich 
ausgesetzt worden war. 

Margaretta D‘Arcy und Niall Farrell 
waren vom Bezirksgericht Ennis im 
Dezember 2013 verurteilt worden. 
Beide erhielten eine dreimonatige 
Haftstrafe, die unter der Bedingung 
ausgesetzt wurde, sich gesperrten Be¬ 
reichen des Flughafens Shannon nicht 
zu nähern. 

Dieser Flughafen ist ein wichtiges 
Drehkreuz für Flugzeuge der US- 


amerikanischen Luftwaffe, die von 
dort starten, um Tod und Zerstörun¬ 
gen nach Afghanistan, den Irak und 
weitere Länder zu tragen. Shannon ist 
außerdem ein Transitpunkt für Flug¬ 
zeuge, die militärische Drohnen der 
USA transportieren, und es besteht der 
Verdacht, dass auch Opfer von „außer¬ 
ordentlichen Überstellungen“ - Per¬ 
sonen, die ohne rechtliche Grundlage 
festgenommen und in Gefangenenla¬ 


ger überführt werden, in denen sie kei¬ 
nerlei rechtlichen Schutz haben - über 
den Flughafen Shannon transportiert 
wurden. 

Die Kommunistische Partei Irlands 
fordert die unverzügliche Freilassung 
der Friedensaktivistin, deren einzige 
„Schuld“ darin besteht, gegen den völ¬ 
kerrechtswidrigen Missbrauch des In¬ 
ternationalen Flughafens Shannon pro¬ 
testiert zu haben. CPol/ZLV 


Kriege werden von 
Menschen gemacht 

Erklärung der KPen, eine Demonstration und eine Konferenz 
zum i. Weltkrieg • Gespräch mit Günter Pohl 
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UZ: Die Partei der Arbeit Belgiens, die 
KP Luxemburgs und die DKP haben 
eine Erklärung zu jenen Augusttagen 
von 1914 verfasst, in denen die Wider¬ 
sprüche des Imperialismus in einen 
Krieg trieben, der sich schnell zum Welt¬ 
krieg auswuchs. Diese Resolution fand 
große Resonanz, sie wurde bis jetzt von 
31 kommunistischen und Arbeiterpar¬ 
teien Europas unterzeichnet. Unterstellt 
man den Unterzeichnern nicht einen 
Hang zur Geisterjägerei, so muss es da¬ 
für aktuelle Gründe geben. 

Günter Pohl: Selbstverständlich gibt es 
die. Gleich zu Beginn heißt es in der Er¬ 
klärung, dass die derzeitige Debatte um 
die Schuldfrage auch dazu dienen soll 
„eine theoretische und politische Le¬ 
gitimierung heutiger imperialistischer 
Politik“ herzuleiten. Wenn jetzt davon 
die Rede ist, dass Deutschland Trup¬ 
pen zur Verstärkung derer Frankreichs 
nach Mali schicken will, dann wird ver¬ 
sucht hier einen humanitären Anstrich 
zu geben, wo es Frankreich nicht um 
Menschenleben, sondern um Rohstof¬ 
fe und Interessenabsicherung gegen¬ 
über anderen Kräften, wie China, geht. 
Deutschland macht damit den nächsten 
Einsatz der Franzosen in der Zentralaf¬ 
rikanischen Republik möglich und po¬ 
sitioniert sich gleichzeitig neuerlich für 
einen „Platz an der Sonne“. 

Die Erklärung ist in der Tat ein rich¬ 
tiger Erfolg, auch wenn man sieht, 
dass hier das Spektrum der Kommu¬ 
nistischen Parteien Europas in seiner 
Breite abgebildet ist, was in den letz¬ 
ten Jahrzehnten seinesgleichen sucht. 
Eine gewisse Verständigung in Fragen, 
wo das möglich scheint, war - nach ei¬ 
nem nicht unkomplizierten Treffen der 
KPen und Arbeiterparteien im No¬ 
vember - unser Ziel. Die PVDA und 
die KPL, also Parteien aus Ländern, wo 
der Krieg seinen Anfang hatte, haben 
das geteilt und unseren Textvorschlag 
unterstützt. Am Ende haben wir unse¬ 
ren Wunsch von „gut 20 Parteien“ weit 
übertroffen. 

UZ: War dieser Krieg unausweichlich? 
Ein Zitat von Friedrich Engels von 
1887-27 Jahre vor dem August 1914 - 
das der Erklärung angehängt ist, lässt 
diesen Schluss zu. 

Günter Pohl: Dieses Zitat zeigt zu¬ 
nächst einmal die Richtigkeit der 
marxistischen Gesellschaftsanalyse. 
Lenin hat dazu in der Folge weitere 
Theorien über den Imperialismus ent¬ 
wickelt, deren Grundaussagen gültig 
geblieben sind. Kommunistische Par¬ 
teien verteidigen diese Grundsätze 
als Fundament ihrer Weitsicht - jene, 
die es irgendwann nicht mehr taten, 
sind aufgelöst worden oder befinden 
sich gewiss auf dem Weg dahin. Im¬ 
perialismus ist nicht etwa eine „im¬ 
periale Machtpolitik“, wie es bürger¬ 
liche Historiker sagen, sondern eine 
Entwicklungsstufe im Kapitalismus, 
die aufgrund des Zwangs zur Aneig¬ 
nung von Märkten Kriege zum Nor¬ 
malzustand macht - Frieden wäre nur 
die Ausnahme, die es aber seit vielen 
Jahrzehnten nicht mehr gegeben hat. 
Der Frieden in der EU ist der Krieg 


der EU woanders - da ist der Nobel¬ 
preis so gerechtfertigt wie für einen 
US-Präsidenten. 

Dennoch wäre es fatal aus dieser Im¬ 
perialismustheorie und -analyse her¬ 
aus den Friedenskampf einzustellen! 
Kriege sind nie unausweichlich, denn 
sie werden von Menschen gemacht. 
Also können Menschen sie auch ver¬ 
hindern. Das ist ohne revolutionä¬ 
re Umwälzung der Macht zugunsten 
der Arbeiterklasse jedoch nur schwer 
vorstellbar. Wo Engels sagt, dass nach 
dem erwarteten Krieg „ein Resul¬ 
tat - die allgemeine Erschöpfung und 
die Herstellung der Bedingungen des 
schließlichen Siegs der Arbeiterklas¬ 
se“ sicher ist, darf ebenso nicht der 
Schluss gezogen werden, dass neben 
den objektiven Bedingungen dann au¬ 
tomatisch auch die subjektiven gege¬ 
ben sein werden. Daran müssen wir ar¬ 
beiten: im Bewusstsein und in der Or¬ 
ganisierung des antiimperialistischen 
Handelns. Das geschah, aus dem Wi¬ 
derstand gegen den Krieg heraus, 1917 
in Russland. Es ist so immer möglich. 
Deshalb heißt es am Schluss, dass für 
die Hoffnung auf den Sozialismus die 
unterzeichnenden Parteien bis heute 
stehen. 

UZ: Am 15. Februar finden in Aachen 
aus Anlass des Jahrestages eine interna¬ 
tionale Demonstration und eine Konfe¬ 
renz zum ersten imperialistischen Welt¬ 
krieg statt. Was soll mit der Demon¬ 
stration erreicht werden? Und welchen 
Fragen wird sich die Konferenz widmen, 
die auch nach 100 Jahren offenbar nicht 
ausreichend beantwortet sind? 

Günter Pohl: Die Konferenz findet im 
Rahmen der jährlichen „Vier-Partei- 
en-Konferenzen“ statt, einer Koordi¬ 
nierung zwischen KP Luxemburgs, 
Partei der Arbeit Belgiens, Neuer KP 
der Niederlande und uns. Sie befassen 
sich normalerweise mit betrieblichen 
Themen, aber anlässlich der hunderts¬ 
ten Wiederkehr des Weltkriegs ist der 
Friedenskampf das Thema. Aachen ist 
der Ort, an dem der Erste Weltkrieg 
mit dem Überfall auf Belgien und Lu¬ 
xemburg seinen Anfang nahm. 
Erstmals ist eine dieser Konferenzen 
von einer Demonstration begleitet, 
was uns die Vorbereitung etwas kom¬ 
plizierter macht als gewöhnlich. Aber 
die Genossinnen und Genossen aus 
Aachen sind äußerst engagiert bei der 
Sache. Die vier Parteien und Bündnis¬ 
partner aus der Umgebung werden am 
15. Februar mittags vom Hauptbahn¬ 
hof aus demonstrieren. Die DKP Aa¬ 
chen hat eine Demoroute durch das 
Ostviertel, von der örtlichen Politik 
zum „Problemviertel“ stilisiert, ge¬ 
wählt. Gegen den Sozialabbau dort soll 
„ein Zeichen gegen Krieg und Imperi¬ 
alismus und für eine Gesellschaft der 
Solidarität und Gerechtigkeit“ gesetzt 
werden. Wir setzen natürlich auf starke 
Beteiligung der beiden Parteibezirke 
aus NRW. 

Die nichtöffentliche Konferenz selbst 
ist zweitägig und befasst sich mit den 
geschichtlichen Hintergründen der 
damaligen millionenfachen Mörderei 
am ersten und den Aufgaben und Her¬ 
ausforderungen der Friedensarbeit am 
zweiten Tag. 

Gibt es dabei Fragen, die schon aus¬ 
reichend beantwortet sind? Hinsicht¬ 
lich der Schulddebatte ohnehin nicht, 
aber darauf passen unsere Antworten 
sowieso nicht in das medial vorgestanz¬ 
te Schema. Uns interessiert vielmehr 
die Möglichkeit, wie wir ein Bewusst¬ 
sein schaffen können, das Menschen 
erstens verstehen lässt, dass es einen 
Zusammenhang zwischen Sozialabbau, 
Nationalismus und Militärpolitik gibt, 
und welches sie zweitens dafür aktiv 
werden lässt. Das ist die Herausforde¬ 
rung, der sich diese Konferenz stellen 
will. 

Günter Pohl ist der Internationale Sekretär der DKP. 

Die Fragen stellte Bernd Redlich. 
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Gastkolumne von Marianne Wilke 


Es müssen endlich Taten folgen 


Als Bundespräsident Roman Herzog 
(CDU) im Jahre 1996 den 27. Januar, 
Tag der Befreiung des KZ Auschwitz 
durch die Rote Armee, zum „Tag des 
Gedenkens an die Opfer des Natio¬ 
nalsozialsozialismus“ ausrief, traf es 
die verantwortlichen Politiker in den 
Bundesländern und besonders an 
der kommunalen Basis in Kreista¬ 
gen, Städten und Gemeinden völlig 
unvorbereitet. Mehr als 50 Jahre nach 
der Befreiung vom Faschismus hat¬ 
te die offizielle Politik der BRD die 
Beendigung der Diskussion um die 
Verbrechen des NS- Regimes und der 
reaktionärsten Teils des deutschen 
Großkapitals gefordert, nun formu¬ 
lierte ein Bundespräsident den Satz 
„Die Erinnerung darf nicht enden.“ 
Zugleich rief er dazu auf, eine Form 
der Erinnerung zu finden, die in die 
Zukunft weist.“ 

Wie sollte man an der Basis damit 
umgehen? Man hatte vor Ort mit der 
Aufarbeitung der Lokalgeschichte in 
den zwölf Jahren des Hitlerfaschis¬ 
mus noch nicht einmal begonnen, 
geschweige denn das Thema „zweite 
braune Vergangenheit“, die Renazifi- 
zierung in den fünfziger Jahren des 
20. Jahrhunderts, angefasst. Landrä¬ 
te, Kreispräsidenten, Stadträte, Bür¬ 
germeisterinnen und Bürgermeister 
fühlten sich total überfordert und un¬ 
ternahmen außer Trauerbeflaggung 
zu vollziehen nichts, um eine Form 
der Erinnerung zu finden. Die es den¬ 
noch versuchten, kamen nicht an der 
ihnen gewohnten Totalitarismustheo¬ 
rie vorbei und hielten sich lieber mit 
der DDR auf, in der Antifaschismus 
angeblich verordnet worden sei. Man 
suchte den Splitter im Auge des An¬ 
deren, den im eigenen Auge sah man 
nicht. Eins wurde klar, so konnte man 
der „Gefahr der Wiederholung“, vor 
der Roman Herzog warnte, nicht ent¬ 
gegentreten. 

Meines Erachtens treten wir am 27. Ja¬ 
nuar 2014 immer noch auf der Stel¬ 
le. Zwar können die Verbrechen des 
Hitlerregimes nicht mehr geleugnet 
und verschwiegen werden. Obwohl 
Zeitzeugen kaum mehr vorhanden 
sind, beschäftigt man sich mehr mit 
dem deutschen Faschismus als noch 
vor 20 oder 30 Jahren. Aber sobald es 
um die 1950er Jahre geht oder gar um 
das Heute, setzt das Schweigen und 
Verschweigen wieder ein. Festzuma¬ 
chen ist das zum Beispiel an der Dis¬ 
kussion um die Asylpolitik. 


Bei der Aufnahme von Flüchtlin¬ 
gen wird die Kluft zwischen armen 
und reichen Ländern immer größer: 
81 Prozent der Flüchtlinge lebten in 
Entwicklungsländern, das geht aus 
dem in Genf veröffentlichten Bericht 
der UN hervor. Auch Europa zieht 
blank gegen Flüchtlinge. Die Ab¬ 
schottungsmaßnahmen an den EU- 
Außengrenzen sind ein Verbrechen! 



Der offene Brief der Bürgermeisterin 
von Lampedusa wirft ein Schlaglicht 
auf die Situation. Sie schreibt: „... Ich 
wurde im Mai 2012 gewählt, und bis 
zum 3. November wurden mir bereits 
21 Leichen von Menschen übergeben, 
die ertrunken sind. Das ist für mich 
unerträglich und für unsere Insel ein 
großer Schmerz. Wir mussten andere 
Bürgermeister der Provinz um Hilfe 
bitten, um die letzten 11 Leichen wür¬ 
devoll zu bestatten. Wir hatten kei¬ 
ne Gräber mehr zur Verfügung. Wir 
werden neue schaffen, aber jetzt frage 
ich: Wie groß muss der Friedhof auf 
meiner Insel noch werden? Ich bin 
über die Gleichgültigkeit entrüstet, 
mich regt das Schweigen von Euro¬ 
pa auf, das gerade den Friedensno¬ 
belpreis erhalten hat und nichts sagt, 
obwohl es hier ein Massaker gibt, bei 
dem Menschen sterben, als sei es ein 
Krieg...“ 

★ 

Etliche meiner Verwandten haben 
nur überlebt, weil sie in England Asyl 
fanden. Das Recht auf Asyl wurde als 
Lehre aus dem Naziregime in unsere 
Verfassung aufgenommen - was ist 
daraus geworden? 

Dem Erinnern und Gedenken am 
27. Januar müssen endlich Taten fol¬ 
gen. 


Verkehrte Welt 


Es ist nicht zu fassen! Da stürzt in der 
Eifel, nur wenige Flugsekunden vom 
„Fliegerhorst“ Büchel entfernt, ein 
Kampfflugzeug der Luftwaffe vom 
Himmel und kaum jemand nimmt 
davon Notiz. Es ist bisher nicht be¬ 
kannt - oder wird geflissentlich ver¬ 
schwiegen -, aus welchen Gründen 
der „Tornado“ vom Himmel gefallen 
ist und ob er Waffen und in welcher 
tödlichen Menge. 

Die Redaktionen der staatstragen¬ 
den Zeitungen haben offenbar nicht 
einmal zur Kenntnis genommen, 
wie knapp wir hier an einer nuklea¬ 
ren Katastrophe vorbeigeschrammt 
sind. Denn in Büchel lagern bis zu 20 
Atomsprengköpfe der USA, von de¬ 
nen jeder die 26-fache Vernichtungs¬ 
kraft der Hiroshima-Bombe hat. Der 
Absturzort lag nur etwa 8 Kilometer 
davon entfernt. Und auch zum Atom¬ 
kraftwerk Cattenom ist es nicht weit. 
Schlimmer noch als die Ignoranz der 
Blätter ist die Nicht-Reaktion der Eu¬ 
ropäischen Union, Trägerin des Frie¬ 
densnobelpreises. Da hat man wich¬ 
tigere Themen, wie zum Beispiel die 
dringende Notwendigkeit, gegen ein 
Gesetz im Nicht-EU-Land Ukraine zu 
protestieren, mit dem das Demonstra¬ 
tionsrecht konkreter als bisher gefasst 
wurde. Sofort wird Brüssel und in den 
meisten anderen Hauptstädten der 
EU-Staaten über „Polizeistaat“ und 
„Diktatur“ gezetert. Die Damen und 
Herren, die diesen Unsinn in die Welt 
setzten, haben bisher nicht mitbekom¬ 


men, dass von westlichen Politikern 
und Medien unterstützte - und zum 
Teil aufgehetzte - Demonstranten mit 
EU-Fahnen in der Hand seit mehr als 
vier Wochen die Innenstadt von Kiew 
blockieren, den Zugang zu staatlichen 
Gebäuden versperren, randalieren und 
sogar die Arbeit des Parlaments behin¬ 
dern. In welcher Hauptstadt eines EU- 
Landes wäre so etwas denkbar? 

Am Montag setzten die Außenmi¬ 
nister der EU-Staaten dann die rich¬ 
tigen Prioritäten. Nicht etwa das 
grenzüberschreitende Elend der Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit stand auf der 
Tagesordnung, Es war es unbedingt 
notwendig, den Anti-Assad-Kräften 
außerhalb Syriens die Unterstützung 
zu versichern, also jener Exil-Opposi¬ 
tion, die sich wieder einmal weigerte, 
an den Friedensgesprächen für Syrien 
teilzunehmen, weil die UNO auch das 
Nachbarland Iran dazu eingeladen 
hatte, was schnell korrigiert wurde. 
Und dann ging es natürlich um die Si¬ 
cherung des freien Zugangs zu wert¬ 
vollen Rohstoffen in Afrika, weshalb 
beschlossen wurde, eine EU-Truppe 
nach Zentralafrika zu schicken, die 
sich dort am Schießen beteiligen 
soll. Warum sollten wir uns auch mit 
solch lästigen Dingen wie einer mög¬ 
lichen atomaren Katastrophe mitten 
in Europa beschäftigen, wenn doch 
in Wirklichkeit die Vorherrschaft der 
Banken und Konzerne in anderen 
Teilen der Welt auf dem Spiel steht? 

Uli Brockmeyer 


Auf der SIKO geht es nicht um Frieden 

Interview mit Claus Schreer, München, Mitorganisator der Gegenaktionen 
zur sogenannten Sicherheitskonferenz am ersten Februarwochenende in München 


Tausende von Kriegsgegnerinnen und 
Kriegsgegnern werden am 1. Febru¬ 
ar 2014 wieder gegen die so genann¬ 
te Münchner Sicherheitskonferenz 
demonstrieren - gegen die im Bayeri¬ 
schen Hof versammelte NATO-Kriegs¬ 
elite, gegen die Rüstungs- und Militär¬ 
politik Deutschlands und der NATO. 
Zu den Protesten mobilisiert ein brei¬ 
tes Spektrum von über achtzig pazi¬ 
fistischen, sozialen, ökologischen und 
antikapitalistischen Organisationen 
und zahlreiche Einzelpersonen aus 
München und anderen Städten der 
Bundesrepublik. 

Frage: Was ist das Besondere an der 
diesjährigen „Siko“? 

Claus Schreer: In diesem Jahr wird die 
SIKO ihr fünfzigstes Jubiläum feiern 
und Konferenzchef Ischinger wird - 
wie jedes Jahr behaupten - im Bayeri¬ 
schen Hof gehe es „ausschließlich um 
die Frage, wie der Frieden auf der Welt 
gesichert werden kann“. 

Seit Jahren versucht er, der SIKO einen 
friedenspolitischen Anstrich zu geben. 
Tatsächlich gehört Ischinger selbst zu 
den eifrigsten Kriegstrommlern. Er 
nutzt jede Gelegenheit, noch mehr Auf¬ 
rüstung und eine stärkere Kriegsbetei¬ 
ligung Deutschlands zu fordern. Sein 
Credo lautet: Deutschland und die EU 
müssen größere Rüstungsanstrengun¬ 
gen machen, um wirklich kriegsfähig 
zu werden. Und: Damit Europa zum 
allseits glaubwürdigen Akteur auf der 
Weltbühne wird, brauche die EU die 
entsprechende militärische Stärke und 
Deutschland eine leistungsfähige und 
professionelle Berufsarme. 

Ein ganz aktuelles Beispiel: Zur um¬ 
strittenen Anschaffung von Kampf¬ 
drohnen sagt Ischinger: Es wäre „ganz 
fahrlässig, sich solchen Technologien zu 
verschließen“. Die Sorge und Kritik an 
den Drohnen könne er nur zu einem 
geringen Teil verstehen. Oberstes Ziel 
müsse es doch sein, die Gefährdungen 
unserer eigenen Soldaten, so gering 
wie möglich zu halten. O-Ton Ischin¬ 
ger: „Wenn es also möglich ist, den mi¬ 
litärischen Auftrag auch in einer Weise 
auszuführen, dass der Soldat weit ent¬ 
fernt sitzt und nur das Gerät sozusagen 
in den Kampf geschickt wird, ist es doch 
sicherlich eine berechtigte Überlegung 
und ein sinnvoller Einsatz von Ressour¬ 
cen, wenn wir uns solchen Technologi¬ 
en natürlich nicht verschließen.“ (SWR2 
Interview der Woche vom 26.1.2013) 
Mord per Fernbedienung, das verstehen 
Ischiger & Co. unter Sicherheitspolitik - 
nur für den Drohnenhersteller „Cassidi- 
an“ ist das ein Grund zum Feiern. 

Frage: Der Begriff „ Sicherheitskonfe¬ 
renz “ wird von euch also ganz anders 
interpretiert? 

Claus Schreer: Ein dreister Etiketten¬ 
schwindel ist das. 


Die Wahrheit ist: Auf der SIKO geht es 
weder um Frieden, weder um die Lö¬ 
sung internationaler Konflikte, weder 
um unsere - noch um die Sicherheit 
der Menschen auf diesem Globus. 

Auf der SIKO geht es um die Militär¬ 
strategie der NATO, um neue Aufrüs¬ 
tungsprogramme und eine noch engere 
militärische Zusammenarbeit zwischen 
den USA und den EU-Staaten. 

Dort versammeln sich die wirtschaft¬ 
lichen, politischen und militärischen 


Machteliten der NATO- und EU- 
Staaten, die Drahtzieher der völker¬ 
rechtswidrigen NATO-Aggressions- 
kriege, die Hauptverantwortlichen 
für weltweite Ungerechtigkeit und 
die Hauptverursacher von Hunger, 
Armut und Umweltzerstörung. 

Den anwesenden Bank- und Konzern¬ 
chefs und ihrem politischen Personal 
geht es darum, sich über gemeinsame 
Strategien zur Aufrechterhaltung ih¬ 
rer globalen Vorherrschaft zu verstän¬ 
digen und diesen Anspruch - notfalls 
auch mit militärischer Gewalt - durch¬ 
zusetzen. 

Frage: Was ist das Anliegen eurer 
Demo? 

Claus Schreer: Unsere Demonstration 
richtet sich gegen diese selbst ernann¬ 
ten Weltherrscher, gegen die Repräsen¬ 
tanten eines Systems, das sich an den 
Profitinteressen einer kleinen Minder¬ 
heit orientiert und sowohl in Friedens- 
wie in Kriegszeiten über Leichen geht. 
Sie richtet sich gegen die Kriegspolitik 
Deutschlands und der NATO. 


Deutschland ist in Europa die militä¬ 
rische Drehscheibe für Aggressions¬ 
kriege der USA oder der NATO. Unter 
Bruch der Verfassung ist Deutschland 
an jedem dieser Kriege beteiligt, um ei¬ 
gene wirtschafts- und machtpolitische 
Interessen zu verfolgen. 

Und hier - direkt vor unserer Haus¬ 
tür - werden auch die tödlichen Waf¬ 
fen produziert und in alle Welt gelie¬ 
fert, selbst an Regimes, die sie gegen die 
eigene Bevölkerung einsetzen. 

Und unsere Demons¬ 
tration richtet sich 
gegen dieses weltweit 
größte Kriegs-Pro- 
paganda-Forum, auf 
dem die militärische 
Aufrüstung und die 
weltweiten Kriegs¬ 
einsätze der NATO- 
Staaten gerechtfertigt 
und mit Lügen vorbe¬ 
reitet werden. 

Die NATO ist - ent¬ 
gegen aller Propagan¬ 
dafloskeln - keine In¬ 
stitution zur Lösung 
von Konflikten. Sie ist 
der militärische Arm 
der reichsten kapi¬ 
talistischen Staaten, 
eine Kriegsallianz zur 
Durchsetzung der Pro¬ 
fitinteressen der mul¬ 
tinationalen Konzer¬ 
ne, der Banken und 
Waffenproduzenten. 
Mit der NATO wird 
es keinen Frieden ge¬ 
ben - sie ist eine Be¬ 
drohung für die ganze 
Menschheit. 

Das „Aktionsbündnis 
gegen die NATO-Si- 
cherheitskonferenz“ ruft deshalb zum 
lautstarken und phantasievollen Pro¬ 
test auf, denn ohne massiven Druck 
von unten werden die Regierenden we¬ 
der ihre Rüstungs- und Kriegspolitik, 
noch ihre die Welt zerstörende Wirt¬ 
schaftspolitik ändern. 

★ Wir wenden uns gegen jede Form 
der Militarisierung der Gesellschaft 
und gegen alle Auslandseinsätze der 
Bundeswehr. Die Bundeswehr dient 
nicht der Verteidigung - sie ist ein In¬ 
strument der Machpolitik. Sie gehört 
abgeschafft. 

★ Deutschland muss aus der NATO 
und aus allen EU-Militärstrukturen 
austreten. 

★ Alle Kriegswaffenexporte müssen 
beendet und verboten werden. Jede 
Produktion von Rüstungsgütern muss 
eingestellt werden. 

Wir laden alle ein 
zur Demo zu kommen: 

Samstag 1. Februar 2014 um 13.00 Uhr 
auf dem Münchner Marienplatz 

Die Fragen stellte Walter Listl 

Weitere Infos: www.sicherheitskonferenz.de 










































Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 


UHUS«®STOPPE»'. 



Fotonachlese von der 
Liebknecht-Luxemburg- 
Demonstration 2014 



































10 Freitag, 24. Januar 2014 


Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Zum 90. Todestag Wladimir lljitsch Lenins 


A ls Wladimir lljitsch Lenin am 21. Januar 
1924 mit 53 Jahren in Gorki bei Moskau 
starb, verlor die internationale Arbeiterbe¬ 
wegung einen ihrer größten marxistischen Theo¬ 
retiker, den Inspirator der russischen Revolution, 
den Begründer der Sowjetunion. 

Schon in frühester Jugend wurde Lenin überzeug¬ 
ter Marxist, widmete er sich ganz der Sache der 
Revolution, dem Kampf für die Lebensinteressen 
der Werktätigen. 

Er gehörte Ende des 19. Jahrhunderts zu der neu¬ 
en, der dritten Generation russischer Revolutio¬ 
näre. Lenin und die von ihm gegründete Partei 
der Bolschewiki maßen den fortschrittlichen, de¬ 
mokratischen Traditionen der russischen Befrei¬ 
ungsbewegung großen Wert bei. Dazu zählten sie 
den unversöhnlichen Kampf gegen die Selbstherr¬ 
schaft und die Leibeigenschaft und gegen soziale 
und nationale Unterdrückung. Die großen russi¬ 
schen revolutionären Demokraten und Sozialis¬ 
ten und all die hervorragenden Revolutionäre der 
siebziger Jahre, die den Weg des Kampfes gegen - 
den Zarismus, für die politische Freiheit gegangen 
waren, nannte Lenin Vorläufer der russischen re¬ 
volutionären Sozialdemokratie. Dabei betrachte¬ 
ten er und die Bolschewiki diese Traditionen vom 



Standpunkt des Marxismus, der Arbeiterklasse 
und ihrer geschichtlichen Rolle. 

Lenin übte jedoch Kritik an dem utopischen, 
kleinbürgerlichen Sozialismus, den anarchisti¬ 
schen Auffassungen, der Taktik des Verschwö- 
rertums und des individuellen Terrors, von denen 
die nichtmarxistischen gesellschaftlich-politischen 
Strömungen gekennzeichnet waren. 


Mit seinem theoretischen und politischen Wirken 
trug Lenin unter den neuen historischen Bedin¬ 
gungen der Herausbildung des monopolistischen 
Kapitalismus, des Kampfes gegen den imperialis¬ 
tischen Krieg und der revolutionären Erhebungen 
(nicht nur in Europa) entscheidend zur Entwick¬ 
lung des Marxismus, des Kampfes der Arbeiter¬ 
klasse und der internationalen Befreiungsbewe¬ 
gung bei. Er führte Werk und Lehre der Begrün¬ 
der des wissenschaftlichen Sozialismus, Karl Marx 
und Friedrich Engels, fort und leistete wichtige 
Beiträge zur Entwicklung der marxistischen Phi¬ 
losophie, der politischen Ökonomie, der Staats¬ 
theorie, der Parteitheorie u.a. 

Er stützte sich dabei auf die Theorie und der Me¬ 
thode von Marx und Engels. Mit aller Entschie¬ 
denheit wies er jeden Versuch zurück, den Mar¬ 
xismus unter dem Vorwand des Kampfes gegen 
den „Dogmatismus“ einer Revision zu unterzie¬ 
hen, ihn für „unzureichend und veraltet“ zu er¬ 
klären. Zugleich trat er stets dafür ein, Theorie 
und Praxis der revolutionären Bewegung schöp¬ 
ferisch zu behandeln, wies er darauf hin, dass man 
sich bei der Ausarbeitung aktueller Probleme von 
den Prinzipien und der Methode des Marxismus 
leiten lassen muss. 


Der Marxismus ist kein Dogma, sondern eine 
Anleitung zum Handeln. Diesen Grundsatz von 
Marx und Engels zitierte Lenin immer wieder; 
sein gesamtes theoretisches und organisatorisches 
Wirken ist von diesem Gedanken geprägt. Alle 
seine Schriften durchdringt diese schöpferische 
Auffassung vom Marxismus als einer lebendigen, 
sich immer weiterentwickelnden Lehre, die Prin¬ 
zipientreue verlangt, jedoch keinerlei Schablo¬ 
nen und Dogmen anerkennt, die erfordert, stets 
die konkrete historische Situation, das objektive 
Kräfteverhältnis zu berücksichtigen. In der „kon¬ 
kreten Analyse einer konkreten Situation“ sah 
Lenin „das innerste Wesen, die lebendige Seele 
des Marxismus“. 

Als großer Denker und Revolutionär verteidigte 
Lenin die revolutionären Prinzipien der marxisti¬ 
schen Theorie in heftigen Auseinandersetzungen 
mit der bürgerlichen Ideologie ebenso wie mit 
den Opportunisten und Revisionisten von rechts 
und „links“. 


(Quelle: W. I. Lenin. Biographie, Verlag Marxistische 
Blätter, Frankfurt a. Main 1976) 


Vor 70 Jahren tobte die Schlacht um Monte Cassino 


60 000 alliierte Soldaten bezahlten Eisenhowers antisowjetische Strategie mit dem Tod • Von Gerhard Feldbauer 



Eine „Fliegende Festung“ der US-Streitkräfte 
über dem Monte Cassino, 15.2.1944 


N ach monatelangem Stillstand der Kampf¬ 
handlungen eröffneten die alliierten 
Truppen am 17. Januar 1944 ihre Offensi¬ 
ve gegen die sogenannte Gustav-Linie der Hit¬ 
lerwehrmacht mit der Schlüsselstellung auf dem 
519 Meter hohen Monte Cassino etwa 120 km süd¬ 
lich von Rom. Im Herbst 1943 hatte der Befehls¬ 
haber des angloamerikanischen Mittelmeerkom¬ 
mandos, General Dwight D. Eisenhower, nach der 
Kapitulation Italiens und dessen Übertritt auf die 
Seite der Antihitlerkoalition tatenlos die Errich¬ 
tung dieser Abwehrfront zugelassen. Sie reichte 
von der Garigliano-Mündung am Tyrrhenischen 
Meer quer durch das unwegsame Gebirge bis zur 
Mündung des Sangro an der Adria. Rund 50 000 
Wehrmachtssoldaten verteidigten die Stellungen, 
gegen die 200 000 Alliierte mit 1 600 Geschüt¬ 
zen zum Angriff antraten. Unter angloamerikani- 
schem Kommando kämpften Angehörige von 20 
Ländern, darunter aus Südamerika, Indien, Aus¬ 
tralien, Neuseeland, polnische Exilverbände und 
eine internationale jüdische Einheit. 

Zunächst verzichtete Eisenhower auf massive 
Luftbombardements auf den Monte Cassino, da 
der Vatikan intervenierte, das historische Bene¬ 
diktiner-Kloster auf dem Berg mit seinen wert¬ 
vollen Kunstschätzen zu verschonen. Die alliierte 
Aufklärung stellte jedoch fest, dass aus dem Klos¬ 
ter Gefechtsaufklärer und Artilleriebeobachter 
die Verteidigung leiteten. Nachdem die erste An¬ 
griffswelle gescheitert und zwischenzeitlich die 
Kunstschätze des Klosters in den Vatikan eva¬ 
kuiert worden waren, eröffneten am 15. Februar 
229 „B-17 Flying Fortress“ des 96. US-Bomberge- 
schwaders (RedDevils genannt) die Luftangriffe 
auf den Monte Cassino und warfen 500 Tonnen 
Spreng- und Brandbomben ab. Die Stadt Cassino, 
umliegende Städte und Dörfer und das Kloster 
wurden bis auf die Grundmauern zerstört. Da die 
Alliierten weder ihre Überlegenheit an Kräften 
und Material noch die Luftherrschaft zielstrebig 
nutzten, zogen sich die Kämpfe über vier Mona¬ 
te hin. Auch einer Seelandung am 22. Januar bei 
Anzio und Nettuno an der Adriaküste südlich von 


Rom fehlte die nötige Stoßkraft. Das Wehrmachts¬ 
kommando konnte die alliierten Verbände in die 
Verteidigung drängen. Erst im Mai konnten die 5. 
USA-Armee aus dem Landekopf bei Anzio und 
Nettuno und die 8. Britische Armee beiderseits 
von Monte Cassino den Widerstand der Wehr¬ 
macht brechen. Angesichts der sich verschlech¬ 
ternden militärischen Situation in Italien insge¬ 
samt befahl der Befehlshaber im Mittelmeerraum, 
Feldmarschall Albert Kesselring, am 17. Mai den 
Rückzug nach Norden. Einen Tag später besetz¬ 
ten als erste polnische Einheiten unter General 
Wladislaw Anders den Monte Cassino. Dass Ei¬ 
senhower im Herbst 1943 tatenlos die Errichtung 
der Gustav-Linie der Hitlerwehrmacht zugelassen 
hatte, bezahlten in der Schlacht um Monte Cassi¬ 
no 60 000 alliierte Soldaten mit ihrem Leben. Die 
deutschen Verluste betrugen 24 000 Mann. Mit 
dem Fall von Monte Cassino war der Weg nach 
Rom frei, das die Alliierten am 4. Juni einnahmen. 

Churchill und reaktionäre USA- 
Kreise setzten auf Sieg der Nazis 

Den Hintergrund der Tatenlosigkeit Eisenhow¬ 
ers bildete die Haltung der USA und Großbri¬ 
tanniens zum Überfall Hitlerdeutschlands auf die 
UdSSR. Der sowjetrussische Diplomat Valentin 
Falin gibt in seinem Buch „Zweite Front. Die In¬ 
teressenkonflikte in der Anti-Hitler-Koalition“ 
(München 1997) die Stimmung führender USA- 
Kreise unterschiedlichster politischer Couleur 
„wie einflussreichen Katholiken und professio¬ 
nellen Antikommunisten bis zu Erzreaktionären 
vom Schlage des Ex-Präsidenten Herbert Hoover 
oder den Senatoren Robert Taft und Arthur Van- 
denberg sowie offenen Anhängern des Nazismus“ 
wider. Sie ließen sich „von den neuen deutschen 
Aggressionen zu Träumen von einer politischen 
Neuordnung Kontinentaleuropas“ inspirieren. 
„Für diese Politiker und ihre Kreise stellte sich 
die Frage überhaupt nicht, ob man der Sowjet¬ 
union helfen sollte“. Sie versuchten, so Falin, „ih¬ 
rem Land eine Sicht aufzudrängen, wonach der 
Sieg des Nazismus einem Triumph des Kommunis¬ 
mus in jedem Fall vorzuziehen war“. In dem Buch 
von D.F. Fleming: „The Cold War and his Origins, 
1917-60, Bd. I (London 1961) sind die lange Zeit 
in den Geheimarchiven verwahrten Äußerungen 
Churchills vom 22. Juni 1941 nachzulesen: „Ge¬ 
winnen die Deutschen, so soll den Russen gehol¬ 
fen werden, gewinnen aber die Russen, so soll den 
Deutschen geholfen werden - mögen sie einander 
so viel wie möglich umbringen.“ Nicht in diesen 
reaktionären Chor stimmte Franklin Roosevelt 
ein, der parallel zum New-Deal eine veränderte 
Haltung gegenüber der UdSSR suchte, den Anti¬ 
kommunismus mäßigte und dem es zu verdanken 
war, dass die Anti-Hitler-Koalition überhaupt zu¬ 
stande kam. Deswegen wollten Wirtschaftsbosse 
und Spekulanten schon 1934 Roosevelt stürzen. 
Mit den strategischen Siegen der Roten Armee 
an der Jahreswende 1942/43 bei Stalingrad und 
anschließend nochmals im Juli 1943 in der gewalti¬ 
gen Schlacht bei Kursk-Belgorod war die Nieder¬ 
lage Deutschlands eingeleitet. Angesichts dieser 
Lage und der internationalen Isolierung des Ag¬ 
gressors als auch der weltweiten Sympathien für 
die UdSSR war es diesen Kreisen nun nicht mehr 
möglich Churchill zu folgen und Deutschland zu 
helfen. Das strategische Ziel blieb jedoch, dass die 
UdSSR sich in der gewaltigen militärischen Ausei¬ 


nandersetzung mit Hitlerdeutschland weiter aus- 
bluten sollte, um so geschwächt aus dem Kriege 
hervorzugehen, dass sie ihren Weltherrschaftsplä¬ 
nen keinen Widerstand entgegensetzen könnte. 

Auf Landung bei Rom verzichtet 

So erhielten die italienischen Streitkräfte, die der 
Besetzung Nord- und Mittelitaliens durch die 
Wehrmacht am 8. September 1943 Widerstand 
leisteten, keinerlei Unterstützung. Statt mit einer 
Landeoperation bei Rom die Wehrmachtstruppen 
aufzuspalten, was wegen der Versorgungsschwie¬ 
rigkeiten zu deren baldiger Vernichtung im Sü¬ 
den hätte führen können, landeten die Alliierten 
mit ihrer Hauptstreitmacht am 9. September bei 
Salerno südlich von Neapel. In Neapel vertrie¬ 
ben die Partisanen nach viertägigen Kämpfen die 
deutschen Besatzer noch vor dem Eintreffen der 
Anglo-Amerikaner am 1. Oktober 1943 aus der 
Stadt. In Rom wurden vier italienische Divisio¬ 
nen, die den Wehrmachtstruppen entgegentraten, 
im Stich gelassen. Ebenso erging es Hunderttau¬ 
senden italienischen Soldaten, die sich in Italien, 
auf Korsika und dem Balkan weigerten, zu kapi¬ 
tulieren. Sie wurden nach dem Ende der Kämp¬ 
fe zu Zehntausenden niedergemetzelt und nach 
Deutschland deportiert. 

Um in Italien revolutionäre 
antifaschistisch-demokratische 
Veränderungen zu verhindern 

1944 setzte die Rote Armee an, die noch besetz¬ 
ten Gebiete der UdSSR, Rumänien, Ungarn und 
Bulgarien zu befreien. Das veranlasste die Alli¬ 
ierten, nun aktiver zu werden, was sich in der Of¬ 
fensive gegen die Gustav-Linie in Italien und in 
der Eröffnung der zwei Jahre verzögerten Front in 
Frankreich zeigte. Es wurde befürchtet, die Rote 
Armee könnte allein in Deutschland einmarschie¬ 
ren und selbst zum Rhein vorstoßen. In Italien er¬ 
reichte die Partisanenarmee eine Stärke von 250 
000 Mann. Weitere über 200 000 Kämpfer zählten 
die örtlichen Partisanen-Einheiten. Schon Anfang 
1944 musste die Wehrmacht 15 Divisionen gegen 


sie einsetzen. Rom befand sich noch vor dem Ein¬ 
treffen der alliierten Truppen unter der Kontrolle 
des Nationalen Befreiungskomitees. Im August in 
Florenz beginnend, das die Partisanen vier Wo¬ 
chen vor der Ankunft der Alliierten nach schwe¬ 
ren Kämpfen einnahmen, befreiten sie immer öf¬ 
ter Städte und Dörfer. Wesentliche Triebkraft des 
nunmehr intensivierten Vormarsches der Alliier¬ 
ten war, dem Einhalt zu gebieten und revolutionä¬ 
re antifaschistisch-demokratische Veränderungen 
zu verhindern. 

Mahnmal gegen Krieg und Faschismus 

Nach Originalbauplänen wurde das älteste Bene¬ 
diktiner-Kloster nach dem Krieg wieder errich¬ 
tet. Die weithin sichtbare Abtei war 529 von dem 
späteren Heiligen Benedikt von Nursia errichtet 
worden. Er gilt als Begründer des nach ihm be¬ 
nannten Mönchtums der Benediktiner. Nachdem 
das Kloster bereits 577 der Zerstörung durch die 
Langobarden, 883 die Sarazenen und 1349 durch 
ein Erdbeben zum Opfer fiel, wurde es durch die 
anglo-amerikanischen Luftangriffe während der 
Schlacht um Monte Casino bis auf die Grundmau¬ 
ern in Schutt und Asche gelegt. Nur ein Gebäude, 
die frühmittelalterliche Krypta, blieb unversehrt. 
Durch Verlagerung in den Vatikan blieben die 
Kunstschätze des Klosters erhalten: Bronzegefä¬ 
ße und Statuen, Gemälde von Leonardo da Vin¬ 
ci, Tizian, Raffael, darunter eine der wertvollsten 
Gemäldesammlungen der Welt mit Werken von 
Brueghels sowie Zeichnungen und Aquarellen 
italienischer Meister. Zu einer tausendjährigen 
über 100 000 Bücher zählenden Bibliothek gehö¬ 
ren Schriften von Seneca mit dazugehörigen 1 200 
handgeschriebenen Aufzeichnungen. 

Am Fuße des Klosters mahnen heute mehrere 
Friedhöfe an die Schrecken von Krieg und Fa¬ 
schismus. Sie bergen neben den Gräbern von 
16 000 Soldaten des Ersten Weltkrieges die von 
107 000 Gefallenen des Zweiten Weltkrieges aus 
32 Nationen. Ein deutscher Soldatenfriedhof zählt 
24 000 Gräber. 
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„Three studies of Lucian Freud“ von Francis Bacon. Das Kunstwerk als Aktie. 



Bösgläubig ersessen 

Der Schwabinger Kunstfund und Merkwürdigkeiten im Kunstbetrieb 


A m 3. November vergangenen 
Jahres meldet das Magazin „Fo¬ 
cus“ den ungewöhnlichen Fund 
eines Kunstschatzes in der angeblich 
vermüllten Wohnung eines angeblich 
verwirrten alten Mannes. Cornelius 
Gurlitt, 80 Jahre. Die Kunstwerke la¬ 
gern in verdunkelten Zimmern und 
selbstgeschreinerten Regalen. Die 
Sammlung stammt vom Vater, Hilde¬ 
brand Gurlitt, Kunsthändler aus der 
Nazizeit, der 1956 gestorben ist. Cor¬ 
nelius Gurlitt habe einzelne Bilder im 
Laufe der Jahre verkauft und vom Er¬ 
lös seinen Lebensunterhalt bestritten. 
Der Bericht lenkt die Aufmerksamkeit 
auf höchst wertvolle Bilder der Klas¬ 
sischen Moderne, die als verschollen 
gelten oder überhaupt unbekannt sind. 
Viele sind als „entartete Kunst“ in den 
dreißiger Jahren beschlagnahmt wor¬ 
den. Das Magazin taxiert den Wert des 
Kunstschatzes auf eine Milliarde Euro. 
Die Nachricht vom „Schwabinger 
Kunstfund“ ist eine Sensation, zumal 
Kunstwerke vor dem Hintergrund kri¬ 
senbedingter Anlageprobleme großer 
Kapitalien gegenwärtig schwindelerre¬ 
gende Höchstpreise erreichen. 
Beispielsweise wird zehn Tage nach 
diesem „Fund“ vom Auktionshaus 
Christie 4 s ein Triptychon von Francis 
Bacon (Three studies of Lucian Freud) 


der Preis von 142,4 Millionen Dollar er¬ 
zielt. Das ist der höchste Preis, der je 
für ein Kunstwerk bezahlt worden ist. 
Am 2. Mai 2013 ging eine Fassung von 
„Der Schrei“ von Edvard Munch für 
119,2 Mio Dollar über den Ladentisch. 
Im November 2006 hatte ein Bild von 
Jackson Pollock 140 Mio Dollar gekos¬ 
tet. Im selben Monat kaufte Steven A. 
Cohen, ein US-amerikanischer Hedge- 
fonds-Manager, ein Bild von Willem de 
Kooning für 137,5 Mio Dollar. Im Mai 
2008 erstand Roman Abramowitsch 
ein anderes Triptychon von Bacon für 
86,3 Mio Dollar bei Sotheby‘s. Dieses 
Auktionshaus konnte das Geschäfts¬ 
jahr 2010 mit einem Umsatz von 774 
Millionen US-Dollar abschließen, ein 
Jahr, in dem nach Angaben der Euro¬ 
pean Fine Art Foundation weltweit 43 
Milliarden Dollar mit Kunst umgesetzt 
wurden. 

★ 

Merkwürdig mutet an, dass der „Schwa¬ 
binger Kunstfund“ weder jung noch zu¬ 
fällig ist. Die Sammlung wird schon im 
März 2012 im Rahmen eines Ermitt¬ 
lungsverfahrens der Staatsanwaltschaft 
Augsburg beschlagnahmt. Verdacht auf 
Steuerhinterziehung. Merkwürdiger 
Anlass dieser Ermittlungen mit Be¬ 
schlagnahmefolge ist eine Reise Gur- 
litts in die Schweiz im September 2010, 


bei der er durch eine Barschaft in Höhe 
von 9 000 Euro an der Grenze auffällt. 
(Wurde je bei Klaus Zumwinkel oder 
Uli Hoeneß beschlagnahmt?) 

Die Staatsanwaltschaft hält ihre Aktion 
geheim. Es gehen anderthalb Jahre ins 
Land, bevor sie in die Presse kommt. 
Bei 590 von 1 280 Kunstwerken wird 
vermutet, dass es sich um NS-Raub- 
kunst handelt. 

Sogleich kommen Fragen auf. Wem 
gehören die Kunstwerke? Auf wel¬ 
cher rechtlichen Grundlage sind sie 
beschlagnahmt? Es fällt auf, dass das 
Gesetz über Einziehung von Erzeug¬ 
nissen entarteter Kunst vom 31. Mai 
1938 nie aufgehoben worden ist (§ 1: 
„Die Erzeugnisse entarteter Kunst, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
in Museen oder der Öffentlichkeit zu¬ 
gänglichen Sammlungen sichergestellt 
und von einer vom Führer und Reichs¬ 
kanzler bestimmten Stelle als Erzeug¬ 
nisse entarteter Kunst festgestellt sind, 
können ohne Entschädigung zu Guns¬ 
ten des Reichs eingezogen werden ...“). 
Davon geht auch die Bundestagsfrakti¬ 
on der Partei „Die Linke“ im Rahmen 
ihrer parlamentarischen Anfrage vom 
21. November 2013 aus („Provenienz- 
Recherche und Restitutionsansprüche 
im Fall des sogenannten Schwabinger 
Kunstfundes“). Sie fragt: „Plant die 


Bundesregierung das ,Gesetz über Ein¬ 
ziehung von Erzeugnissen entarteter 
Kunst 4 aus dem Jahr 1938, welches we¬ 
der nach 1945 von den Alliierten noch 
von der Bundesrepublik Deutschland 
aufgehoben wurde und also im Rah¬ 
men der Rechtskontinuität nach wie 
vor besteht, auszusetzen?“ 

Die Bundesregierung widerspricht 
am 16. Dezember 2013: Das Gesetz 
sei durch die Nichtaufnahme in die 
Sammlung des Bundesrechts im Jahr 
1968 vollständig außer Kraft getreten. 
Nach dieser Rechtsauffassung indes 
wäre Cornelius Gurlitt rechtmäßiger 
Eigentümer. Andere Ansprüche gel¬ 
ten ohnehin als verjährt, die Restitu¬ 
tion (die Rückgabe der Werke an die 
ursprünglichen Eigentümer) scheint 
nicht mehr geboten. 

Andererseits hat sich die Bundesre¬ 
gierung am 3. Dezember 1998 zur Ein¬ 
haltung der Grundsätze der „Washing¬ 
toner Konferenz in Bezug auf Kunst¬ 
werke, die von den Nationalsozialisten 
beschlagnahmt wurden“ verpflichtet. 
Diese Grundsätze aber bleiben vage. 
Die Teilnehmer verpflichten sich zur 
„Klärung strittiger Eigentumsfragen“ 
und zu einer „gerechten und fairen Lö¬ 
sung“. 

Zwar gibt es in der Folge eine „Erklä¬ 
rung der Bundesregierung, der Länder 


und der kommunalen Spitzenverbände 
zur Auffindung und zur Rückgabe NS- 
verfolgungsbedingt entzogenen Kul¬ 
turgutes, insbesondere aus jüdischem 
Besitz“ vom Dezember 1999. Auch hier 
wird eine „gerechte und faire Lösung“ 
versprochen, bzw. Schritte, sie zu fin¬ 
den. „Kulturgüter, die als NS-verfol- 
gungsbedingt entzogen identifiziert 
und bestimmten Geschädigten zuge¬ 
ordnet werden können, sollen nach in¬ 
dividueller Prüfung den legitimierten 
früheren Eigentümern bzw. deren Er¬ 
ben zurückgegeben werden.“ 

Auf dieser Grundlage erfolgt eine 
„Handreichung“, letzte Fassung vom 
November 2007. Aber in ihrer Antwort 
auf die erwähnte parlamentarische An¬ 
frage (Frage 24) der Partei „Die Linke“ 
bekennt die Bundesregierung, dass sie 
noch prüfen wolle, ob und inwieweit 
die rechtlich unverbindlichen Vorga¬ 
ben der „Gemeinsamen Erklärung“ 
und der „Handreichung“ weiterentwi¬ 
ckelt werden sollten. 

★ 

Die nächste Merkwürdigkeit: Seit 
Weihnachten wird Cornelius Gurlitt 
betreut. Das Betreuungsrecht ersetzt 
ab 1992 die frühere Entmündigung und 
ermöglicht Rechtshandlungen im Na¬ 
men des Betreuten. 

Klaus Stein 


Klassenkampf gegen die Schurkereien der Mächtigen 

Erfahrungen der österreichischen Arbeiterbewegung 


Die Wiener Alfred Klahr Gesellschaft - 
Verein zur Erforschung der Geschichte 
der Arbeiterbewegung - hat anlässlich 
des 70. Geburtstages ihres Mitbegrün¬ 
ders und langjährigen Präsidenten, des 
führenden marxistischen österreichi¬ 
schen Historikers Prof. Dr. Hans Haut¬ 
mann, einen Band mit seinen auf ihren 
Tagungen gehaltenen Referaten und in 
ihren Mitteilungen erschienenen Auf¬ 
sätzen herausgegeben. 

Sie behandeln die verschiedensten 
Tätigkeits- und Kampffelder der ös¬ 
terreichischen und internationalen 
Arbeiterbewegung, insbesondere der 
kommunistischen, im 20. Jahrhundert: 
Streikbewegungen (und deren theore¬ 
tische Reflexion) und andere Aspekte 
des gewerkschaftlichen Kampfes, das 
Wirken in „Arbeiterkammern“ - der 
gesetzlichen Interessenvertretung für 
die Arbeiter und Angestellten in Ös¬ 
terreich - und Betriebsräten, die par¬ 
lamentarische Arbeit. Hochinteressant 
sind die Untersuchungen über die Tä¬ 
tigkeit zahlreicher Kommunistinnen 
in der österreichischen Polizei in den 
Jahrzehnten nach 1945 - wertvolle Er¬ 
fahrungen von internationaler Bedeu¬ 
tung. 


Von besonderem Interesse in diesem 
Jahre 2014 sind die zahlreichen Arbei¬ 
ten zu Ereignissen und Problemen des 
Ersten Weltkrieges - einerseits den 
„Schurkereien der Mächtigen 44 , ihres 
Militarismus, ihrer verbrecherischen 
Militärjustiz, ihrer Korruption und 
Prasserei im schreienden Gegensatz 
zur Auspowerung, Drangsalierung und 
Verelendung der Massen, andererseits 
der Entwicklung der den Frieden er¬ 
zwingenden revolutionären Bewegung. 
So konkret der österreichische Stoff 
untersucht wird - stets scheint der in¬ 
ternationale Horizont auf, werden die 
internationale Problematik, die inter¬ 
nationalen Zusammenhänge deutlich. 
Dies gilt auch voll und ganz für die 
ausführlichen, sehr instruktiven Dar¬ 
legungen über Heranreifen und Ver¬ 
lauf der österreichischen Revolution 
1918-1920, die Erste Republik und ihre 
Zerstörung durch Austro- und Nazifa¬ 
schismus sowie die Begründung und 
Entwicklung der Zweiten Republik, 
insbesondere die 40er und 50er Jah¬ 
re. Wer sich einen Überblick über die 
Geschichte Österreichs und der öster¬ 
reichischen Arbeiterbewegung im 20. 
Jahrhundert verschaffen, wer eine Ori¬ 


entierung über deren Grundprozesse 
und Probleme gewinnen will, der sollte 
unbedingt zu diesem Buche greifen - 
zumal die Beiträge in der Regel mit 
einer Fülle von Quellenbelegen und 
Hinweisen auf weiterführende Litera¬ 
tur versehen sind. 

Nicht weniger fundiert als die Aussa¬ 
gen zu österreichischen Ereignissen 
und. Entwicklungen sind die über The¬ 
men wie die Pariser Kommune 1871, 
Spanien 1936-39 sowie den Korea- 
Krieg 1950-1953, seine Vorgeschichte 
und seine Folgen. Besonders, interes¬ 
sant und aufschlussreich sind zwei Bei¬ 
träge über die „sudetendeutsche“ Pro¬ 
blematik, die eine präzise fakten- und 
quellengesättigte Darstellung ihrer his¬ 
torischen, Entwicklung geben und die 
Unvermeidlichkeit ihrer definitiven, 
abschließenden Klärung 1945/46 deut¬ 
lich machen. Das Gleiche gilt für den 
Aufsatz über die Weltjugendfestspie¬ 
le 1959 in Wien - den ersten in einem 
kapitalistischen Lande. Er klärt unter 
anderem darüber auf, wie gewichtige 
antikommunistische Kräfte, vor allem 
aus den USA und Österreich, mit ei¬ 
nem gewaltigen finanziellen und orga¬ 
nisatorischem Aufwand sich bemühten, 


dem Jugendtreffen ein Fiasko zu berei¬ 
ten, jedoch ohne Erfolg., 

Dem Band sind eine weite Verbreitung 
und viele interessierte Leser zu wün¬ 
schen. Heinz Karl 



Hans Hautmann: Von der Permanenz des 
Klassenkampfes und den Schurkereien der 
Mächtigen. Aufsätze und Referate für die Al¬ 
fred Klahr Gesellschaft (Wien 2013 ). 406 Sei¬ 
ten, 20 ,- Euro. Zu beziehen unter klahr.gesell- 
schaft@aon.at 



Zum 90. Geburtstag 
von Inge Keller 

Kinopremiere im Berliner 
Kino Babylon am Rosa- 
Luxemburg-Platz: 

Johann Wolfgang Goethe 
Iphigenie auf Tauris 
Fernsehaufzeichnung von 1969 

Eine Paraderolle der Schauspielerin in der 
DT-Inszenierung von Wolfgang Langhoff 

Sonntag, 26 . 1 . 2014,15 Uhr 

Karten zu 6 Euro direkt ab 17 Uhr 
im Kino Babylon 

oder online, www.babylonberlin.de 
sowie an allen Theater-/Vorverkaufskassen 
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EU-Wahl 


unsere zeit m 


DKP-Kandidatinnen und -kandidaten 

für die Wahlen zum Europäischen Parlament 


Robert Kühne: Warum ich 
kandidiere... 



Durch Hartz IV und Agenda 2010 wur¬ 
de unter Rot-Grün in Deutschland der 
weitere Abbau des Sozialstaates fortge¬ 
setzt. Verschärft wurden diese Gesetze 
durch die anschließende konservativ-li¬ 
berale Koalition. Dies hatte für Millio¬ 
nen Menschen verheerende Auswirkun¬ 
gen, die von sozialer Ausgrenzung bis 
hin zur totalen Verelendung reicht. Die 
Lebensgrundlage der Schwächsten der 
Bevölkerung wurde auf ein Minimum 
dezimiert, Existenzen wurden bewusst 
zugunsten der Interessen des deutschen 
Kapitals zerstört. Verkauft wurde das 
Gesetz als „Reformpaket zur Flexibi¬ 
lisierung des Arbeitsmarktes“. Damit 
verbunden waren Leiharbeit, Werksver¬ 
träge, prekäre Beschäftigung und Auf¬ 
weichungen der Tarifverträge. Rechte, 
die das deutsche Proletariat im Bünd¬ 
nis mit den Angestellten und anderen 
Werktätigen in über hundert Jahren 
erkämpft hatten, wurden rücksichtslos 
beschnitten. 

Durch die Vormachtstellung des deut¬ 
schen Imperialismus in der EU und 
durch ihn mit verursachten Ausbruch 
der „großen Krise“ greifen diese Zu¬ 
stände auch in EU-Europa verstärkt um 
sich. Das Modell des deutschen „Sozi¬ 
alstaates“ soll für alle anderen Länder 
in der Union das Vorbild sein. In Grie¬ 


chenland und Spanien zeigen sich sehr 
deutlich, welche Auswirkungen dieses 
Modell nach sich zieht. Über die Hälf¬ 
te der Jugendlichen sind erwerbslos, 
öffentliche Dienstleistungen wurden 
und werden privatisiert und die Ge¬ 
sundheitssysteme fortgesetzt beschnit¬ 
ten, um nur einige Beispiele zu nennen. 
Die Folgen der Krise werden auf dem 
Rücken der arbeitenden und erwerbslo¬ 
sen Bevölkerung ausgetragen, während 
die Zahl der Millionäre stetig steigt. 
Die Schere zwischen Arm und Reich 
vergrößert sich, die Zweiklassengesell¬ 
schaft tritt immer deutlicher zutage. 
Die Angriffe des Imperialismus zu¬ 
rückzuschlagen und den Kapitalismus 
zu überwinden, ist die historische Mis¬ 
sion des Proletariats im Bündnis mit 
den anderen Schichten der werktäti¬ 
gen Bevölkerung. Dieses ist nicht durch 
Reformen oder Verhandlungen mit der 
Bourgeoisie möglich, sondern nur durch 
einen konsequenten Bruch mit dem Ka¬ 
pital realisierbar. Dafür benötigt es eine 
Partei, die die Interessen der werktäti¬ 
gen Bevölkerung, unter Anwendung 
der Lehren von Marx, Engels und Le¬ 
nin, konsequent vertritt. 

In Deutschland ist diese Partei die DKP. 
Im Bündnis mit dem revolutionären Ju¬ 
gendverband, der SDAJ, kämpft sie für 
eine Welt in der die Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen über¬ 
wunden ist, für den Sozialismus. Der 
DKP am 25. Mai seine Stimme zu ge¬ 
ben, bedeutet seine Stimme den fort¬ 
schrittlichsten Kräften der deutschen 
Arbeiterbewegung zu geben, gegen 
Sozialabbau, Krieg und Krisen, gegen 
ein Europa der Banken und Konzer¬ 
ne, für ein Europa der Völker. 


Linke Einheit oder kommunistische Reinheit? 

Von Ralf Cüppers 



D er Parteivorstand möge end¬ 
lich entscheiden. Mit der Kan¬ 
didatur zur Europawahl hat die 
DKP eine gute Chance, europapoli¬ 
tisch Profil zu zeigen und für unsere 
Überzeugungen zu werben. Dazu müs¬ 
sen wir eine Überzeugung klar vertre¬ 
ten und nicht widersprüchlich. 

Eine klare Überzeugung wäre, wir be¬ 
kennen uns voll und ganz zur Europä¬ 
ischen Linkspartei und deren linker 
Programmatik. Dazu gehört dann auch 
die Vollmitgliedschaft, wir reden nicht 


nur mit, sondern stimmen auch mit ab, 
übernehmen also auch mit die Verant¬ 
wortung für diese Europäische Links¬ 
partei und fühlen uns dann an deren 
Beschlüsse, an denen wir mitgewirkt 
haben, gebunden. Das einzige Problem 
wäre dann, den Wählern zu vermitteln, 
weshalb in der Bundesrepublik zwei 
getrennte Listen der Europäischen 
Linkspartei kandidieren, nämlich die 
der Partei Die Linke und die der DKP 
und dann, weshalb es in der Bundesre¬ 
publik überhaupt zwei konkurrierende 


Sektionen der Europäischen Linkspar¬ 
tei gibt und diese sich nicht vereinigen. 
Eine klare Überzeugung wäre, dass 
wir uns nicht in der Programmatik der 
Europäischen Linkspartei wiederfin¬ 
den, weil sie zwar links, aber nicht ent¬ 
schieden kommunistisch ist. Wir kri¬ 
tisieren diese Linkspartei von links, 
wie es etwa unser Europawahlkandi¬ 
dat Klaus Steiniger überzeugend und 
nachvollziehbar in seinem UZ-Bei- 
trag dargelegt hat. Das wäre eben kei¬ 
ne „nationalistische“ oder „national¬ 
staatliche“ Position, denn wir befänden 
uns damit in guter Gesellschaft mit 
den griechischen und portugiesischen 
Genossen und den anderen kommu¬ 
nistischen Parteien, die die Kritik an 
der Europäischen Linkspartei teilen. 
Dann wäre es unser Ziel und unse¬ 
re Aufgabe, mit eben diesen Partei¬ 
en eine Europäische Kommunistische 
Partei zu bilden und auf diese Weise 
zur Einheit der europäischen Arbei¬ 
terklasse beizutragen. 

Ich habe für beide Positionen Ver¬ 
ständnis und könnte beide Positionen 
vertreten, auch wenn ich die Bildung 
einer Europäischen Kommunistischen 
Partei als die schönere Alternative 
empfände. 

Kein Verständnis habe ich jedoch für 
die Fortsetzung des meiner Ansicht 
nach nur peinlichen „Beobachtersta¬ 
tus“ in der Europäischen Linkspartei, 
der ist nichts Ganzes und noch nicht 
einmal etwas Halbes, sondern verant¬ 
wortungslos. Wir reden mit, aber stim¬ 
men nicht mit ab. Wir unterstützen und 
kritisieren gleichzeitig. Dann können 
wir so tun, als ob wir mitmachen, aber 
sind trotzdem draußen vor. Die Rich¬ 
tungsentscheidung des DKP-Part ei Vor¬ 
standes ist doch längst überfällig, und 
hätte schon getroffen werden müssen, 
bevor wir die Europawahlkandidatur 
beschlossen. 


Mit den Völkern Europas gegen 
das Europa der Konzerne und Banken! 

Kreisvorstand der DKP Köln 


„Täglich verschwinden mehr und 
mehr die törichten Nationalvorurtei¬ 
le, alle schroffen Besonderheiten ge¬ 
hen unter in der Allgemeinheit der eu¬ 
ropäischen Zivilisation, es gibt jetzt in 
Europa keine Nationen mehr, sondern 
nur Parteien [...]“ 

So optimistisch schrieb Heinrich Hei¬ 
ne im Jahr 1828. Vor 185 Jahren. 

Aber Nationalvorurteile sind zäh. Die 
Herrschenden konnten sich ihrer in 
zwei Weltkriegen bedienen. Und sie 
werden es wieder tun, um uns in neue 
Kriege zu jagen. 

Heine hoffte auch: „Es ist die Eman¬ 
zipation der ganzen Welt, absonder¬ 
lich Europas, das mündig geworden 
ist und sich jetzt losreißt von dem ei¬ 
sernen Gängelbande der Bevorrech¬ 
teten, der Aristokratie.“ („Reise von 
München nach Genua“) 

Nun, die „Emanzipation der ganzen 
Welt, absonderlich Europas“ lässt 
auf sich warten. Unterdessen sind es 
nicht mehr die Aristokraten, sondern 
die Superreichen des Geldadels, die 
Herren der Banken und Konzerne, 
die uns am Gängelband halten. Und 
losgerissen haben wir uns noch lange 
nicht. Mehr denn je entscheidet der 
Börsenwert. Ihm werden die mensch¬ 
liche Würde, die Demokratie und die 
Menschenrechte auf Arbeit, Bildung, 
Gesundheit und Wohnung geopfert. 
Anteile am Banken- und Konzernei¬ 
gentum geben den Ausschlag, immer 
weniger entscheiden Stimmenanteile 
bei den Wahlen. Die EU-Kommission 
kniet vor dem Altar des shareholder 
value. In Brüssel begründen Börsen¬ 
werte und Aktienindexe die politi¬ 
schen Entscheidungen. 

Eine wachsende Zahl von Menschen 
in Europa erkennt aber auch, dass Ar¬ 
beitslosigkeit und Armut kein unaus¬ 
weichliches Schicksal sind. Sie wehren 
sich gegen die Parole der marktkon¬ 


formen Demokratie. Sie klagen ihre 
sozialen Menschenrechte ein, kämp¬ 
fen gegen Lohndumping, für bezahl¬ 
bares Wohnen, für eine ausreichende 
Ernährung frei von Genmanipulation, 
gegen die Verschmutzung der Luft, ge¬ 
gen die Atomenergie, für eine umfas¬ 
sende Bildung. Sie gehen gegen die 
Kriegsgefahren auf die Straße. 

Die globalisierte Arbeitsteilung er¬ 
zeugt riesige Reichtümer. Aber nur 
wenige Menschen sind es, die sich 
die Ergebnisse des Fleißes der vielen 
aneignen und über ihre Verwendung 
entscheiden. Die Kluft zwischen Arm 
und Reich wächst. Angesichts dessen 
drängen die Völker Europas auf eine 
Richtungsänderung der Umverteilung. 
Gegenwärtig druckt die Europäische 
Zentralbank (EZB) endlos Geld für 
wenige Privilegierte. So verwandelt sie 
private Schulden in öffentliche durch 
den unbegrenzten Kauf von Staatsan¬ 
leihen. Zudem bewahrt der Europä¬ 
ische Stabilitätsmechanismus (ESM) 
die EU-Länder vor der Zahlungsunfä¬ 
higkeit und rettet ihre privaten Gläu¬ 
biger, die Banken und andere Finanz¬ 
institute. Die dürfen in der nächsten 
Runde der Verwertung fiktiven Ka¬ 
pitals billiges EZB-Geld zu höheren 
Zinsen an die öffentlichen Haushalte 
weiterreichen. 

Der ESM ist mit 700 Milliarden Euro 
ausgestattet. Dieses Institut wird von 
Managern und Bankiers geleitet, die 
zur Verschwiegenheit verpflichtet 
und immun sind. Sie können gericht¬ 
lich nicht belangt werden. Der europä¬ 
ische Fiskalpakt macht aber die Völker 
haftbar und erzwingt die Bedienung 
der ESM-Kredite wie in Deutschland, 
wo die Schuldenbremsen seit 2009 im 
Grundgesetz verankert sind. 

Die neue Bundesregierung forciert 
diesen Kurs. Im Koalitionsvertrag der 
Großen Koalition steht: 


„Die von der letzten Großen Koaliti¬ 
on verabschiedete Schuldenregel im 
Grundgesetz ist strikt einzuhalten. Der 
Bund hat die für ihn geltenden Ver¬ 
pflichtungen bereits frühzeitig erfüllt 
und darf dahinter nicht zurückfallen. 
Die gesamtstaatlichen Verpflichtun¬ 
gen aus dem Europäischen Fiskalpakt 
sind einzuhalten. Die Stabilitätskrite¬ 
rien für Defizit- und Schuldenquo¬ 
te nach dem verschärften europäi¬ 
schen Stabilitäts- und Wachstumspakt 
sind einzuhalten. Der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt verlangt eine konse¬ 
quente Rückführung der gesamtstaat¬ 
lichen Schuldenstandsquote auf unter 
60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP). Wir wollen die Quote innerhalb 
von zehn Jahren von 81 Prozent (Ende 
2012) auf weniger als 60 Prozent zu¬ 
rückführen. Bis Ende 2017 streben wir 
eine Absenkung der Quote auf unter 
70 Prozent des BIP an.“ 

Die Haushalte der EU-Länder, der 
Bundesländer, vor allem aber die der 
Städte und Gemeinden sollen die Kri¬ 
sengewinne der Superreichen bezah¬ 
len. Das muß ein Ende haben. Europa 
braucht Bewegung, umwälzende Re¬ 
formen, eine demokratische Verfas¬ 
sung, ein Parlament, das die europä¬ 
ische Exekutive kontrolliert und die 
Gesetzgebungsinitiative hat. Europa 
braucht unabhängige Gerichte, die 
den Lobbyistensumpf in Brüssel tro¬ 
cken legen. Die Völker Europas müs¬ 
sen bestimmen, nicht die Konzerne 
und Banken. Die EZB gehört wie das 
gesamte Bankenwesen in öffentliche 
Hand und unter demokratische Kon¬ 
trolle. 

Aber in Europa machen die großen 
Banken, was sie wollen. EU-Regeln 
und -Gesetze sind nach ihren Maß¬ 
gaben zugeschnitten, ebenso wie es 
der europäische Verfassungsentwurf 
war. Soziale Menschenrechte kamen 


nicht vor, stattdessen wurden Markt¬ 
wirtschaft und freier Wettbewerb ge¬ 
schützt. Franzosen und Dänen lehnten 
im Jahre 2005 diesen Entwurf ab. Er 
scheiterte. Mit geringen Änderungen 
erstand er als Lissabonvertrag neu. 
Nur in Irland fand am 12. Juni 2008 
ein Referendum statt. Der Vertrag fiel 
durch. Die Abstimmung wurde wie¬ 
derholt. Viel Druck und kleine Zu¬ 
geständnisse erzwangen drei Monate 
später die gewünschte Mehrheit. In 


auf die Straße. Gegen Faschismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und 
Flüchtlingselend richten sich große de¬ 
mokratische Bewegungen. Es wächst 
aber auch die Solidarität mit dem so¬ 
zialistischen Kuba, mit dem bolivari- 
schen Venezuela und anderen Völkern 
der Welt, die gegen den Imperialismus 
kämpfen. 

Das Gängelband, von dem Heine 
sprach, hat zwei Enden. Wer zieht und 
wohin gezogen wird, hängt vom Kräf¬ 



den anderen EU-Staaten wurde der 
Lissabonvertrag in den Parlamenten 
abgenickt. Er gilt seit dem 1. Dezem¬ 
ber 2009. Aber die Völker wollen De¬ 
mokratie in Europa. 

Immer mehr Menschen kämpfen ge¬ 
gen Liberalisierungsprogramme, ge¬ 
gen Privatisierung. Die europäischen 
Gewerkschaften erringen immer mal 
wieder Erfolge im Kampf gegen die 
Brüsseler Diktatur der Banken und 
Konzerne, wie gegen Bolkesteins 
Dienstleistungsrichtlinie, gegen Port 
Package I und II und zuletzt gegen 
die Konzessionsrichtlinie zur Wasser¬ 
versorgung. Die Menschen gehen ge¬ 
gen die elektronische Überwachung 


teverhältnis ab. Wir haben durchaus 
Einfluss auf Tempo und Richtung - je 
einiger wir sind, desto mehr. Die Zie¬ 
le von Banken und Konzernen heißen 
Armut und Krieg. Aber die Völker in 
Europa drängen zu demokratischem 
und sozialem Fortschritt. 

Die DKP kandidiert für das Europa¬ 
parlament. Wir konzentrieren uns auf 
wenige Fragen. Wir meinen: Der Wi¬ 
derstand gegen Kürzungen und Priva¬ 
tisierungen muß wachsen. Schulden¬ 
schnitt statt Schuldenbremsen! Die 
Reichen müssen zahlen! 

Beschluss der KV der DKP Köln vom 14. Januar 
2014 (zum EU-Wahlprogramm) 










m unsere zeit 


Theorie und Geschichte 


Freitag, 24. Januar 2014 


Zur Kontinuität der deutschen Machteliten 

Konzepte und Apparate seit 1933 - Wie ging und geht die BRD 
mit ihrem „braunen“ Erbe um? (Schluss) • Von Heinz Karl 


D ie Bundesrepublik war von ih¬ 
ren Anfängen an gekennzeich¬ 
net durch eine ungebrochene 
Kontinuität zum 1945 untergegan¬ 
genen Deutschen Reich. Da die Ge¬ 
sellschaftsstrukturen, die Eigentums¬ 
verhältnisse nicht verändert wurden, 
wurden aus den Wehrwirtschaftsfüh¬ 
rern Hitlers die Wirtschaftskapitäne 
der BRD. Das politische und geistige 
Klima in der bundesdeutschen „Wirt¬ 
schaft“ ist allein schon dadurch hin¬ 
reichend gekennzeichnet, dass sie an 
die Spitze der beiden wichtigsten Un¬ 
ternehmerverbände, des BDI und des 
Bundesverbandes der Arbeitgeberver¬ 
bände, mit Hanns Martin Schleyer ei¬ 
nen Nazi-Studentenführer, SS-Sturm- 
bannführer und leitenden Nazibeam¬ 
ten im „Reichsprotektorat Böhmen 
und Mähren“ stellte. 

Nicht weniger schlimm war es um den 
Staatsapparat besteht. In Nordrhein- 
Westfalen, um nur ein Beispiel heraus¬ 
zugreifen, kamen 1948 56 Prozent der 
höheren Polizeibeamten aus der Nazi¬ 
partei und der SS. Das Grundgesetz der 
BRD wäre nicht angenommen worden, 
hätte es nicht den Art. 131 enthalten. 
Er setzte sich ein für Personen „... die 
am 8. Mai 1945 im öffentlichen Dienste 
standen ... und bisher nicht oder nicht 
ihrer früheren Stellung entsprechend 
verwendet werden“ bzw. „versorgungs¬ 
berechtigt waren und ... keine entspre¬ 
chende Versorgung mehr erhalten“ 
(Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland, Berlin 1990, S. 52). 

Das dazu am 11. Mai 1951 vom Bun¬ 
destag verabschiedete Ausführungs¬ 
gesetz, das berüchtigte „131er-Gesetz“, 
bewirkte die massenhafte Wiederver¬ 
wendung der faschistischen Berufsbe¬ 
amten und der ihnen gleichgestellten 
Berufssoldaten (einschließlich jener 
der SS) auch im zivilen Bereich zu 
ihrem alten oder noch verbesserten 
Status. Ihm zufolge waren auch die 
Beförderungen der Nazizeit wegen 
„urkundlich erwiesener, persönlicher 
Tapferkeit vor dem Feind“ stets zu be¬ 
rücksichtigen. Weil ein großer Teil der 
131er aus dem Osten oder aus nicht 
mehr bestehenden Behörden oder 
aus der Wehrmacht und SS kam, gab 
es in zahlreichen Ämtern der BRD vie¬ 
le Jahre mehr (ehemalige) Mitglieder 
der Nazipartei als zu Zeiten von Hitler 
und Himmler. 

Der Grundgesetz-Artikel 131 und sei¬ 
ne Folgen waren jedoch nicht nur eine 
personalpolitische Katastrophe. Nicht 
geringer war der politisch-moralische 
Schaden, den sie anrichteten, muss¬ 
ten sie doch wie eine — 

Rehabilitierung, ja 1 
Würdigung der dem 
Naziregime geleiste¬ 
ten Dienste wirken. 

Die politische und 
geistige Perversion, 
durch den Bundestag 
die besonders eifri¬ 
ge Beteiligung an der 
deutschen Mordbren¬ 
nerorgie 1939-1945 als 
„persönliche Tapferkeit“ 
zu würdigen, wurde noch 
übertroffen durch die Un¬ 
geheuerlichkeit, die vom 
Deutschen Reich Überfal¬ 
lenen und geschundenen 
Völker, die Armeen der Antihit¬ 
lerkoalition, die auch dem deutschen 
Volke die Freiheit brachten, noch im 
Nachhinein - sechs Jahre nach Hitlers 
Abgang, fünf Jahre nach den Urteilen 
von Nürnberg - vor dem deutschen 
Volk und der heranwachsenden Ju¬ 
gend per Bundesgesetz als „Feinde“ 
zu diffamieren. 

Diese Politik trug maßgeblich dazu 
bei, das Geschichtsbild ganzer Ge¬ 
nerationen von Bundesbürgern nati¬ 
onalistisch und anti-antifaschistisch 
zu deformieren - und ebenso die zur 
gleichen Zeit massiv in Gang gebrach¬ 
te Entlastung und Verherrlichung der 
Wehrmacht (des „deutschen Solda¬ 
ten“), die in der BRD zum Ausgangs¬ 
punkt und zur breitesten und festesten 


Grundlage für die Mohrenwäsche am 
Deutschen Reich, für die Rehabilitie¬ 
rung der reaktionären Eliten und für 
eine nationalistische Integration un¬ 
ter antikommunistischen Vorzeichen 
wurde. Die Entlastung des „unpoliti¬ 
schen“ deutschen Soldaten, die „wert¬ 
freie Würdigung“ seiner „soldatischen 
Leistung“ ohne Bezug auf deren Mo¬ 
tiv und Zweck war und ist einer der 
wichtigsten Zugänge - vielleicht der 
wichtigste - von Massen, insbesonde¬ 
re von jungen Menschen, zu chauvinis¬ 
tischen, rechtsextremen, faschistischen 
Anschauungen und Haltungen. Dieses 
falsche, demagogische Bild vom deut¬ 
schen Soldaten und der Wehrmacht ist 
auch eine der bedeutendsten Nahtstel¬ 
len zwischen Konservatismus und Fa¬ 
schismus bzw. Neofaschismus. 

Eine besonders große Rolle spielten 
diese Prozesse beim Auf- und Ausbau 
des Regierungsapparates in Bund und 
Ländern, der Polizei, der Justiz und der 
Bundeswehr. Zu den bewährten Nazi¬ 
kadern im Staatsapparat der BRD ge¬ 
hörten ein Bundespräsident, ein Bun¬ 
deskanzler, 21 Minister und Staatsse¬ 
kretäre, 100 Generale und Admirale, 
828 hohe Richter, Staatsanwälte und 
Justizbeamte, 245 leitende Beamte des 
Auswärtigen Amtes, der Botschaften 
und Konsulate. 

Besonders hoch, waren Konzentrati¬ 
on und Einfluss von Nazikadern im 
Staatssicherheitsdienst der BRD - 
gleich ob „Verfassungsschutz“, Bun¬ 
deskriminalamt oder BND - sowie im 
Polizeiapparat. 

In der bundesdeutschen Justiz äußer¬ 
te sich die Kontinuität zum Nazistaat 
nicht nur im Personal, sondern auch 
im Geiste. Sehr überzeugend beispiels¬ 
weise, wenn der Staatsanwalt für poli¬ 
tische Strafsachen am Landgericht Lü¬ 
neburg, Ottersbach - der bis 1945 als 
Ankläger am Sondergericht Kattowitz 
zahlreiche Todesurteile beantragt und 
durchgesetzt hatte - angeklagten Kom¬ 
munisten in der Verhandlung vorhielt: 
„Aus ihrer Inhaftierung in den Jahren 
1933 bis 1945 haben sie nichts gelernt.“ 
(Ingo Müller: Furchtbare Juristen. Die 
unbewältigte Vergangenheit unserer 
Justiz, München 1989, S. 217) Dieses 
Gericht stimmte mit solchen Gedan¬ 
kengängen völlig überein und wertete 
deshalb - der gleichen braunen Logik 
folgend - in seinen Urteilen zugleich 
eine „vorbildliche Führung im Zwei¬ 
ten Weltkrieg als Soldat“ als strafmil¬ 
dernd, weil „der soldatische Einsatz in 
Gesinnung und Opferbereitschaft sei¬ 
nen Wert in sich selbst 
trägt, unabhängig davon, 
„welche Ziele die politi¬ 
sche Führung mit die¬ 
sem Einsatz erstrebt“ 
(Ebenda, S. 235/236). 
Von großem Gewicht 
war die ungebrochene 
Kontinuität rechts¬ 
konservativer und 
nazistischer Kräfte 
im akademischen 
Bereich, vor allem 
in den Geisteswis¬ 
senschaften, mit 
reichen Publika- 
tionsmöglich- 
keiten, die einen 
entscheidenden Beitrag zur oben 
angeführten politischen und geistigen 
Deformierung ganzer Generationen 
leisteten. 

Eine besonders wichtige Rolle spiel¬ 
ten die bürgerlichen Medien, insbe¬ 
sondere konservative und neonazisti¬ 
sche Presse- und Buchverlage sowie 
Studieneinrichtungen, namentlich die 
in der Grauzone von Konservatismus 
einerseits, Rechtsextremismus/Neona¬ 
zismus andererseits angesiedelten. 
Alle diese negativen Entwicklungen 
wurden schwerpunktmäßig Ende der 
40er und in den 50er Jahren auf den 
Weg gebracht. Es wäre ein naiver - 
und gefährlicher - Irrtum, anzuneh¬ 
men, dass es deshalb Probleme der 
Vergangenheit und schon durch die 
„biologische Lösung“ erledigt sei¬ 


en. Im Gegenteil! Sie haben keines¬ 
wegs an Schwungkraft eingebüßt. Die 
„Gründergenerationen“ haben ihre 
Wirkungsbereiche geprägt, weit über 
ihre Zeit hinaus. 

Diese politischen und geistigen Positi¬ 
onierungen in ihrer Langzeitwirkung 
prägen heute mehr denn je die domi¬ 
nierenden politischen Leitbilder der 
BRD: Übernahme des „westlichen 


Wertesystems“ statt antifaschistischer 
Umgestaltungen; Akzeptanz des kapi¬ 
talistischen Systems als (bei einigen - 
reparablen - Mängeln) alternativlo¬ 
se, reformoffene, entwicklungsfähige 
„moderne Zivilisation“ mit unbegrenz¬ 
ter Perspektive; Lobpreisung des bür¬ 
gerlichen Herrschaftssystems als an¬ 
gebliche Verkörperung von Freiheit, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit; 
Apologie von Eurozentrismus, einer 
hegemonialen Rolle der BRD in Eu¬ 
ropa und als europäische Hegemoni- 
almacht in der Welt. Dies schafft zu¬ 
gleich ein Treibhausklima für die Aus¬ 
breitung von Chauvinismus, Rassismus, 
Sozialdarwinismus und die Akzeptanz 
autoritärer und diktatorischer Herr¬ 
schaftsmethoden und -formen ein¬ 
schließlich einer Wiederbelebung von 
1945 Gescheitertem. 

Lehren der Geschichte 

Die Kontinuität der deutschen Mach- 
teliten, ihrer Konzepte und Apparate 
ist nicht nur ein prägendes Element 
vergangener Entwicklungen, son¬ 
dern auch gegenwärtiger und künf¬ 
tiger. Deshalb sind die einschlägigen 
geschichtlichen Erfahrungen keines¬ 
wegs nur von historischem Interesse, 
sondern von großer aktueller Bedeu¬ 
tung. Was lehren sie? 

Vor allem, dass das Großkapital in 
seinem Profit- und Machtdrang kei¬ 
nerlei Hemmungen kennt, vor keinen 
Verfassungsbrüchen, Staatsstreichen 
und sonstigen Gewaltakten zurück¬ 
schreckt, dass sein Verhältnis zu de¬ 
mokratischen Rechten und Institutio¬ 
nen ein rein taktisches ist, dass es eine 
permanente Gefahr für demokratische 
Rechte und Freiheiten und auch für 
parlamentarisch-demokratische Re¬ 
gierungsformen darstellt. Dies gilt in 
besonderem Maße für das politische 
Agieren von Unternehmerverbänden 
und anderen kapitalistischen Interes¬ 
senvereinigungen, namentlich ihrem 
Bestreben, die Medien zu beherrschen 
sowie den Staatsapparat und politische 
Parteien zu infiltrieren und zu instru¬ 
mentalisieren. 

Sehr klar zeigte sich immer wieder, 
welche Gefahren vom bürgerlichen 
Staatsapparat ausgingen, der ein be¬ 
deutendes Eigengewicht hat und re¬ 


aktionäre Prozesse forcierte. Gerade 
unter diesem Aspekt sind die Konti¬ 
nuitätsstränge von der Weimarer Re¬ 
publik über die faschistische Diktatur 
zur BRD von besonderem Interesse. 
Ein wesentliches Problem sind die Be¬ 
ziehungen zwischen den verschiedenen 
Parteien des bürgerlichen Parteien¬ 
spektrums. So wäre Anfang der 30er 
Jahre ohne das Wechselverhältnis der 


Nazipartei und der anderen bürgerli¬ 
chen Parteien die Entwicklung nicht so 
reibungslos für die Reaktion verlaufen. 
In der BRD stellt sich dieses Problem 
als permanente Tolerierung rechtskon¬ 
servativer und neonazistischer Partei¬ 
en (zwischen denen es nie eine „chine¬ 
sische Mauer“ gab) durch alle Regie- 
rungskoalitionen. 

Eine weitere Grunderfahrung von den 
30er Jahren bis heute ist die reale Ta¬ 


tenlosigkeit (kaschiert durch gelegent¬ 
liche Alibi-“Aktivitäten“) des bürger¬ 
lichen Staates gegen rechts. Reale 
antifaschistische Aktivitäten gingen 
immer von der Linken, von den Mas¬ 
sen aus. 

Eines der negativsten, stets die Reakti¬ 
on fördernde Phänomene von den 20er 
Jahren (Severing 1920: „Bolschewisten 
von rechts und links“; Kurt Schuma¬ 


cher 1931: „ rotlackierte Faschisten “) bis 
heute, ist die totalitarismustheoretische 
Gleichsetzung von Faschisten und ak¬ 
tiven Antifaschisten und die Diffamie¬ 
rung letzterer als „Linksextremisten“. 
Motiviert ist dies gleichermaßen durch 
antikommunistische Spaltungs- und 
Ausgrenzungsbestrebungen und das 
Bemühen, die Rechtslastigkeit des bür¬ 
gerlichen Staates und seiner Organe zu 
verschleiern und zu rechtfertigen. 






f 



Einer der Profiteure: Im Rahmen der Nürnberger Prozesse wurde Friedrich Flick sowie fünf seiner Führungsleute in dem 
nach ihm benannten „Flick-Prozess“ angeklagt. Mithilfe seines Rechtsanwaltes Rudolf Dix stellten sich Flick und auch 
die Mitangeklagten als Leidtragende des Hitlerregimes dar. Flick wurde am 22. Dezember 1947 wegen Sklavenarbeit, 
Verschleppung zur Sklavenarbeit, Ausplünderung der besetzten Gebiete und Teilnahme an Verbrechen der SS zu sieben 
Jahren Haft verurteilt. Flick wurde bereits im Frühjahr 1950 entlassen. Der Flick-Konzern wurde bald zu einem der größten 
Nachkriegskonzerne der Bundesrepublik Deutschland. Bild unten rechts: Broschüre gegen Nazi-Blutrichter (Ausschuss für 
Deutsche Einheit, Berlin, DDR 1959) 
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Mit dem Tod eines geliebten Menschen verliert man vieles, 
niemals aber die gemeinsam verbrachte Zeit. 

Renate Rasch 

geb. Knippen 

12.9.1935-13.1.2014 

Was bleibt ist Erinnerung und Dankbarkeit für einen 
fünfundfünfzigjährigen Weg. 

Kurt Rasch 

45145 Essen, Düsseldorfer Straße 36 


Wir trauern um unsere Genossin 

Renate Rasch 

Sie verstarb nach langer Krankheit im Alter von 78 Jahren. 

Renate fand schon früh den Weg in unsere kommunistische Bewe¬ 
gung. Sie wurde nach der Konstituierung Mitglied der DKP. Renate 
war eine Genossin, die um sich kein Aufhebens machte. Sie war im¬ 
mer bereit zu helfen, ob in der Gruppe, bei den Festen der DKP oder 
in der Friedensbewegung. 

Leider konnte sie in den letzten Jahren wegen ihrer schweren 
Erkrankung nicht mehr am Parteileben teilnehmen. 

Wir haben uns heute von ihr verabschiedet. 

DKP-Grundorganisation 
Essen Frohnhausen-Holsterhausen 



Herzlichen Dank 

allen Helferinnen und Helfern, 

die am Luxemburg-Liebknecht- 
Wochenende die vielfältigen 
Aktivitäten der DKP ermöglicht 
haben. 

Das war großartig! 

Herzlichen Dank dem LL-Bündnis 
und der jungen Welt für eine 
eindrucksvolle Manifestation gegen 
imperialistische Kriege! 

DKP-Parteivorstand 



UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST DIR DKP 

Revierpark Wischlingen Dortmund 


Das große Volksfest der Solidarität 
www.dkp.de 


Glückwunsch für 

Willi Schwettmann 

Gradliniger Kommunist, Revolutionär mit wachem Verstand und 
großem Herzen, guter Freund, gebildeter Partner, ironisch, witzig, 
verschmitzt. Wir haben von Dir und mit Dir gelernt in der KPD und 
DKP. Andere wollten Dich knicken, Du hast Dich nicht gebeugt. 

Lieber Willi, Du warst Bergmann in Herne, Urheber von Jugend- 
und Studierendenverband, Verlagen, Firmen: Wir gratulieren Dir 
ganz herzlich zu Deinem 85. Geburtstag und trinken ein Gläschen 
auf Dich in Zuneigung, Respekt und Dankbarkeit. Wir möchten, 
dass es Dir gut geht! 

Edith + Gerd Graw, Christiane Reymann + Wolfgang Gehrcke, 
Traute + Ulli Sander, Peter Dürrbeck, Dieter Keller, Dirk 
Krüger, Stefan Krull, Walter Listl + Sonja Schmid. Michael 
Maercks + Ulrike Maercks-Franzen, Ruth Malkomes, Hans 
Modrow + Gabi Lindner, Christel Priemer, Rolf Priemer, Siggi 
Ransch, Ria Reichel, Fred Schmid, Walborg Schröder, Jürgen 
Schuh + Inge Trambowsky, Hannes Stütz 


■ % ¥ s - 
Marx Engels 
Stiftung 


Zwischen Schnüfflerparadies und Online-Sozialismus. 
Zur Rolle und Bedeutung des Internet 



Wohnungs- und 
mietenpolitische 
Konferenz der DKP 


Samstag, 22. März 2014,10 bis 17 Uhr 
Frankfurt am Main, Haus Gallus, Frankenallee 111 
Seminarraum 3 

Die wohnungs- und mietenpolitische Konferenz der DKP soll 
Theorie und Praxis verbinden, einen Erfahrungsaustausch leisten 
und so konkrete Hinweise erarbeiten, die unmittelbar Anwen¬ 
dung vor Ort finden können. In weiteren Schritten soll daraus ein 
aktuelles wohnungs- und mietenpolitisches Programm der DKP 
entwickelt werden. 

★ Eröffnung: Wolfgang Richter, Kreisvorstand Dortmund 

★ Ein Kapitel marxistische Analyse: Klaus Stein, 
Bezirksvorsitzender der DKP Rheinland-Westfalen 

★ Ein Kapitel kommunistische Grundsätze: Klaus Linder, 
Mitglied des Sekretariates der DKP Berlin 

★ Ein Kapitel politische Praxis: Siw Mammitzsch, 

Sprecherin der Essener Mietergemeinschaft 

★ Schlusswort: Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Nach den Einstiegsreferaten gibt es jeweils Gelegenheit zur 
Diskussion. Eingeladen sind alle interessierten Genossinnen mit 
und ohne Erfahrungen im mietenpolitischen Kampf. 


Sa, 15. Februar, 11 -18 Uhr, Kassel 
Cafe Buch-Oase, Germaniastraßei 4 

In Kooperation mit dem Rosa-Luxemburg-Club Kassel 

• Dietmar Dath (Schriftsteller, Frankfurt a.M.): 

Zeitgewinn und Produktion. Wie man radikale Demokratie rechnet 

• Holger Meuler (Gewerkschaftssekretär, St. Wendel): 

Grenzenlos arbeiten? Digitale Globalisierung und gewerkschaftliche 
Handlungsfelder 

• Thomas Hagenhofer (Informationswissenschaftler, Saarbrücken): 
Das Internet zwischen Fortschrittpotentialen und Destruktivkraft 

• Helmut Dunkhase (Diplom-Mathematiker, Berlin): 

Alternativen aus dem Rechner - Zur Arbeit von Cockshott/Cottrell 
über die Bedeutung der Informationstechnologie für eine 
sozialistische Gesellschaft 

Teilnahmegebühr: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro. 

Anmeldung erbeten unter marx-engels-stiftung@t-online.de oder 
0211 -680 28 28 (Hermann Kopp) 


Die DKP Hamburg lädt ein: 

Mittwoch 29.1.14 

19 Uhr MTZ - EU-Wahlen Auftaktveranstaltung 
„EU - imperalistisches Staatenbündnis oder progressiver 
Ort für Reformen?“ 

Ist die EU grundsätzlich reformierbar oder gehört sie zerschlagen? 
Wo führen wir in Zukunft Klassenkämpfe? 

Warum kandidieren wir bei den EU-Wahlen? 


Wastijof Reimes 0 
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kiitafrer 

Hän£* Georg Miillflr 
HauiJlstraflc 1 
57392 Schmäh Eiberg- 
Ü rsrlsc h äit 
Hocl'SJußrlJiHl 


Tel.: D2972-9HD-D 
Fäit.r 02972-970097 
Restwrant: 

Dienstag Ruhelag 


Hausprüspekt 

anf&rdein 



in unmittelbarer Nahe ctes Klosters Grafschaft f«gl unser 
Gaslhol. Wie™ Jahrhunderten sorgt auch heute cerWirt 
persönlich liir das Wohl der Gäste, 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, «uules Es^en, 
gepflegte GElrlnke. AHe Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
HoieitMicfi befinden sieh Lift, Sinn®, Solang Nicht- 
läucnflfjimmer und Kamin, Kmcterspielraum, Saialbiiftet, 
FfühstiickslHifiet. Auch SeriDren-PaftjDnen. 
Ütsarnachlünu/Frühsliick 30,' bis 53.C p.P. 

HP 15.50 €(.F. * VF. ZZ. C M 3 . 

Kostenlos Bus-lind San nf ah um im Sauertaod. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpnelse. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10% Treuerabarth 


maii[©gasthol-heimes.de * www.gastho 1 -heiimes.de 


Tagungsbeitrag 10 Euro, ermäßigt 6 Euro. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Sonntag, 26.1.2014,15 Uhr Kinopremiere im 
Berliner Kino Babylon am Rosa-Luxemburg-Platz 

zum 90. Geburtstag von Inge Keller: 

Iphigenie auf Tauris 

Johann Wolfgang Goethe, Fernsehaufzeichnung von 1969 

Eine Paraderolle der Schauspielerin in der DT-Inszenierung von 
Wolfgang Langhoff 

Karten zu 6 Euro gibt es im Kino Babylon - direkt ab 17 Uhr 
oder online: www.babylonberlin.de 
sowie an allen Theater-/Vorverkaufskassen. 
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50 Jahre 

Marxistische Blätter 

Blick nach vorn auf die Herausforde¬ 
rungen Robert Steigerwald^Dass er das 
Wissen trägt ... Warum man Aufklä¬ 
rung auch heute nicht allein denken 
und aufschreiben, sondern organi¬ 
sieren muss Dietmar Dath^ Doppelter 
Boden der Marx-Renaissance Georg 
FülberthA»Westlicher Marxismus« und 
»östlicher Marxismus« - Eine un¬ 
glückselige Spaltung Domenico Losurdo 
★ Aufgabe der Marxistinnen im Ver¬ 
teidigungskampf der Gewerkschaf¬ 
ten Anne Rieger 
Weitere Beiträge: 

Was macht das revolutionäre Sub¬ 
jekt ohne Bewusstsein? Na nix. Patrik 
Köbele^ Marxismus für die A-Klasse - zu 
Kontinuitäten und Diskontinuitäten Man¬ 
fred Sohn^Zur russischen Syrienpolitik 
und den Gründen ihres Erfolgs im 
Herbst 2013 Willi Gerns ★Der Marxismus 
und das Ende des Kapitalismus Conrad 
Schuhler^Wolfgang Abendroths Stel¬ 
lung in der gegenwärtigen Demokra¬ 
tiedebatte Norman Paech ★Neue Periode 
sozialer Unruhe - Zur Rolle der neuen 
»lohnabhängigen Mittelklasse« Frank 
Deppe^Grund zur Resignation? - Ein kur¬ 
zer Blick auf die Friedensbewegung Peter 
Strutynski u.v.a. 



Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 

I 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Ferienwohnung in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm, 08144 7200 
anna.boegel@googlemail.com 
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Anzeigen helfen der UZ! 




Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs- und 
Begegnungsstätte in der Nordheide. 

Informationen und Buchung unter: www. 
heideruh.de Tel 04181-8726 
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Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Pressefest / Leserbriefe / Termine / Impressum 


Freitag, 24. Januar 2014 


Missverständlich 

Betr.: „Wer betrügt, der fliegt“, 

UZ vom 10.1.2014, S. 1 

„Die DKP sieht in der ,Arbeitnehmer¬ 
freizügigkeit 4 nun auch für Rumänen und 
Bulgaren ein Musterbeispiel, wie Euro¬ 
papolitik nicht gestaltet werden darf“. 
Diese Formulierung ist leider sehr miss¬ 
verständlich und könnte zusammen mit 
dem zitierten Ausschnitt aus dem Ent¬ 
wurf des DKP-Europawahlprogramms 
den Eindruck erwecken, die DKP sei 
für eine Abriegelung des deutschen Ar¬ 
beitsmarkts. Genau mit dieser nationa¬ 
listischen Abschottungspolitik aber ist es 
seit 1. Januar 2014 endlich vorbei. Staats¬ 
angehörige Rumäniens und Bulgariens 
haben nun wie alle anderen EU-Bür- 
gerlnnen auch das Recht, sich EU-weit 
Arbeit zu suchen - auch in der Bundes¬ 
republik Deutschland. Die DGB-Ge- 
werkschaften haben in allen bisherigen 
Stellungnahmen zur Arbeitnehmerfrei¬ 
zügigkeit deutlich gemacht, dass diese 
nur gewahrt werden kann, wenn andere 
Freizügigkeiten, insbesondere die Kapi¬ 
tal- und Dienstleistungsfreiheiten stär¬ 
ker reguliert, also beschränkt werden. 
Die von Uwe Koopmann angeführten 
Beispiele bestätigen diese Einschätzung 
voll und ganz. Richtig ist auch, dass nicht 
die Ansprüche von Zuwanderern die So¬ 
zialsysteme gefährden. Vielmehr kann 
der Anspruch auf Sozialleistungen und 
arbeitsmarktpolitische Hilfen in einem 
Binnenmarkt die Konkurrenz unter den 
Arbeitssuchenden erheblich mildern. 


Samstag, 
ii. oi. 2014 
Berlin ist eine 
Reise wert! 

In Berlin war 
nicht nur die 
Ehrung von Karl und Rosa ein Erfolg, 
sondern es war auch ein großer Schritt 
vorwärts für die weitere Vorbereitung 
unseres Pressefestes. Wir trafen viele 
unserer Helfer und Helferinnen, nicht 
nur Mitglieder der DKP, sondern auch 
uns nahestehende Menschen. Es gab 
zahlreiche Gespräche, Ideen, und Vor¬ 
schläge, wie wir noch etwas besser wer¬ 
den können. Was für mich wichtig war, 
es gab viele Zusagen, beim Auf- und 
Abbau und der Durchführung zu hel¬ 
fen. Viele haben schon ihren Urlaub an¬ 
gemeldet und ihn genehmigen lassen. 
Interessant sind die neuen Vorschläge 
zur Gestaltung und Werbung. Wir wer¬ 
den sie weiter diskutieren und überle¬ 
gen, was machtbar ist. 

Ich freue mich schon, mit Ute, Fried¬ 
helm, Petra, Werner, Bäckerburschen, 
Markus, Sammy, Mani, Rainer, Helga, 
Christiane und den vielen anderen un¬ 
ser Fest durchzuführen. 



Deshalb Vorsicht: Die Tatsache, dass EU- 
Zuwanderern in den ersten drei Mona¬ 
ten dieser Anspruch verwehrt werden 
soll, ist kein Argument gegen Seehofer, 
sondern für ihn. 

Isa Paape, Erlangen 

Stellen wir die Gretchenfrage 

Betr: Leserbrief Bernd Bücking, 

UZ vom 10.1.2014, S. 15 

Lieber Genosse Bernd, ich schätze dei¬ 
ne punktgenauen Karikaturen aber mit 
deinem Leserbrief liegst du nach meiner 
Meinung in vielen Punkten daneben. 

Du schreibst, „Druck von links organisie¬ 
re ich nicht durch noch so kluge marxisti¬ 
sche Ausführungen ... sondern indem wir 
uns in die objektiv gegen das Profitsystem 
gerichteten Protestbewegungen so ein¬ 
klinken, das wir von diesen als nützlich, 
solidarisch und glaubwürdig empfunden 
werden“. Wohl wahr - aber nur die halbe 
Wahrheit. Oftmals stoßen wir in der Ak¬ 
tion, in Initiativen und Bündnissen, über¬ 
all wo wir uns bewegen und präsent sind 
auf Menschen, die sich schon mehr Ge¬ 
danken machen, die schon weiter im Be¬ 
wusstsein sind als andere. Dann haben wir 
die Pflicht, die Gretchenfrage zu stellen: 
Wie hältst du es mit den Kommunisten? 
Schulterklopfen, Lob und Anerkennung 
die wir oft - besonders auch in der täg¬ 
lichen Kleinarbeit, im Bündnis usw. - er¬ 
halten reicht nicht und macht die Partei 
nicht stärker. 

Du schreibst über „... kluge marxisti¬ 
sche Ausführungen (die wir natürlich in 


eigenen Zusammenhängen brauchen!)“. 
Aber wir brauchen sie nicht nur in „ei¬ 
genen Zusammenhängen“ sondern auch 
im Diskurs mit Menschen, die uns Fra¬ 
gen stellen. Nein heute und nicht „erst 
dann können (und müssen H. S.) wir un¬ 
sere Spezialität, die Marxsche Klassen¬ 
theorie, als orientierende Konstante dort 
einbauen“. 

Bei - besonders auch jungen - Men¬ 
schen, von denen du (...) als „... ein paar 
marxistisch Angehauchten“ sprichst, 
müssen wir die Frage nach der Mitglied¬ 
schaft in unserer Partei offensiv stellen. 
Nein, wir fordern nicht „lautstark den 
Sozialismus“ als Tagesaufgabe. Aber wir 
müssen jenen Menschen eine Perspektive 
geben, die heute schon erkennen, dass der 
Kapitalismus nicht das letzte Wort sein 
kann. Die bereits auf der Suche nach We¬ 
gen für die Überwindung dieses Systems 
sind. Die auf der Suche nach der „richti¬ 
gen“ Organisation sind. Von diesen Men¬ 
schen gibt es mehr als viele von uns sich 
vorstellen können. Für diese Menschen 
müssen wir eine Perspektive bieten. Üb¬ 
rigens auch mit eigener Liste bei den Eu¬ 
ropawahlen. 

Hubert Schulz , DKP Hagen 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 24. JAN 


Rostock: „Griechenland im finanzpolitischen 
und wirtschaftliche Kollaps? „RotFuchs-Ver¬ 
anstaltung zur EU-Wahl mit DKP Stand. Walde¬ 
marhof, Waldemarstraße 33,16.00 Uhr. 


SA ★ 25. JAN 


Darmstadt: Kreisaktivtagung der DKP Darm- 
stadt-Dieburg zur Wahl zum EU-Parlament 
2014. LinksTreff Georg Fröba, Landgraf-Phi- 
lipps-Anlage 32,13.00 Uhr. 


MO ★ 27. JAN 


Essen: „Fritz Bauer - Tod auf Raten“. Film¬ 
veranstaltung von WN-BdA, VHS Essen und 
anderen. VHS Essen, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 29. JAN 


München: „Europa am Scheideweg“, Veran¬ 
staltung der DKP München-Ost mit Leo Mayer. 
KommTreff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Wuppertal: „Trotz alledem“, Filmveranstal¬ 
tung der DKP. Marx-Engels-Zentrum, Gathe 
55,19.00 Uhr. 


DO ★ 30. JAN 


Dortmund: Mitgliederversammlung der DKP 
zur EU-Wahl mit Georg Polikeit. Z, Oesterholz- 
straße 27,19.00 Uhr._ 

Frankfurt/Main: „Ostermarsch 2014 vorbe¬ 
reiten“ , regionale Aktionskonferenz der Frie¬ 
densbewegung der Rhein-Main Region. Frank¬ 


furter Gewerkschaftshaus, Willy-Richter-Saal, 
Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77,18.00 Uhr. 


FR ★31. JAN 


Regensburg: Mitgliederversammlung der 
DKP u.a. zu den EU-Wahlen. Landshuter Hof, 
19.00 Uhr. 


SO ★2.FEB 


Hamburg: „Woche des Gedenkens - Sonder¬ 
öffnung .Dauerausstellung zur Zwangsarbeit 
in Hamburg 1939-1945“. Führung durch die 
erweiterte Dauerausstellung in den letzten er¬ 
haltenen ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken 
Hamburgs, Lager Kowahl+Bruns. Veranstalter: 
Willi-Bredel-Gesellschaft-Geschichtswerkstatt 
e.V. Wilhelm-Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn 
Flughafen, 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 3.FEB 


Hamburg: „Rettet das Freibad Ohlsdorf“, Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Fuhlsbüttel - 
Langenhorn mit einem Sprecher der Bl. Bür¬ 
gerhaus Langenhorn, Tangstedter Landtraße 
41,19.00 Uhr._ 

Hof (Saale): „Das Grazer Modell - nicht ko¬ 
pieren, aber davon lernen.“ Öffentliche Ge¬ 
sprächsrunde der DKP zur Kommunalpolitik 
mit Franz Parteder aus Graz, bis 2012 Lan¬ 
desobmann der KPÖ in der Steiermark und 
langjähriges Mitglied des Bezirksrats in Graz. 
Büro der Partei „Die Linke“, Ernst-Reuter- 
Straße 52,18.00 Uhr. 


Neue Einträge ins Pressefesttagebuch 


Da dürfen wir aber nicht stehen blei¬ 
ben, sondern müssen weiter werben. 

Mittwoch,15.01.2014 
Eigene Mailadresse 

Das hatte sich bewährt. Es kamen für 
unsere Feste viele Nachrichten an, mit 
vielen Anregungen, Anmeldungen und 
so weiter. 

Diese Adresse (uz-pressefest@dkp. 
de.) nahmen wir jetzt wieder in Be¬ 
trieb, allerdings auf einem neuen Ser¬ 
ver. Erst dachte ich, ich wäre zu blöd, 
ich kam nicht an die Mails. War aber 
nicht so! Jetzt beschäftigen sich Ex¬ 
perten damit, so dass wir spätestens 
in der nächsten Woche allen antwor¬ 
ten können. Ihr könnt sie weiter be¬ 
nutzen. 


Donnerstag, 16.01.2014 
Zeltplatz 

Nachdem auf dem Fest 2011 der Zelt¬ 
platz voll war und die Stellplätze für 
Wohnwagen nicht reichten, haben wir 
jetzt die Möglichkeit, mehr Helfer/in¬ 
nen unterzubringen. 


Ab sofort kann man sich unter 
pressefest-camping@dkp.de 

für einen Zeltplatz oder einen Wohn¬ 
wagenplatz anmelden. Bitte bei der 
Anmeldung die ungefähre Größe des 
Zeltes und die Personenzahl angeben. 
Die endgültigen Preise liegen etwa so 
wie 2011, wir verhandeln aber noch. 
Man kann sich auch schriftlich über 
die bekannte Adresse in Essen an¬ 
melden. 


Sonntag,ig. 01.2014 
Hamburg ist auch 
eine Reise wert 

Am Samstag, den 18. Januar, fand im 
Magda-Thürey-Zentrum der Neujahrs¬ 
empfang des Bezirks Hamburg statt. 

In der Begrüßung nannte der Genos¬ 
se Micha Götze die Schwerpunkte der 
kommenden Arbeit, unter anderem: 
Werbung neuer Mitglieder, Gründung 
eines Hafenaktivs, eine Veranstaltung 
zu Portpackage, weiter Unterstützung 
der Bewegung im Schanzenviertel, die 
sich für ein Bleiberecht der Flüchtlin¬ 
ge einsetzt und bezahlbaren Wohnraum 
fordert. 


Das Pressefest spielte auf dem Empfang 
eine große Rolle. Es gab einem Beitrag 
vom Genossen Ulrich Abczynski zur 
Vorbereitung des UZ-Pressefestes un¬ 
ter dem Motto „40 Jahre Pressefest“ mit 
vielen alten Bildern und tolle Live-Mu- 
sik von Peter Gutzeit und Band, dem 
Duo „Schenzer & Wilke“ sowie Rezi¬ 
tationen. 

Der Raum war überfüllt, die Stimmung 
sehr gut und Fischbrötchen sorgten für 
das leibliche Wohl. 

Das ist eine gute und aktive Vorberei¬ 
tung unseres Festes. Ich hoffe, das in den 
anderen Bezirken ähnliche Veranstal¬ 
tungen stattfinden, einige sind schon 
geplant. 

Anschließend gab es noch eine Bera¬ 
tung der Nordbezirke zur organisato¬ 
rischen Vorbereitung, Man merkte so¬ 
fort: Die Nordlichter Hamburg und 
Schleswig Holstein haben eine gute 
und durchführbare Konzeption für ih¬ 
ren Beitrag in Dortmund entwickelt. 
Wir freuen uns auf ihren Beitrag. 
Daher: Hamburg war eine Reise wert. 
Lasst uns gemeinsam dafür sorgen, dass 
unser Fest ein großer Erfolg wird. 

Ulrich Abczynski , Technischer Leiter 


Dl ★ 4. FEB 


München: „Europa am Scheideweg“, Grup¬ 
penabend der DKP Neuhausen-Süd, Wald¬ 
friedhof mit Leo Mayer. KOMM-Treff, Holzap¬ 
felstraße 3,19.00 Uhr. 


Ml ★ 5. FEB 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP mit Diskussion zu den Kommu¬ 
nalwahlen und Vorbereitung des UZ-Presse¬ 
festes. Floraheim, 19.00 Uhr. 

Stadtlohn: „Christen und Marxisten“, Mitglie¬ 
derversammlung der DKP im Kreis Borken. 
Vredenerstraße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 


SA ★ 8 . FEB 


Siegen: „Wie und womit erkennen wir die 
Welt?“ Bildungsveranstaltung der DKP Sie- 
gen/Olpe/HSK zu „Drei Quellen und drei Be¬ 
standteile des Marxismus“. VEB, Marienbor- 
ner Straße 16,14.00 Uhr. 

Krefeld: „Michael Grosse - Deutschland ein 
Wintermärchen von Heinrich Heine.“ DKP Lin¬ 
ker Niederrhein goes Theater: Fabrik Heeder, 
Virchow Straße 130,20.00 Uhr. 


SO ★ 9. FEB 


Dortmund: Veranstaltung der DKP mit Franz 
Parteder von der KPÖ Graz zum Thema Kom¬ 
munalpolitik. Z, Oesterholzstraße 27, 14.00 
Uhr. 
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... (National Security Agency) sollen so oder ähnlich wie auf dem obigen Foto 
aussehen. 

In Howard County im US-Bundesstaat Maryland stehen einige der Supercom¬ 
puter der sammelwütigen Schnüfflerbehörde. Die ungeheuren Datenmengen 
lassen die Maschinen so heiß laufen, dass sie aufwendig gekühlt werden 
müssen - mit Wasser. Doch woher nehmen in der eher trockenen Region? 

Auch hier stellte die Behörde ihre berüchtigte Findigkeit unter Beweis. In der 
Gülle liegt die reine Wahrheit. Für zwei Millionen Dollar im Jahr kauft die NSA 
den städtischen Behörden von Howard County das Abwasser ihrer rund 290 000 
Bürgerinnen ab. Das wird nun mittels einer eigens für 40 Mio. Dollar errichteten 
Pumpstation in die Computer-Kühlanlage des Rechenzentrums geleitet. Wie die 
Baltimore Sun zu berichten weiß, wurde das Betriebspersonal der Pumpstation 
einer Sicherheitsüberprüfung durch die NSA unterzogen und musste Geheim¬ 
haltungserklärungen unterzeichnen. 

Staunend steht die Welt vor diesem Werk, in dem Inhalt und Form eine Ver¬ 
bindung eingegangen sind, die selbst die besten Dichter rund Denker selten 
erreicht haben. Wir wünschen den NSA-Schnüfflern, dass ihre empfindlichen 
Nasen keinen Schaden nehmen. 


Meine progressive Woche 

Vom 11. bis 17. Januar 


Dienstag 

Seit 1978 kürt die Gesellschaft für deut¬ 
sche Sprache das „ Wort des Jahres “. Man 
ist dem Mainstream nicht abhold. Ge¬ 
sundheitsreform (1988), Reisefreiheit 
(1989), Reformstau (1997), Millennium 
(1999), Fanmeile (2006) sind Beispiele 
dafür, dass man dazugehören will und 
kritische Aufklärung nicht unbedingt als 
Hauptkriterium bei der Kür ansieht. 
Wohltuend unterscheidet sich die Jury aus 
vier Sprachwissenschaftlern und einem 
Journalisten, die seit 1991 das „ Unwort 
des Jahres“ aussucht. Deren Grundsät¬ 
ze mögen sich für manchen wie aus ei¬ 
ner fernen Zeit anhören, sind gleichwohl 
brennend aktuell. Da ist vom Verstoß ge¬ 
gen Humanität, Menschenwürde, Demo¬ 
kratie die Rede. Da will man Diskrimi¬ 
nierung, Euphemismus, Irreführung und 
Verschleierung entlarven. 

Bei der Auswahl gibt es seit 1991 fast nur 
Treffer, die ein bezeichnendes Bild des 
Zustandes unserer Gesellschaft zeichnen. 
Mit Alternativlos (2010), Döner-Morde 
(2011), Opfer-Abo (2012) griff man ziel¬ 
sicher Wortschöpfungen auf und an, die 
von ihren populistischen Schöpfern ge¬ 
nau in dem Sinne lanciert wurden, den die 
Jury sich zu bekämpfen bemüht. 

Auch die Brandmarkung des aktuellen 
Unwortes Sozialtourismus ergreift Partei 
für Menschen, die von Politik und Medi¬ 
en verunglimpft und ins Zentrum einer 
rassistischen Kampagne gestellt werden. 
Der Jury gebührt Dank für ihre Arbeit. 
Vorschläge kann man jederzeit machen: 
(vorschlaege (at)unwortdesjahres. net). 

★ 


Das wird wahrscheinlich teuer-für Ver¬ 
braucher und Steuerzahler. Biblis hätte 
nicht abgeschaltet werden dürfen. Da¬ 
mit bestätigt das Bundesverwaltungsge¬ 
richt eine Entscheidung des hessischen 
Verwaltungsgerichtshofs, der der Klage 
des RWE-Konzerns stattgegeben hatte. 
Das Urteil bestätigt darüberhinaus die 
hierzulande geltende Praxis der vielbe¬ 
schworenen Gewaltenteilung. Die Ka¬ 
pitalisten teilen ihre Gewalt so ungern, 
dass sie Exekutive, Legislative und Ju¬ 
dikative keinem andern überlassen. Wie 
sie das machen? 

Mit Geld - reichlich Geld. 

Mittwoch 

Simantu, Imram und Shuvo betreiben 
eine Farm in Bangladesh. Man findet 
die drei allerdings nicht auf dem flachen 
Land beim Reisanbau, sondern in ei¬ 
nem verwinkelten Viertel von Dhaka. 
In einem kleinen Zimmer bewirtschaf¬ 
ten die Drei ihre sogenannte Facebook- 
Klickfarm. Wenn der Okzident schläft, 
gehen sie ihren Aufträgen nach, die vor 
allem von Firmen aus Europa stam¬ 
men. Die bezahlen reales Geld dafür, 
dass unsere Jungfarmer irreale Face- 
book-Klicks generieren. Jedes „ Gefällt- 
mir“ beeindruckt in unserer Cyberwelt 
(vielleicht) Millionen. Simantu und sei¬ 
ne Freunde können nach eigenen Anga¬ 
ben in einer Nacht über 100 000 „ Ge- 
fällt-mir“-Klicks erzeugen. Ein überaus 
überzeugendes Argument für den Ge¬ 
genstand des Gefallens, wenn es denn 
real wäre. So aberführt es exemplarisch 
den gleisnerischen Wert des Netzes al¬ 


ler Netze vor. Eigentlich ist daran nur 
die schiere Unzahl bemerkenswert, folgt 
die „ Geschäftsidee“doch nur dem alten 
Gedanken des „ Schein statt Sein “ - wie 
wir es gerade auch beim ADAC vorfin¬ 
den. 

Dagegen hilft nur, vor allem vor sich 
selbst, immer das auszusprechen, was 
ist, wie es schon Rosa Luxemburg ge¬ 
fordert hat. Wer das tut, läuft allerdings 
Gefahr mit Millionen „Gefällt-mir- 
nicht“-Klicks aus der Kloake der Ge¬ 
heimdienste und ihrer Auftraggeber be¬ 
dacht zu werden. Revolutionäre aller 
Länder und Zeiten wissen seit langem 
ein Lied davon zu singen. 

Donnerstag 

Als westliche Truppen 2001 in Afgha¬ 
nistan landeten, wurde in dem Land auf 
8 000 Hektar Schlafmohn angebaut. 
Heute misst die Anbaufläche 209 000 
Hektar - das 26-fache. Das teilt der US- 
Generalinspekteur in Afghanistan John 
Sopko heute mit. Außerdem seien sie¬ 
ben Milliarden US-Dollar für Anti-Dro- 
gen-Projekte in das Land geflossen. Das 
hört sich nicht nur aberwitzig an, das ist 
aberwitzig, so, wie es eine Lüge ist. 
Sopko ist der letzte, der nicht weiß, dass 
der Afghanistan-Krieg von beiden Sei¬ 
ten mit Mitteln aus dem Opium-Anbau 
bestritten wurde und wird. Schon immer 
zog der Anbau den Kriegen und Bür¬ 
gerkriegen hinterher. Es gibt anschei¬ 
nend nur eins, was dann noch schneller 
wächst als die Anbauflächen - die Heu¬ 
chelei. 

Adi Reiher 


Olympia vor Antikommunismus 

Erinnerung an den RIAS-Reporter Willi Ph. Knecht • Von Klaus Huhn 


Schon die Schlagzeile könnte schockie¬ 
ren, manchen gar erbosen oder zumin¬ 
dest protestierend nach meinem Motiv 
fragen lassen. Eines könnte ich ins Feld 
führen, das manchen aber garantiert 
auf die Palme triebe: Der Betreffende 
hatte am selben Tag Geburtstag wie ich 
und war nur ein Jahr jünger. „War“, weil 
er schon vor neun Jahren verstarb und 
demnächst seinen 85. Geburtstag hät¬ 
te feiern können. Um endlich zur Sa¬ 
che zu kommen: Der Mann war ein so 
strammer Antikommunist, dass er bis 
zum Nachrichtenchef des RIAS auf- 
stieg. Sein Name war Willi Ph. Knecht 
und ist vielleicht noch dem einen oder 
anderen geläufig. Natürlich war mein 
Motiv nicht die Erinnerung an seinen 
Geburtstag, sondern ganz andere Pas¬ 
sagen seiner Vita. 

Noch einmal: Er war ein Antikom¬ 
munist wie er im Buche steht. Eines 
Tages - man platzierte uns zuweilen 
auf Pressetribünen nebeneinander - 
glaubte ich, ungewohnte Töne aus sei¬ 
nem Mund zu hören und letzte Zwei¬ 
fel räumte er beiseite, als die Bundes¬ 
regierung dem Sport befahl, die Spiele 
in Moskau zu boykottieren. Er plapper¬ 
te zwar weiter seine Parolen durch das 
RIAS-Mikrofon, aber diesen Boykott 
bejubelte er nicht! 

Nebenbei gab er für das Nationale 
Olympische Komitee der BRD noch 
die Zeitschrift „Olympia-Report“ her¬ 
aus, aber eines Tages erschien unerwar¬ 
tet dessen letzte Ausgabe. Die war nicht 
von Pappe und begann mit einem Brief 
Knechts: „Sehr geehrte Leserschaft, die 
vorliegende Ausgabe des ,NOK-Re- 
ports‘ beendet das Erscheinen dieser 
Publikation, die vor nunmehr 21 Jah¬ 
ren von Willi Daume begründet wur¬ 
de. Er und das damalige Präsidium des 
Nationalen Olympischen Komitees für 
Deutschland reagierten damit auf die 
publizistische Ohnmacht der deutschen 
Olympischen Bewegung beim erbittert 
geführten Streit um Beteiligung oder 
Boykott der Olympischen Spiele Mos¬ 
kau 1980. Ohne eigenes Sprachrohr war 
das NOK nahezu hilflos dem öffentli¬ 
chen Druck der die Regierungsposi¬ 
tion stützenden Medien ausgeliefert. 
Das ungleiche Ringen mündete, wie 
bekannt, im fatalen Boykottbeschluss 
vom 15. Mai 1980. 


Um ähnlicher Fremdbestimmung künf¬ 
tig besser widerstehen zu können und 
zudem die sportpolitische Meinungs¬ 
bildung innerhalb der olympischen Or¬ 
ganisationen zu beflügeln, betrieb Willi 
Daume die Herausgabe einer NOK-ei- 
genen Publikation. Sie sollte den allge¬ 
meinen Informationsfluss verbessern, 
Entscheidungen der Führungsgremien 
argumentativ untermauern, ansons¬ 
ten von der Tagespresse vernachläs¬ 
sigte Themen aufgreifen, Hintergrün¬ 
de präsidialer Beschlüsse ausleuchten 



Willi Ph. Knecht sah den deutschen 
Sport zunehmend kritisch. 


und insbesondere auch als Regulativ 
Falschdarstellungen und Fehlinterpre¬ 
tationen der Medien entgegenwirken. 
Zur praktischen Bewältigung dieses 
komplizierten Aufgabenkatalogs orien¬ 
tierte sich Willi Daume an Prinzipien 
liberaler Verlage. Das Nationale Olym¬ 
pische Komitee bestimmte als Heraus¬ 
geber richtungsweisend die sportpoliti¬ 
sche Generallinie, die Redaktion besaß 
innerhalb dieses vorgegebenen Rah¬ 
mens thematische Entscheidungs- und 
inhaltliche Meinungsfreiheit. 

In Nachfolge Willi Daumes praktizier¬ 
ten auch Walther Tröger und dessen 
Präsidium dieses Prinzip der Richtlini¬ 
enkompetenz bei gleichzeitig redakti¬ 
oneller Unhabhängigkeit. So widmete 
sich der ,NOK-Report‘ neben seinen 


allgemeinen publizistischen Aufgaben 
häufig der Behandlung sportpolitisch 
konfliktbeladener Themen. Zu lang¬ 
zeitlichen Schwerpunkten entwickelten 
sich unter anderem Kontroversen über 
Reizthemen wie Stasi und Doping im 
DDR-Sport und bei der Abwehr von 
Außeneinflüssen zu Lasten der Selbst¬ 
ständigkeit des nunmehr vereinigten 
Nationalen Olympischen Komitees. 
Dabei provozierten unmissverständli¬ 
che Positionsnahmen nicht nur extern 
mancherorts Missfallen, sondern auch 
bei mit der gewählten NOK-Führung 
konkurrierenden Funktionären. 
Folgerichtig verordnete der hauptsäch¬ 
lich mit deren Hilfe gewählte neue 
NOK-Präsident Dr. Klaus Steinbach vor 
Jahresfrist als eine seiner ersten Amts¬ 
handlungen Veränderungen bei der 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. Dazu 
gehörte insbesondere die Empfehlung 
eines in seiner personellen Zusammen¬ 
setzung von vornherein auf dieses Ziel 
fixierten Arbeitskreises zur Einstellung 
des ,NOK-Reports‘. (...) Dabei benötigt 
das NOK derzeit mehr als je zuvor eine 
Publikation, die argumentativ überzeu¬ 
gend die sportpolitischen Positionen des 
Nationalen Olympischen Komitees be¬ 
schreibt und begründet. Hochglanzbro¬ 
schüren und Verlautbarungspostillen 
können diese Anforderungen nicht er¬ 
füllen, zumal, wenn sie eher die Profi¬ 
lierung Einzelner statt Ansehensgewinn 
für das Ganze an visieren. (...) 
Dringlich bedürfen kritische Fragen 
plausibler Beantwortung: Warum von 
den vor Jahresfrist lautstark angekün¬ 
digten Reformen bisher nur wenige in 
Gang gesetzt wurden; warum das zum 
Ende der Ära Tröger beklagte Span¬ 
nungsverhältnis zwischen führenden 
Sportfunktionären trotz jüngster Be¬ 
schwichtigungsversuche nicht über¬ 
wunden, sondern eher noch weiter 
verschlechtert wurde; warum das Kri¬ 
senmanagement der Leipziger Olym¬ 
piabewerbung von Bundesinnenminis¬ 
ter und Repräsentanten der Wirtschaft 
statt von der NOK-Führung betrieben 
wird; wie die inzwischen in den Medi¬ 
en selbst von vormaligen Parteigängern 
beschriebenen personellen Defizite 
und daraus erwachsende Kommuni¬ 
kationsprobleme überwunden werden 
sollen, alles in allem, warum sich das 


NOK in Anlehnung an ein Wortbild 
Steinbachs statt auf der Überholspur 
auf dem Standstreifen befindet. 

Egal, wie die künftige Presse- und Öf¬ 
fentlichkeitsarbeit aussehen wird: Wer 
das Ansehen des NOK wieder verbes¬ 
sern soll, ist unter den derzeit gege¬ 
benen Umständen nicht zu beneiden. 
In diesem Sinne gute Wünsche und 
freundliche Grüße.“ 

Konstatieren wir als Erstes, dass die 
Bundesregierung also auch auf die¬ 
sem Umweg ihre politische Erpres¬ 
sung des Sports fortsetzte, als Zweites, 
dass sie auch keine Hemmungen hat¬ 
te, den ausgewiesenen Antikommunis¬ 
ten Knecht zu feuern, weil der im Fall 
Moskau Olympia über dem Antikom¬ 
munismus einrangiert hatte und nie¬ 
mand danach fragte, ob das nicht schon 
fast ein Vierteljahrhundert her war. Im 
Kreml regiert zwar kein eingeschriebe¬ 
ner Kommunist mehr, aber die Erinne¬ 
rung an die Moskauer Spiele ist noch so 
wach, dass man die Schwulen und die 
Lesben mobilisierte, um die bundes¬ 
deutschen Gemüter aufzurütteln. Vor 


Jakob, der Lügner, DDR/CSSR1975 

Um seinen Leidensgefährten im 
Ghetto Mut zu machen, erfindet Ja¬ 
kob Geschichten über den raschen 
Vormarsch der Roten Armee nach 
Westen. Das Lexikon des Internati¬ 
onalen Films urteilt, der Film sei eine 
gelungene Romanverfilmung aus 
den DEFA-Studios, konventionell 
inszeniert, doch hervorragend ge¬ 
spielt. Ein Zeugnis tiefer Mensch¬ 
lichkeit. 

Sa., 25. i., 22.15-23.50 Uhr, rbb 

Westfront 1918, D1930 

Der deutsche Antikriegs¬ 
film von G. W. Pabst wurde von Roger 
Boussinot als der einzige den Krieg 
denunzierende Film, der der Armee 
jede Gefälligkeit verweigert, bezeich¬ 
net. In dieser Hinsicht sei es ein reine¬ 
res Werk als das von Milestone. Ge¬ 
meint ist der etwa zur gleichen Zeit 
produzierte US-Spielfilm „Im Westen 
nicht Neues“. 

So., 26.1., 22.30-0.00 Uhr, 3sat 


mir liegt die in Cottbus erscheinende 
„Lausitzer Rundschau“ vom 13. Janu¬ 
ar und deren vierspaltige Schlagzeile 
auf der Titelseite lautet: „Regierung 
warnt Reisende nach Sotschi“. Nicht 
irgendein Außenseiterverein hat „ge¬ 
warnt“, sondern die Bundesregierung! 
Und fast jeden Abend talkt irgendei¬ 
ne Runde vor den Ferrnsehkameras im 
gleichen Kammerton. 

Nochmal zu Knecht: Als die Bundes¬ 
tagsfraktionen vor Jahr und Tag auf¬ 
gefordert worden waren, Fachleute im 
Sportausschuss des Bundestages zum 
Thema Doping in der DDR ein Gut¬ 
achten abzugeben, suchten die Linken 
auch einen Fachmann und ich über¬ 
nahm es - was viele für ein irres Aben¬ 
teuer hielten - Knecht zu fragen, ob er 
bereit wäre, antwortete er mir knapp 
und klar mit „Ja“. Als sich das herum¬ 
sprach, wurde der Tagesordnungspunkt 
gestrichen. 

Daran erinnerte ich mich, als ich die 
Schlagzeile las. Lernte ich: Auch Anti¬ 
kommunisten agieren nicht immer für 
die Ewigkeit. 


Die Grauzone, USA 2001 

Bedrückendes Drama über Ausch¬ 
witz-Birkenau 1944. 

Mo., 27.1., 23.10-0.55 Uhr, 3sat 

Ein Leben für ein Leben, 

D/Isr/USA 2008 

1961 ist Adam Stein Insasse einer fik¬ 
tiven psychiatrischen Klinik für Ho¬ 
locaust-Überlebende in Israel. Im 
KZ musste er für den Kommandan¬ 
ten den Hund spielen. 

Mo., 27.1., 23.20-1.00 Uhr, mdr 

Die Beunruhigung, DDR 1981 

Inge Herold ist Ende 30, geschieden 
und arbeitet als Psychologin. Sie lebt 
mit ihrem 15-jährigen Sohn Mike zu¬ 
sammen und hat ein Verhältnis mit 
dem verheirateten Joachim, der von 
Mike abgelehnt wird. Eines Tages ent¬ 
deckt Inge in ihrer Brust ein Knöt¬ 
chen. Der Frauenfilm gehörte zu den 
besucherstärksten DEFA-Filmen in 
der DDR und erhielt zahlreiche Aus¬ 
zeichnungen. 

Mi., 29.1., 23.30-1.05 Uhr, rbb 


Der rote Kanal 













